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Diese Studie widmet sich der Integration von in 
Deutschland geborenen sowie zugewanderten Dritt-
staatsangehörigen in den deutschen Arbeitsmarkt. In 
drei Kapiteln präsentiert die Studie
1. die rechtlichen und organisatorischen Rahmen-
bedingungen der Arbeitsmarktintegration und 
statistische Kennzahlen zum Stand der Arbeits-
marktpartizipation von Drittstaatsangehörigen,
2. staatliche Maßnahmen auf Ebene des Bundes 
zur Verbesserung der Arbeitsmarktintegration 
von Drittstaatsangehörigen, sowie
3. Initiativen und Maßnahmen von Unternehmen 
und Verbänden der Privatwirtschaft zur Verbes-
serung der Anwerbung, des Ankommens und 
des Verbleibs internationaler Beschäftigter in 
Unternehmen.
Im Rahmen des EMN wurde beschlossen, die Rah-
menbedingungen für und Maßnahmen zur Arbeits-
marktintegration für Geflüchtete sowie Studentin-
nen und Studenten aus dieser Studie auszuklammern, 
da diese bereits in weiteren EMN-Studien aufbereitet 
wurden bzw. werden.1 Folglich wird in dieser Studie 
nicht auf Maßnahmen eingegangen, die explizit bzw. 
ausschließlich auf diese Personengruppen zielen. Da 
sich die Maßnahmen aber häufig an mehrere Status-
gruppen richten, lassen sich die besagten Personen-
gruppen nicht immer aus der Beschreibung von Maß-
nahmen ausschließen.
Bei den in dieser Studie dargestellten Statistiken wird 
nicht nach Statusgruppen unterschieden, sondern die 
Gruppe der Drittstaatsangehörigen insgesamt darge-
stellt (unter Einbeziehung von Geflüchteten sowie Stu-
dentinnen und Studenten). Dies ergibt sich zum einen 
aus den Vorgaben des EMN, zum anderen daraus, dass 
die im Ausländerzentralregister (AZR) vorhandenen 
Daten zu Aufenthaltszwecken nicht mit den Arbeits-
marktstatistiken der Bundesagentur für Arbeit (BA) 
verknüpft sind und somit eine detaillierte Aufstellung 
der Beschäftigten- bzw. Arbeitslosenzahlen nach Auf-
enthaltszweck nicht erfolgen kann. Bei der Betrach-
1 Die Erstellung einer EMN-Studie zum Thema „Anwerbung und 
Bindung internationaler Studierender“ ist für das Jahr 2018 vor-
gesehen. Eine EMN-Studie zum Thema „Fördermaßnahmen der 
Arbeitsmarktintegration von Schutzberechtigten“ wurde 2015 
erstellt (vgl. EMN/BAMF 2015).
tung der Statistiken zur Arbeitsmarktbeteiligung von 
Drittstaatsangehörigen muss bedacht werden, dass in 
Deutschland der Zuwachs der Gruppe der Drittstaats-
angehörigen seit 2014/2015 vor allem durch die ver-
stärkte Fluchtzuwanderung bedingt ist und Angaben 
zu Beschäftigungs- und Arbeitslosenquoten vor allem 
hierdurch beeinflusst sind.
Definition und Stellenwert
In Deutschland ist nicht gesetzlich definiert, was unter 
‚Arbeitsmarktintegration‘ bzw. ‚gelungener Arbeits- 
marktintegration‘ zu verstehen ist. Die Integrationsfor-
schung versteht Arbeitsmarktintegration als zentralen 
Aspekt struktureller Integration und somit von Integ-
ration insgesamt. Wird über die Verbesserung der Ar-
beitsmarktintegration gesprochen, so steht meist die 
Erhöhung der Partizipation der betroffenen Gruppe 
am Arbeitsmarkt im Vordergrund (mehr Beschäfti-
gungs- und Ausbildungsverhältnisse, weniger Arbeits-
losigkeit). Die Bundesregierung sieht die Verbesserung 
der Arbeitsmarktintegration von Migrantinnen und Mi-
granten als Kernaufgabe ihrer Integrationspolitik und 
versteht diese als Teil ihrer längerfristigen Strategie zur 
Sicherung der Fachkräftebasis in Deutschland.
Gesetzliche Rahmenbedingungen und Akteure
Welche Möglichkeiten der Arbeitsmarktintegration für 
Drittstaatsangehörige bestehen, hängt von ihrem je-
weiligen Aufenthaltsstatus ab: ob ein Zugang zum Ar-
beitsmarkt bzw. eine Berechtigung besteht, Leistungen 
der Arbeitsförderung nach dem Zweiten und Dritten 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB II und III) zu erhalten, 
wird durch die der Erteilung des Aufenthaltstitels zu-
grundeliegenden Rechtsgrundlage sowie den spezifi-
schen Regelungen des SGB II und SGB III vorgegeben.
Fragen der Arbeitsmarktintegration von Drittstaats-
angehörigen mit Arbeitsmarktzugang berühren in 
Deutschland mehrere Rechtsbereiche (Aufenthalts-
recht, Sozialrecht etc.). Von zentraler Bedeutung sind 
die Regelungen zur aktiven Arbeitsförderung des So-
zialgesetzbuchs II und III, mit Hilfe derer bei Arbeits-
losigkeit auch Drittstaatsangehörige, bei denen die 
entsprechenden Zugangsvoraussetzungen vorliegen, 
(wieder) in Beschäftigung vermittelt werden sollen. 
Darüber hinaus regelt das Aufenthaltsgesetz Maßnah-
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men des Bundes zur Förderung der Arbeitsmarktin- 
tegration, so beispielsweise die berufsbezogene 
Deutschsprachförderung (§ 45a AufenthG).
Das Thema der Arbeitsmarktintegration fällt in den 
Kompetenzbereich verschiedener Ministerien, über-
wiegend des Bundesministeriums für Arbeit und Sozi-
ales (BMAS) sowie in den Arbeitsbereich entsprechen-
der Landesministerien. Im operativen Bereich spielen 
vor allem die Bundesagentur für Arbeit (BA) und die 
Jobcenter eine zentrale Rolle. Für die Koordination 
und Durchführung der berufsbezogenen Deutsch-
sprachförderung hingegen ist das Bundesamt für Mig-
ration und Flüchtlinge (BAMF) zuständig.
Stand der Arbeitsmarktintegration von 
Drittstaatsangehörigen
Betrachtet man die Arbeitsmarktbeteiligung von Dritt-
staatsangehörigen insgesamt, bleibt diese nach wie 
vor hinter der gesamtgesellschaftlichen Arbeitsmarkt-
beteiligung zurück. Zwar wuchs die Zahl der sozi-
alversicherungspflichtig beschäftigten Drittstaats-
angehörigen zwischen 2014 und 2017 deutlich (von 
1.205.295 Personen im Jahr 2014 auf 1.532.075 Perso-
nen im Jahr 2017), die Beschäftigtenquote sank auf-
grund der gestiegenen Zuwanderung von Drittstaats-
angehörigen (v. a. von Geflüchteten) allerdings im 
gleichen Zeitraum (von 43,4 % im Jahr 2014 auf 40,7 % 
im Jahr 2017). Die Arbeitslosenquote von Drittstaats-
angehörigen blieb (auch durch die Zuwanderung von 
Geflüchteten bedingt) im gleichen Zeitraum rela-
tiv konstant (19,2 % im Jahr 2014 und 20,2 % im Jahr 
2017) und lag deutlich über der Gesamtquote (7,5 % 
im Jahr 2014 und 6,3 % im Jahr 2017).
Staatliche Maßnahmen
Neben dem Regelsystem der aktiven Arbeitsförderung 
existiert eine Vielzahl von staatlichen Maßnahmen, die 
der Verbesserung der Chancen von Drittstaatsangehö-
rigen dienen, in den Arbeitsmarkt eintreten zu kön-
nen. Die Maßnahmen richten sich unter anderem auf 
die Bereiche Ausbildung und Qualifizierung, Stärkung 
von beruflichen Kompetenzen und Soft Skills, Infor-
mationsvermittlung und Beratung, Antidiskriminie-
rung und Diversitykompetenz am Arbeitsplatz, maß-
geschneiderte Maßnahmen zur Arbeitsmarkt- bzw. 
Arbeitsplatzintegration, Anreizsysteme zur Arbeitsauf-
nahme bzw. Arbeitsplatzbereitstellung sowie Unter-
stützung von Selbständigkeit.
Arbeitsplatzintegration und privatwirtschaftliche 
Maßnahmen
Regional und branchenspezifisch stehen Unterneh-
men in unterschiedlichem Ausmaß vor der Herausfor-
derung, Beschäftigte für offene Stellen zu finden. Die 
internationale Rekrutierung stellt hier eine von zahlrei-
chen Personalgewinnungsstrategien dar. Die Erfahrun-
gen mit internationaler Rekrutierung unterscheiden 
sich regional innerhalb der Bundesrepublik, als auch 
branchenspezifisch und in einzelnen Unternehmens-
bereichen.
Arbeitsplatzintegration findet vor Ort in den Unter-
nehmen und Institutionen selbst statt. Konkrete Maß-
nahmen, die von zahlreichen Unternehmen im Zuge 
der Arbeitsplatzintegration internationaler Beschäftig-
ter getroffen werden, umfassen beispielsweise die In-
formationsvermittlung über die Arbeits- und Lebens-
bedingungen in Deutschland, über den Standort des 
Unternehmens sowie das Unternehmen selbst, aber 
auch die Unterstützung bei Einreiseformalia und im 
Alltag nach der Einreise, die Etablierung von Integra-
tionsbeauftragten und/oder Mentoringprogrammen, 
unternehmensspezifischen Qualifizierungs- und Wei-
terbildungsmaßnahmen sowie ein Diversity Manage-
ment und Antidiskriminierungsmaßnahmen.
Herausforderungen
Bei der Integration von Drittstaatsangehörigen in den 
deutschen Arbeitsmarkt bestehen verschiedene Her-
ausforderungen:
  Die Arbeitsmarktbeteiligung von Drittstaatsange-
hörigen bleibt seit Jahren hinter der gesamtgesell-
schaftlichen Arbeitsmarktbeteiligung zurück, was 
sich sowohl an den niedrigeren Beschäftigtenquo-
ten, als auch an den höheren Arbeitslosenquoten 
zeigt. Zur Erklärung werden verschiedene Faktoren 
herangezogen, so unter anderem geringe oder weit 
zurückliegende Berufserfahrungen, fehlendes Wis-
sen über den deutschen Arbeitsmarkt und die ent-
sprechenden Berufsstrukturen, reale institutionelle 
bzw. subjektiv wahrgenommene Diskriminierun-
gen sowie Verdrängungseffekte, oder aber eine im 
Durchschnitt geringere Qualifikation von Betroffe-
nen sowie die Tatsache, dass Drittstaatsangehörige 
in höherem Maße im sekundären Sektor arbeiten, 
der vom Strukturwandel stärker betroffen ist.
  Eine wachsende Anzahl von empirischen Studien 
belegt, dass Bewerberinnen und Bewerber mit Mi-
grationshintergrund (also auch Drittstaatsangehö-
rige) beim Eintritt in den Arbeitsmarkt oder bei der 
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Suche nach einem neuen Arbeitsplatz Diskriminie-
rung erfahren.
  Bei der Arbeitsplatzintegration sind ebenfalls po-
tentielle Fallstricke zu beachten, die im Zuge der 
internationalen Rekrutierung, Integration und län-
gerfristigen Bindung von Beschäftigten aus Dritt-
staaten auftreten können, so beispielsweise deren 




Das Europäische Migrationsnetzwerk (EMN) wurde im 
Jahr 2003 von der Europäischen Kommission auf Ini-
tiative des Europäischen Rates eingerichtet, um dem 
Bedarf eines regelmäßigen Austausches von verläss-
lichen Informationen im Migrations- und Asylbereich 
auf europäischer Ebene nachzukommen. Seit 2008 bil-
det die Ratsentscheidung 2008/381/EG die dauerhafte 
Rechtsgrundlage des EMN, und es wurden Nationale 
Kontaktstellen in den Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union (mit Ausnahme Dänemarks, welches Be-
obachterstatus hat) und in Norwegen geschaffen. 
Aufgabe des EMN ist es, die Organe der Europäischen 
Union, nationale Institutionen und Behörden sowie die 
Öffentlichkeit mit aktuellen, objektiven, verlässlichen 
und vergleichbaren Informationen über Migration und 
Asyl im Hinblick auf eine Unterstützung der Politik in 
diesem Bereich zu versorgen. Die deutsche Nationale 
Kontaktstelle ist beim Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge in Nürnberg angesiedelt. 
Zu den Hauptaufgaben der Nationalen Kontaktstelle 
gehört die Umsetzung des jährlichen EMN-Arbeits-
programms. Dies umfasst die Erstellung des jährlichen 
Politikberichts „Migration, Integration, Asyl“, die Er-
arbeitung von bis zu vier themenspezifischen Studien, 
die Beantwortung von an das Netzwerk gestellten Ad-
hoc-Anfragen sowie die Informationsvermittlung in 
unterschiedlichen Foren, z. B. durch die Organisation 
von eigenen Tagungen und die Teilnahme an Tagungen 
im In- und Ausland. Darüber hinaus richten die Natio-
nalen Kontaktstellen jeweils nationale Netzwerke aus 
Organisationen, Institutionen und Einzelpersonen ein, 
die im Bereich Migration und Asyl tätig sind.
Das Europäische Migrationsnetzwerk
Im Rahmen des EMN wird in der Regel keine Primär-
forschung betrieben, sondern es werden bereits vor-
handene Daten und Informationen aufbereitet und 
analysiert; nur bei Bedarf werden diese durch eigen-
ständige Erhebung von Daten und Informationen er-
gänzt. EMN-Studien werden nach einheitlichen Spe-
zifikationen erstellt, um innerhalb der Europäischen 
Union und Norwegens vergleichbare Ergebnisse zu 
erzielen. Um auch begriffliche Vergleichbarkeit zu ge-
währleisten, wurde ein Glossar erstellt, das über die 
nationalen und internationalen EMN-Webseiten zu-
gänglich ist.
Nach der Fertigstellung der nationalen Berichte wird 
ein Synthesebericht erstellt, der die wichtigsten Ergeb-
nisse der einzelnen nationalen Berichte zusammen-
fasst und so einen europäischen Überblick erlaubt. 
Dazu kommen themenspezifische Informationsblät-
ter (EMN-Informs), die knapp und präzise ausgewählte 
Themen präsentieren. Das EMN-Bulletin liefert vier-
teljährlich Informationen über die aktuellen Entwick-
lungen in der EU und ihren Mitgliedstaaten. Mit dem 
Arbeitsprogramm 2014 wurde des Weiteren die Ar-
beitsgruppe Return Expert Group (REG) eingerichtet. 
Diese beschäftigt sich mit Aspekten der freiwilligen 
Rückkehr, der Reintegration und der zwangsweisen 
Rückführung.
Alle EMN-Publikationen sind auf der Webseite der Ge-
neraldirektion Migration und Inneres der Europäischen 
Kommission verfügbar. Die Studien der deutschen Na-
tionalen Kontaktstelle sowie die Syntheseberichte, In-
forms und das Glossar finden sich auch auf der natio-
nalen Webseite: www.emn-deutschland.de.
Europäisches Migrationsnetzwerk
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Im Rahmen der Befragung zum Integrationsbarometer 
im Jahr 2016 stellte der Sachverständigenrat deutscher 
Stiftungen für Integration und Migration die Frage, 
welche Kriterien für gesellschaftliche Teilhabe wich-
tig seien. Knapp 90 % der Befragten gaben an, dass 
es entweder sehr wichtig oder eher wichtig sei, einen 
festen Arbeitsplatz zu haben, „um dazu zu gehören.“ 
Ein fester Arbeitsplatz war in den Augen der Befrag-
ten das mit Abstand wichtigste Kriterium, an dem sie 
gesellschaftliche Teilhabe festmachten – noch vor an-
deren Kriterien wie Staatsangehörigkeit, Glaube oder 
Geburt in Deutschland (SVR 2016: 4). Dies spiegelt die 
hohe Bedeutung wider, die der Arbeitsmarktintegra-
tion von Migrantinnen und Migranten in Deutschland 
zukommt.
Thema der Studie und betrachtete Gruppe
Die vorliegende Studie widmet sich explizit der Ar-
beitsmarktintegration von Drittstaatsangehörigen,2 
wobei sowohl Personen, die aus Drittstaaten zugewan-
dert sind, als auch Personen, die mit der Staatsbürger-
schaft eines Drittstaates in Deutschland geboren wur-
den, eingeschlossen sind. Im Rahmen des EMN wurde 
beschlossen, die Rahmenbedingungen für, Maßnah-
men zur sowie den Stand der Arbeitsmarktintegration 
für Geflüchtete sowie Studentinnen und Studenten 
aus dieser Studie auszuklammern, da diese bereits in 
weiteren EMN-Studien aufbereitet wurden bzw. wer-
den.3 Folglich wird in dieser Studie nicht auf Maßnah-
men eingegangen, die explizit bzw. ausschließlich auf 
diese Personengruppen zielen. Gleichzeitig lassen sich 
die besagten Personengruppen nicht immer aus der 
Beschreibung von Maßnahmen ausschließen, da diese 
sich vielfach an verschiedene Statusgruppen richten.
Bei den in dieser Studie dargestellten Statistiken wird 
nicht nach Statusgruppen unterschieden, sondern die 
Gruppe der Drittstaatsangehörigen insgesamt darge-
stellt (unter Einbeziehung von Geflüchteten und Stu-
dentinnen und Studenten). Dies ergibt sich zum einen 
aus den Vorgaben des EMN, zum anderen daraus, 
dass die im AZR vorhandenen Daten zu Aufenthalts-
2 Zur Definition vgl. Kapitel 2.1.1.
3 Die Erstellung einer EMN-Studie zum Thema „Anwerbung und 
Bindung internationaler Studierender“ ist für das Jahr 2018 vor-
gesehen. Eine EMN-Studie zum Thema „Fördermaßnahmen der 
Arbeitsmarktintegration von Schutzberechtigten“ wurde 2015 
erstellt (vgl. EMN/BAMF 2015).
zwecken nicht mit den Arbeitsmarktstatistiken der 
BA verknüpft sind und somit eine detaillierte Aufstel-
lung der Beschäftigen- bzw. Arbeitslosenzahlen nach 
Aufenthaltszweck nicht erfolgen kann. Bei der Be-
trachtung der Statistiken zur Arbeitsmarktbeteiligung 
muss allerdings bedacht werden, dass in Deutschland 
der Zuwachs der Gruppe der Drittstaatsangehörigen 
seit 2014/2015 vor allem durch die verstärkte Flucht-
zuwanderung bedingt ist und Angaben zu Beschäfti-
gungs- und Arbeitslosenquoten hierdurch verzerrt sein 
können (vgl. Kapitel 2.3.2).
Die zahlenmäßig recht große Gruppe der schon seit 
ihrer Geburt in Deutschland lebenden Drittstaatsange-
hörigen (2017: 810.910 Personen, vgl. Kapitel 2.3.1.1) 
unterscheidet sich dabei im Hinblick auf die Voraus-
setzungen bei der Arbeitsmarktintegration deutlich 
von der Gruppe der zugewanderten Drittstaatsange-
hörigen – beispielsweise hinsichtlich der sprachlichen 
Voraussetzungen, der in Deutschland erfahrenen schu-
lischen Bildung und entsprechenden Abschlüsse oder 
der Vertrautheit mit dem deutschen Ausbildungs- und 
Arbeitsmarktsystem. Die Abgrenzung zwischen diesen 
beiden Gruppen kann in dieser Studie aufgrund der 
Datenlage allerdings nicht immer trennscharf erfolgen.
Die rechtlichen Grundlagen des Zugangs zum deut-
schen Arbeitsmarkt sowie zu Leistungen der Arbeits-
förderung nach SGB II und III spielen eine vorge-
lagerte Rolle bei der Arbeitsmarktintegration von 
Drittstaatsangehörigen und werden in Kapitel 2.2.1 
skizziert. Bei der Darstellung von Maßnahmen zur Ar-
beitsmarktintegration wird im weiteren Verlauf dieser 
Studie von einer Erlaubnis zur Erwerbstätigkeit bzw. 
einer Leistungsberechtigung nach SGB II oder III aus-
gegangen.
Inhalt und Ziel der Studie
Neben einer kurzen Darstellung der Definition und des 
Stellenwerts von Arbeitsmarktintegration sowie der 
vorhanden Monitoring- und Evaluationsmechanismen 
(Kapitel 2.1) sowie des gesetzlichen Rahmens, inner-
halb dessen Arbeitsmarktintegration stattfindet (Kapi-
tel 2.2 ), präsentiert die Studie Daten zu Umfang und 
Zusammensetzung der Gruppe der Drittstaatsangehö-
rigen (Kapitel 2.3.1) sowie Statistiken zum Stand der 
Arbeitsmarktintegration von Drittstaatsangehörigen 
(Kapitel 2.3.2). Zudem werden die auf Bundes-, Lan-
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des- und kommunaler Ebene involvierten Akteure dar-
gestellt (Kapitel 2.4).
In zwei Hauptkapiteln werden dann exemplarisch 
Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeitsmarkt- bzw. 
der Arbeitsplatzintegration von Drittstaatsangehörigen 
beschrieben. Es werden zunächst die Regelstrukturen 
und weitere Maßnahmen zur Förderung der Arbeits-
marktintegration auf staatlicher Seite präsentiert (Ka-
pitel 3) und dann dargestellt, welche Maßnahmen im 
privatwirtschaftlichen Sektor initiiert werden, um die 
Arbeitsplatzintegration von Beschäftigten aus Dritt-
staaten zu verbessern (Kapitel 4). Da sich die darge-
stellten Maßnahmen häufig auch an andere auslän-
dische Staatsangehörige (z. B. EU-Staatsangehörige) 
oder ganz allgemein Menschen mit Migrationshinter-
grund unabhängig von ihrer Staatsbürgerschaft rich-
ten, kann bei der Darstellung der Maßnahmen nicht 
immer eindeutig zwischen diesen Gruppen unterschie-
den werden.
Quellen
Bei der Erstellung dieser Studie wurden Rechtstexte 
und Verwaltungsvorschriften zum Aufenthalts- und 
Sozialrecht herangezogen. Weiterführende Informa-
tionen boten Publikationen der Bundesregierung, von 
Bundes- und Landesministerien und von Behörden 
sowie wissenschaftliche Ausarbeitungen. Bei der Dar-
stellung der privatwirtschaftlichen Maßnahmen zur 
Arbeitsplatzintegration wurde darüber hinaus auf Ver-
öffentlichungen von Verbänden und Unternehmen zu-
rückgegriffen. Statistische Angaben wurden aus den 
regelmäßigen Publikationen sowie Zulieferungen der 










In Deutschland ist der Begriff ‚Integration‘ nicht ge-
setzlich definiert. Ebenso wenig existiert eine gesetz-
liche Definition des Begriffs ‚Arbeitsmarktintegration‘. 
Die Integrationsforschung versteht Arbeitsmarktinte-
gration als zentralen Aspekt struktureller Integration 
und somit von Integration insgesamt.4
Im Kontext von Migration stehen in der Diskussion 
um eine Integration in den Arbeitsmarkt insbesondere 
Bürgerinnen und Bürger mit Migrationshintergrund im 
Fokus. Dies bezieht sich auf Deutsche mit Migrations-
hintergrund, wie auch auf Menschen mit einer anderen 
Staatsangehörigkeit, die schon lange in Deutschland 
leben. Die vorliegende Studie widmet sich explizit der 
Arbeitsmarktintegration von Drittstaatsangehörigen, 
wobei sowohl Personen, die aus Drittstaaten zugewan-
dert sind, als auch Personen, die mit der Staatsbür-
gerschaft eines Drittstaates in Deutschland geboren 
wurden, eingeschlossen sind.5 ‚Drittstaatsangehörige‘ 
bezeichnet laut Art. 2 des Schengener Grenzkodex jede 
Person, die nicht Unionsbürger im Sinne des Art. 17 
Abs. 1 des Vertrags ist und die nicht unter Artikel 2 
Nr. 5 zu den „Personen zählt, die das Gemeinschafts-
recht auf freien Personenverkehr genießen“ (VO (EG) 
Nr. 562/2006). Staatsangehörige von Island, Norwe-
gen, Liechtenstein und der Schweiz gelten nach dieser 
Definition und in dieser Studie nicht als Drittstaatsan-
gehörige. Personen, die neben ihrer deutschen Staats-
angehörigkeit ebenfalls die Staatsangehörigkeit eines 
4 „Strukturelle Integration umfasst die Eingliederung von Zuwan-
derern in grundlegende Funktionssysteme einer Gesellschaft 
und die damit einhergehenden Möglichkeiten zu (institutio-
nalisierter) gesellschaftlicher Teilhabe und Mitgestaltung. Die 
beiden wichtigsten Bereiche, in denen sich diese Dimension von 
Integration ausdrückt, sind das Durchlaufen des Bildungssys-
tems sowie eine erfolgreiche Platzierung auf dem Arbeitsmarkt“ 
(Büttner/Stichs 2014: 168).
5 Zu den Einschränkungen siehe Einleitung.
Drittstaats besitzen, werden in dieser Studie nicht ge-
sondert erfasst.
Auch ist nicht gesetzlich festgelegt, wann die Integra-
tion in den Arbeitsmarkt als ‚gelungen‘ betrachtet wird. 
Bei der Bewertung des Gelingens oder Misslingens von 
Arbeitsmarktintegrationsprozessen wird allgemein da-
rauf abgestellt, verschiedene Kennzahlen zur Teilhabe 
am Arbeitsmarkt zu vergleichen. Zentrale Kennzah-
len sind beispielsweise die Gesamtzahlen und Quoten 
zu Erwerbstätigkeit6, zu sozialversicherungspflichti-
ger7 und (ausschließlich) geringfügiger8 abhängiger Be-
schäftigung oder zu Arbeitslosigkeit9. Daneben werden 
6 Erwerbstätig sind alle Personen, „die einer Erwerbstätigkeit 
oder auch mehreren Erwerbstätigkeiten nachgehen, unabhängig 
von der Dauer der tatsächlich geleisteten oder vertragsmäßig zu 
leistenden wöchentlichen Arbeitszeit. Für die Zuordnung zu den 
Erwerbstätigen ist es unerheblich, ob aus dieser Tätigkeit der 
überwiegende Lebensunterhalt bestritten wird oder nicht. Zu 
den Erwerbstätigen gehören auch Soldaten (einschließlich der 
Wehr- und Zivildienstleistenden). Nicht zu den Erwerbstätigen 
zählen Personen in ihrer Eigenschaft als Grundstücks-, Haus- 
und Wohnungseigentümer oder als Eigentümer von Wertpapie-
ren und ähnlichen Vermögenswerten“ (BA 2018a: 25f.).
7 Als Sozialversicherungspflichtig beschäftigt gelten alle Ar-
beitnehmerinnen und -nehmer, „die kranken-, renten-, pfle-
geversicherungspflichtig und/oder beitragspflichtig nach dem 
Recht der Arbeitsförderung sind oder für die Beitragsanteile 
zur gesetzlichen Rentenversicherung oder nach dem Recht der 
Arbeitsförderung zu zahlen sind. Dazu gehören insbesondere 
auch Auszubildende, Altersteilzeitbeschäftigte, Praktikanten, 
Werkstudenten und Personen, die aus einem sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis zur Ableistung von 
gesetzlichen Dienstpflichten (z. B. Wehrübung) einberufen 
werden“ (BA 2018b: Hinweise_SVB_GB). Nicht zu den sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigten zählen Beamte, Selbständige 
und mithelfende Familienangehörige, Berufs- und Zeitsoldatin-
nen bzw. -soldaten, sowie Wehr- und Zivildienstleistende (BA 
2018a: 49).
8 Bei der geringfügigen Beschäftigung „wird zwischen der ge-
ringfügig entlohnten Beschäftigung und kurzfristigen Beschäf-
tigung unterschieden. Eine geringfügig entlohnte Beschäftigung 
liegt vor, wenn das Arbeitsentgelt aus dieser Beschäftigung 
regelmäßig im Monat die Geringfügigkeitsgrenze von 450 Euro 
nicht überschreitet. Eine kurzfristige Beschäftigung liegt vor, 
wenn die Beschäftigung für eine Zeitdauer ausgeübt wird, die 
im Laufe eines Kalenderjahres auf nicht mehr als zwei Monate 
oder insgesamt 50 Arbeitstage (im Zeitraum vom 01.01.2015 bis 
31.12.2018: 3 Monate oder insgesamt 70 Arbeitstage) begrenzt 
ist“ (BA 2017a).
9 Arbeitslosigkeit „ist im SGB III definiert und erfasst Personen, 
die vorübergehend nicht in einem Beschäftigungsverhältnis 
stehen, das 15 Wochenstunden und mehr umfasst, eine versi-
cherungspflichtige Beschäftigung von mindesten 15 Wochen-
stunden suchen, den Vermittlungsbemühungen der Agenturen 
für Arbeit bzw. der Träger der Grundsicherung zur Verfügung 
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für den Vergleich auch sozialstrukturelle Merkmale 
herangezogen, beispielsweise die Geschlechts-, Alters- 
oder Qualifikationsstruktur der Beschäftigten. Mit dem 
Ergebnis des Vergleichs wird dann bewertet, ob und in 
wie weit Arbeitsmarktintegration gelingt (bspw. Beauf-
tragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration 2016: 172 und 185).
Verständnis von Arbeitsmarktintegration in dieser 
Studie
In dieser Studie wird der Fokus sowohl (a) auf die In-
tegration in den Arbeitsmarkt als auch (b) auf die In-
tegration in den Arbeitsplatz gelegt.
a. Bei der Betrachtung von Arbeitsmarktintegra-
tion werden in dieser Studie Statistiken prä-
sentiert, die beschreiben, in welchem Umfang 
Drittstaatsangehörige am Arbeitsmarkt par-
tizipieren, also, wie viele Drittstaatsangehö-
rige in einem sozialversicherungspflichtigen 
Arbeits- oder Ausbildungsverhältnis stehen. 
Ebenso werden Maßnahmen beschrieben, die 
die Partizipation von Drittstaatsangehörigen am 
Arbeitsmarkt erhöhen sollen, als auch solche 
Maßnahmen, die die Qualifikationen von Dritt-
staatsangehörigen verbessern sollen, mithilfe 
derer wiederum eine höhere Partizipation von 
Drittstaatsangehörigen am Arbeitsmarkt er-
reicht werden soll.
b. Bei der Arbeitsplatzintegration werden Maß-
nahmen von Unternehmen beschrieben, die die 
Anwerbung, das Ankommen und den Verbleib 
internationaler Beschäftigter in Unternehmen 
verbessern sollen.
2.1.2 Stellenwert
Der Integration von Drittstaatsangehörigen in den 
Arbeitsmarkt kommt in Deutschland hohe Bedeu-
tung zu. So wird die Beteiligung am Arbeitsmarkt als 
Grundvoraussetzung zur aktiven Teilhabe an der Ge-
sellschaft (BMAS 2017a) und als zentrales Element für 
den Integrationsprozess insgesamt verstanden. Die-
ses Verständnis wurde im Jahr 2005 gesetzlich fest-
geschrieben: Leitsatz des in dem Jahr in Kraft getre-
tenen Zuwanderungsgesetzes und der darin erstmals 
bundesgesetzlich verankerten integrationspolitischen 
Maßnahmen ist, dass die Integration von rechtmä-
ßig auf Dauer im Bundesgebiet lebenden Ausländerin-
stehen und sich dort persönlich arbeitslos gemeldet haben“ (BA 
2017b: 1).
nen bzw. Ausländern in das wirtschaftliche, kulturelle 
und gesellschaftliche Leben in der Bundesrepublik 
Deutschland gefördert und gefordert wird (§ 43 Abs. 1 
AufenthG).
Zuletzt wurde der besondere Stellenwert der Arbeits-
marktintegration im Koalitionsvertrag der neuen Bun-
desregierung (geschlossen im März 2018 zwischen 
CDU, CSU und SPD) hervorgehoben: „Menschen mit 
Migrationshintergrund gehören zu unserer Gesell-
schaft und prägen sie mit. Ihre Repräsentanz auf allen 
Ebenen in den Unternehmen, gesellschaftlichen Ein-
richtungen und vor allem auch im öffentlichen Dienst 
gilt es weiterhin zu verbessern. […] Wir bekennen uns 
zur Integration für diejenigen mit dauerhafter Blei-
beperspektive. Dazu gehören Sprache und Arbeit“ 
(CDU/CSU/SPD 2018: 105f.). Die Bundesregierung un-
terstreicht, dass die „Verbesserung der Arbeitsmarkt-
integration von Migrantinnen und Migranten […] eine 
Kernaufgabe der Integrationspolitik der Bundesregie-
rung“ ist (BMAS 2017a).
Dabei stuft die Bundesregierung Arbeitsmarktinteg-
ration auch langfristig als bedeutsam ein, da sie in ihr 
einen Beitrag zur Behebung eines partiellen und/oder 
zukünftigen Fachkräftemangels sieht. Dies bezieht 
sich sowohl auf die Fachkräftegewinnung im In- als 
auch aus dem Ausland. Ersteres meint die Aktivierung 
von Deutschen mit und ohne Migrationshintergrund 
sowie von bereits länger in Deutschland lebenden EU-
Bürgerinnen bzw. -Bürgern und Drittstaatsangehöri-
gen. Da allerdings davon ausgegangen wird, dass die 
Fachkräfteaktivierung im Inland nicht ausreichen wird 
(vgl. BMAS 2017b), wird zum anderen auf die Anwer-
bung, Rekrutierung und Arbeitsmarktintegration von 
Fachkräften aus dem Ausland gesetzt. Entsprechend 
beinhaltete das 2011 von der damaligen Bundesregie-
rung verabschiedete Fachkräftekonzept die folgenden 
Punkte als einen von fünf Pfaden zur mittel- und lang-
fristigen Sicherung des Fachkräftebedarfs in Deutsch-
land:
  „Bessere berufliche Integration (arbeitsloser) Mig-
rantinnen und Migranten
  Schnellere und transparentere Verfahren zur Fest-
stellung der Gleichwertigkeit von ausländischen 
Berufsqualifikationen
  Arbeitsmarktorientierte Anpassung der Arbeitsmig-
ration bei Berücksichtigung integrationspolitischer 
Aspekte“ (BMAS 2017b: 35f.).
Die politische Prioritätensetzung spiegelt sich auch 
in der öffentlichen Debatte wider: Nachdem mit der 
gestiegenen Fluchtzuwanderung ab 2015 die Ar-
beitsmarktintegration von geflüchteten Menschen ins 
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Zentrum der öffentlichen Debatte gerückt war, wird 
in der letzten Zeit im Rahmen der Diskussion um die 
Einführung eines Fachkräfteeinwanderungsgesetzes 
wieder zunehmend die Anwerbung, Rekrutierung und 
Integration von Fachkräften in den öffentlichen Blick 
genommen.
Bedeutung der Arbeitsmarktintegration für die 
Bundesländer
Auch auf Ebene der Bundesländer wird der Arbeits-
marktintegration von Menschen mit Migrationshin-
tergrund eine zentrale Bedeutung beigemessen. Dies 
machen die Bundesländer unter anderem in ihren In-
tegrationsgesetzen und/oder Integrationsplänen bzw. 
Integrationskonzepten deutlich, wenn auch mit unter-
schiedlicher Betonung und Ausrichtung. So sieht zum 
Beispiel Nordrhein-Westfalen in Menschen mit Mig-
rationshintergrund aller Altersgruppen ein wichtiges 
Potenzial an qualifizierten Fachkräften oder zu quali-
fizierenden zukünftigen Fachkräften. Das Land fördert 
daher alle Bestrebungen und Maßnahmen, die zu einer 
optimalen Nutzung der gesetzlichen, auf berufliche 
Integration der Menschen mit Migrationshintergrund 
abzielende Instrumente beitragen (§ 8 Abs. 1 und 2 
TeilhIntegrG NRW10). Einen anderen Ansatz verfolgt 
beispielsweise Bayern, das die Mitverantwortung der 
Wirtschaft als Integrationsakteur betont und Förde-
rung für die Umsetzung von Integrationsmaßnahmen 
von Unternehmen in Aussicht stellt (§ 1 und 2 Bay-
IntG11).
2.1.3 Monitoring und Evaluation der 
Arbeitsmarktintegration
In Deutschland finden sich auf Bundes-, Landes- und 
kommunaler Ebene verschiedene periodische Berichte, 
Monitorings und Evaluationen zum Stand der Integra-
tion von Menschen mit Migrationshintergrund allge-
mein, sowie zur Arbeitsmarktintegration im Speziellen. 
Aufgrund der vergleichsweise guten Datenverfügbar-
keit in diesem Bereich ist die Arbeitsmarktintegration 
oft ein zentraler Bestandteil der Monitorings. Auf Bun-
desebene veröffentlicht das Statistische Bundesamt 
auf Basis des Mikrozensus die sogenannten ‚Integrati-
onsindikatoren‘. Sie stehen ab 2005 zur Verfügung und 
„beleuchten unter anderem Strukturdaten der aus-
ländischen Bevölkerung, den Bildungsstand, Erwerbs-
10 Gesetz zur Förderung der gesellschaftlichen Teilhabe und Inte-
gration in Nordrhein-Westfalen (Teilhabe- und Integrationsge-
setz).
11 Bayerisches Integrationsgesetz.
chancen und die Wohnsituation“ (Statistisches Bun-
desamt 2017c: 4). Zentrale Indikatoren im Bereich der 
Arbeitsmarkintegration sind der Anteil der Erwerbslo-
sen in der Altersgruppe der 15- bis 64-Jährigen, die Er-
werbsbeteiligung, die Armutsgefährdungsquote sowie 
der Anteil der ‚Working Poor‘, die „den Anteil der ar-
mutsgefährdeten Erwerbstätigen an allen Erwerbstäti-
gen dar[stellt]“ (Statistisches Bundesamt 2017d).
Die Beauftragte der Bundesregierung für Migra-
tion, Flüchtlinge und Integration hat 2009 und 2011 
zwei ‚Integrationsindikatorenberichte‘ veröffentlicht, 
in denen die Arbeitsmarktintegration ebenfalls eine 
große Rolle spielte. So wurden im zweiten Bericht 
(ISG/WZB 2011) unter anderem die „Beschäftigungs-
lücke“ bzw. die Erwerbsbeteiligung der Bevölkerung 
im Alter von 15 bis 64 Jahren, das Rentenzugangsalter, 
die Selbständigenquote, die Arbeits-/Erwerbslosen-
quote sowie die Beteiligung an beruflicher Fort- und 
Weiterbildung betrachtet. Zusätzlich wurde mit multi-
variaten Modellen analysiert, inwieweit Unterschiede 
in der Arbeitsmigration mit dem Migrationshinter-
grund oder mit anderen sozialstrukturellen Merkmalen 
zusammenhängen. Eine Neuauflage des Indikatoren-
berichtes ist in Vorbereitung.
Eine zentrale Veröffentlichung auf Länderebene ist 
das ‚Integrationsmonitoring der Länder‘, eine „lände-
rübergreifende Auswertung zum Stand der Integra-
tion von Menschen mit Migrationshintergrund in den 
Bundesländern“, die zahlreiche Themenfelder umfasst, 
aber auch ausführlich den Stand der Arbeitsmarktin-
tegration berücksichtigt (IntMK 2018b). Das Monito-
ring wird seit 2011 länderübergreifend durchgeführt 
und erscheint alle zwei Jahre, zuletzt im Jahr 2017 
(abgedeckter Zeitraum: 2013-2015). Es umfasst die 
folgenden Themenfelder: Bevölkerung / Demografie, 
rechtliche Integration, Sprachkenntnisse und Kinder-
tagesbetreuung, Bildung, Gesundheit, Wohnen, Kri-
minalität, Interkulturelle Öffnung sowie Arbeitsmarkt 
/ Lebensunterhalt. Für diese Themenfelder wurde je-
weils ein Set an Indikatoren definiert, mit denen der 
Stand der Integration im jeweiligen Themenfeld be-
stimmt wird. Der Stand der Arbeitsmarktintegration 




  Stellung im Beruf




  Quelle des überwiegenden Lebensunterhalts
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  Erwerbsfähige Bezieher/-innen von Leistungen 
nach dem SGB II – Bevölkerungsanteil
  Erwerbsfähige Bezieher/-innen von Leistungen 
nach dem SGB II – Migrationshintergrund
Neben dem Integrationsmonitoring findet sich in 
Deutschland eine breite Forschungslandschaft zum 
Themenfeld der Integration, oft mit besonderem 
Fokus auf die Integration in den Arbeitsmarkt. Das In-
stitut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), die 
Forschungseinrichtung der Bundesagentur für Arbeit, 
hat einen gesetzlichen Auftrag zur Erforschung des Ar-
beitsmarktes: „Aufgabe des IAB ist es, kontinuierliche 
und langfristige Forschung zur Entwicklung der Be-
schäftigung und des Arbeitsmarktes unter Berücksich-
tigung regionaler Differenzierungen und der Wirkun-
gen der aktiven Arbeitsförderung sowie Forschungen 
zu den Wirkungen der Leistungen der Eingliederung 
und der Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
halts durchzuführen“ (IAB 2018). Ein wichtiges For-
schungsprojekt des IAB im Kontext der Arbeitsmarkt-
integration ist das Kooperationsprojekt ‚IAB-SOEP 
Migrationsstichprobe‘. Dabei handelt es sich um eine 
Panel-Haushaltsbefragung, die seit 2013 durchgeführt 
wird. Das IAB führt die Befragung und Auswertung ge-
meinsam mit dem Sozio-oekonomischen Panel (SOEP) 
am Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW 
Berlin) durch. Hinsichtlich der Arbeitsmarktintegration 




  Arbeitslosigkeit in Deutschland und dem Her-
kunftsland
  Verdienste




  Teilnahme an Maßnahmen der aktiven Arbeits-
marktpolitik (vgl. IAB/SOEP o.J.: 2).
Auch das ‚Forschungszentrum Migration, Integration, 
Asyl‘ des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 
erstellt Studien, die sich u. a. mit der Arbeitsmarkt-
integration von Migrantinnen und Migranten sowie 
Geflüchteten beschäftigen. Dazu zählen diverse Be-
fragungen von Arbeitsmigrantengruppen, aber auch 
Mehrthemenstudien, die bei verschiedenen Migran-
tengruppen – so z. B. Eingebürgerten oder Heiratsmi-
grantinnen und -migranten – auch die Arbeitsmarktin-
tegration erfassen (vgl. BAMF 2018e).
Die Bundesregierung fördert zudem diverse For-
schungsinstitute, wie beispielsweise das am 31. Juli 
2017 gegründete und durch das Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) ge-
förderte Deutsche Zentrum für Integrations- und Mi-
grationsforschung (DeZIM)12 oder das seit 2016 durch 
das BMAS geförderte Fördernetzwerk Interdisziplinäre 
Sozialpolitikforschung (FIS)13, das jüngst in diesem Jahr 
einen Schwerpunkt auf das Themenfeld „Migration 
und Sozialstaat“ gerichtet hat (BMAS 2018).
In vielen der Forschungsprojekte wird dabei auf regel-
mäßig veröffentlichte Statistiken der Bundesagentur 
für Arbeit zurückgegriffen (vgl. Kapitel 2.3.2.1 zu Sta-
tistiken zur Arbeitsmarktintegration von Drittstaatsan-
gehörigen).
2.2 Rechtlicher Rahmen




Das Aufenthaltsgesetz (AufenthG)14 regelt den Aufent-
halt, die Erwerbstätigkeit und die Integration von Aus-
länderinnen bzw. Ausländern in Deutschland. Es kennt 
verschiedene Aufenthaltstitel: das Visum (im Sinne des 
§ 6 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 AufenthG), die Aufenthalts-
erlaubnis (§ 7 AufenthG), die Blaue Karte EU (§ 19a), 
die ICT-Karte (§ 19b AufenthG), die Mobiler-ICT-Karte 
(§ 19d AufenthG), die Niederlassungserlaubnis (§ 9 
AufenthG) sowie die Erlaubnis zum Daueraufenthalt 
- EU (§ 9a AufenthG) (§ 4 Abs. 1 Satz 2 AufenthG). Ein 
Aufenthaltstitel kann zu verschiedenen Zwecken er-
teilt werden: zum Zweck der Ausbildung (§§ 16-17b 
AufenthG), zum Zweck der Erwerbstätigkeit (§§ 18-21 
AufenthG), aus völkerrechtlichen, humanitären oder 
politischen Gründen (§§ 22-26 AufenthG) oder aus fa-
miliären Gründen (§§ 27-36a AufenthG).15
12 Webseite des DeZIM: https://www.dezim-institut.de/.
13 Webseite des FIS: https://www.fis-netzwerk.de.
14 Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integ-
ration von Ausländern im Bundesgebiet.




Die unbefristeten Aufenthaltstitel, also die Niederlas-
sungserlaubnis und die Erlaubnis zum Daueraufent-
halt-EU, berechtigen zur Ausübung einer Erwerbstä-
tigkeit (§ 9 Abs. 1 Satz 2 AufenthG sowie § 9a Abs. 1 
Satz 2 i. V. m. § 9 Abs. 1 Satz 2 AufenthG). Bei den be-
fristeten Aufenthaltstiteln können neben den explizit 
zum Zweck der Erwerbstätigkeit erteilten Aufenthalts-
titeln auch Aufenthaltstitel zu anderen Zwecken die 
Erwerbstätigkeit erlauben. Dies ist beispielsweise bei 
Aufenthaltstiteln zum Familiennachzug der Fall (§ 27 
Abs. 5 AufenthG). Das AufenthG regelt in Verbindung 
mit der Beschäftigungsverordnung (BeschV)16 dabei 
die rechtlichen Voraussetzungen für und eventuelle 
Beschränkungen beim Arbeitsmarktzugang. Je nach 
Rechtsgrundlage auf der ein Aufenthaltstitel erteilt 
wird, bestehen für Drittstaatsangehörige also Unter-
schiede im Zugang zum Arbeitsmarkt. Eine Übersicht 
der Arbeitsmarktzugangsberechtigung der insgesamt 
über 100 Rechtsgrundlagen für einen Aufenthalt nach 
AufenthG ist vom IQ Netzwerk Niedersachsen aufge-
arbeitet worden (IQ Niedersachsen 2018)17.
Jeder Aufenthaltstitel muss erkennen lassen, ob die 
Ausübung einer Erwerbstätigkeit erlaubt ist. Einer Aus-
länderin bzw. einem Ausländer, die bzw. der keine Auf-
enthaltserlaubnis zum Zweck der Beschäftigung (§ 18 
AufenthG) besitzt, kann die Ausübung einer Beschäfti-
gung nur erlaubt werden, wenn die Bundesagentur für 
Arbeit (BA) zugestimmt hat oder durch Rechtsverord-
nung bestimmt ist, dass die Ausübung der Beschäfti-
gung ohne Zustimmung der BA zulässig ist (§ 4 Abs. 2 
Sätze 1-3 AufenthG). Die Zustimmung der BA kann die 
Dauer und die berufliche Tätigkeit festlegen sowie die 
Beschäftigung auf bestimmte Betriebe oder Bezirke 
beschränken (§ 39 Abs. 4 AufenthG).
2.2.2 Rechtliche Rahmenbedingungen zur 
Förderung der Arbeitsmarktintegration
In Deutschland existiert kein zentrales Gesetzeswerk, 
das die Arbeitsmarktintegration von Drittstaatsange-
hörigen umfassend regeln würde, auch, da die gesetz-
liche Rahmung der Arbeitsmarktintegration in mehrere 
Rechtsbereiche fällt (Aufenthaltsrecht, Arbeitsrecht 
16 Verordnung über die Beschäftigung von Ausländerinnen und 
Ausländern.
17 Abrufbar unter https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/
tabellen_und_uebersichten/Zugang_SGB_II_und_Arbeitsmarkt.
pdf (05.09.2018).
etc.). Die folgende Darstellung gibt einen Überblick 
über die wesentlichen gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen der arbeitsmarktpolitischen Instrumente sowie 
der rechtlichen Regularien, die spezifisch auf die För-
derung der Arbeitsmarktintegration abstellen.
2.2.2.1 Allgemeine arbeitsmarktpolitische 
Instrumente
Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik
Ein zentrales Element bei der Integration in den Ar-
beitsmarkt sind die Instrumente der aktiven Arbeits-
marktpolitik des SGB II und III18. Sie verfolgen das 
Ziel, „Arbeitslose nachhaltig in den Arbeits- und Aus-
bildungsmarkt zu integrieren. Um eine dauerhafte Be-
schäftigung zu sichern, sollen Beschäftigungschancen 
erweitert und Beschäftigungsfähigkeit erhalten wer-
den. Aus- und Weiterbildungsförderung sind Kernele-
mente der aktiven Arbeitsmarktpolitik. Damit dient die 
aktive Arbeitsmarktpolitik nicht nur der Verhinderung 
individueller Notlagen, sondern erfüllt auch den öko-
nomischen Zweck, das bestehende Arbeitskräftereser-
voir [ggf., d. Verf.] für andere Wirtschaftssektoren zu 
qualifizieren“ (EMN/BAMF 2015: 13). Entsprechende 
Maßnahmen werden von den Jobcentern sowie den 
Agenturen für Arbeit nach den Bestimmungen von 
SGB II bzw. III umgesetzt und unterteilen sich in:
  Aktivierung und berufliche Eingliederung,
  Berufswahl und Berufsausbildung,
  berufliche Weiterbildung,
18  Die aktiven arbeitsmarktpolitischen Instrumente dienen der 
Arbeitsförderung. „Die Arbeitsförderung soll dem Entstehen von 
Arbeitslosigkeit entgegenwirken, die Dauer der Arbeitslosigkeit 
verkürzen und den Ausgleich von Angebot und Nachfrage auf 
dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt unterstützen. Dabei ist 
insbesondere durch die Verbesserung der individuellen Be-
schäftigungsfähigkeit Langzeitarbeitslosigkeit zu vermeiden. Die 
Gleichstellung von Frauen und Männern ist als durchgängiges 
Prinzip der Arbeitsförderung zu verfolgen. Die Arbeitsförderung 
soll dazu beitragen, dass ein hoher Beschäftigungsstand erreicht 
und die Beschäftigungsstruktur ständig verbessert wird. Sie ist 
so auszurichten, dass sie der beschäftigungspolitischen Zielset-
zung der Sozial-, Wirtschafts- und Finanzpolitik der Bundesre-
gierung entspricht“ (§ 1 Abs. 1 SGB III). 
Das SGB II regelt die Grundsicherung für Arbeitsuchende und 
enthält ebenfalls Instrumente der Arbeitsförderung. So sollen 
die Leistungen der Grundsicherung unter anderem darauf aus-
gerichtet sein, dass durch eine Erwerbstätigkeit Hilfebedürftig-
keit vermieden oder beseitigt, die Dauer der Hilfebedürftigkeit 
verkürzt oder der Umfang der Hilfebedürftigkeit verringert wird, 
und die Erwerbsfähigkeit einer leistungsberechtigten Person 
erhalten, verbessert oder wieder hergestellt wird (§ 1 Abs. 2 
Satz 4 Nr. 1-2 SGB II).
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Passive Leistungen
Darüber hinaus spielen bei Arbeitsuchenden auch die 
als passiv bezeichneten Leistungen der Arbeitsmarkt-
politik eine Rolle. Sie dienen u. a. auch der Deckung 
des Lebensunterhalts. Hierzu gehören das Arbeitslo-
sengeld, das Insolvenzgeld, das Kurzarbeitergeld sowie 
– gerade bei Hilfebedürftigkeit – die Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende, mit der das soziokulturelle 
Existenzminimum sichergestellt wird (EMN/BAMF 
2015: 12f.).
Arbeitsmarktintegration über die Regelsysteme
Grundsätzlich zielen sowohl die passiven wie auch die 
aktiven Maßnahmen auf alle Personen ab, die zur Er-
werbsbevölkerung gehören, vorausgesetzt, sie erfüllen 
die entsprechenden Zugangsvoraussetzungen (s. o.). 
Aufgrund dieser ‚Arbeitsmarktintegration über die Re-
gelsysteme‘, ist die Arbeitsverwaltung ein zentraler 
Akteur im Bereich der Integration von Drittstaatsan-
gehörigen. Die Träger der Grundsicherung für Arbeit-
suchende (Jobcenter), haben beispielsweise die Mög-
lichkeit, arbeitslose und Sozialleistungen nach SGB II 
beziehende ausländische Staatsangehörige im Rah-
men einer Eingliederungsvereinbarung21 zur Teilnahme 
an einem Integrationskurs zu verpflichten (vgl. § 44a 
Abs. 1 Sätze 3-5 AufenthG).
2.2.2.2 Flankierender institutioneller 
Rahmen zur Förderung der 
Arbeitsmarktintegration
Im AufenthG regeln die §§ 43 bis 45a die Integrations-
angebote des Bundes. Die §§ 43, 44 und 44a AufenthG 
regeln dabei den Integrationskurs und § 45 AufenthG 
das Integrationsprogramm. Durch das Asylverfah-
rensbeschleunigungsgesetz, das am 24. Oktober 2015 
in Kraft trat, wurde ergänzend die berufsbezogene 
Deutschsprachförderung eingeführt, die das expli-
zite Ziel hat, die Integration in den Arbeitsmarkt durch 
Maßnahmen der berufsbezogenen Deutschsprachför-
derung zu unterstützen (§ 45a Abs. 1 Satz 1 AufenthG) 
(zur praktischen Umsetzung vgl. Kapitel 3.2.2).
21 Die sog. Eingliederungsvereinbarung wird zwischen der als 
arbeitslos gemeldeten Person und dem Jobcenter getroffen. 
Sie soll bestimmen, welche Leistungen zur Eingliederung in 
Ausbildung oder Arbeit nach betroffene Person erhält, welche 
Bemühungen erwerbsfähige Leistungsberechtigte in welcher 
Häufigkeit zur Eingliederung in Arbeit mindestens unternehmen 
sollen und in welcher Form diese Bemühungen nachzuweisen 
sind, und wie Leistungen anderer Leistungsträger in den Ein-
gliederungsprozess einbezogen werden (vgl. § 15 Abs. 2 Satz 2 
SGB II).
  Aufnahme einer Erwerbstätigkeit (hierunter fallen 
die Förderung abhängiger Beschäftigung sowie die 
Förderung der Selbstständigkeit),
  besondere Maßnahmen zur Teilhabe von Menschen 
mit Behinderungen,
  Beschäftigung schaffenden Maßnahmen sowie
  freie und sonstige Förderung (Auflistung nach BA 
2018c).
Ob Leistungen an Drittstaatsangehörige gewährt wer-
den, hängt allerdings von verschiedenen Faktoren ab, 
so u. a. von den Bestimmungen des jeweiligen Aufent-
haltsstatus oder der Dauer einer vorhergehenden sozi-
alversicherungspflichtigen Beschäftigung.
Leistungsberechtigung nach SGB II
Die Rechtsgrundlage, auf der ein Aufenthaltstitel er-
teilt wird, bedingt, ob die Anspruchsvoraussetzungen 
der betroffenen Person erfüllt sind, Leistungen der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem Zwei-
ten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) zu erhalten, also 
neben den Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
halts auch Leistungen zur Eingliederung in Arbeit zu 
erhalten (vgl. § 7 Abs. 1 Satz 2-7 SGB II). Eine Über-
sicht der Leistungsberechtigungen nach Aufenthalts-
status findet sich unter IQ Niedersachsen 2018.19
Leistungsberechtigung nach SGB III
„Prinzipiell besteht für Drittstaatangehörige die Mög-
lichkeit der Inanspruchnahme von Maßnahmen der 
Arbeits- und Ausbildungsförderung. Hierunter fallen 
z. B. Arbeitsmarktaktivierung und berufliche Eingliede-
rung (§ 45 SGB III); Einstiegsqualifizierung (§ 54a SGB 
III); Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen (§ 51 
SGB III); Berufsausbildungsbeihilfe (§ 56 SGB III); 
Ausbildungsbegleitende Hilfen (§ 75 SGB III); Au-
ßerbetriebliche Berufsausbildung (§ 76 SGB III) oder 
BaföG20“ (IQ 2018d).
Ob und ab wann eine Förderung möglich ist, hängt 
mit dem Aufenthaltsstatus zusammen. Beispielsweise 
haben Personen mit einem unbefristeten Aufenthalts-
titel sofort Zugang zur Förderung (§ 59 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 SGB III), während Personen im Besitz einer Auf-
enthaltserlaubnis zum Zweck der Ausbildung oder der 
Erwerbstätigkeit Fördermaßnahmen frühestens nach 
fünf Jahren in Anspruch nehmen können (§ 59 Abs. 3 
SGB III) (vgl. IQ 2018d).





Das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz (BQFG)22, 
welches als Teil des Anerkennungsgesetzes23 am 
1. April 2012 in Kraft trat, bildet mit einzeln fachge-
setzlichen Regelungen für die Bundesberufe sowie 
mit den entsprechenden Regelungen zu den landes-
rechtlich geregelten Berufen den Rahmen dafür, dass 
Fachkräfte mit einem im Ausland erworbenen Berufs-
abschluss Transparenz über ihre Qualifikationen her-
stellen können (sog. Gleichwertigkeitsprüfung). Mit 
dem Gesetz wurden die Verfahren zur Bewertung aus-
ländischer Berufsqualifikationen im Zuständigkeits-
bereich des Bundes vereinfacht, vereinheitlicht und 
insbesondere für Drittstaatsangehörige geöffnet (An-
erkennung in Deutschland 2018a). So sollen die Chan-
cen von Zugewanderten auf eine adäquate Beschäf-
tigung erhöht und ihre Integration befördert werden: 
Alle Personen mit im Ausland erworbenen Berufsqua-
lifikationen haben einen Rechtsanspruch, ihren aus-
ländischen Abschluss auf Gleichwertigkeit mit einem 
deutschen Referenzberuf prüfen zu lassen. Wenn keine 
volle Gleichwertigkeit bescheinigt wird, hat man die 
Möglichkeit, die wesentlichen Unterschiede auszuglei-
chen (IQ o. J.) (vgl. auch Kapitel 3.2.1 zu Maßnahmen).
Geregelt werden die Verfahren zur Anerkennung so-
wohl von reglementierten Berufen wie auch von nicht 
reglementierten Berufen. Reglementierte Berufe sind 
berufliche Tätigkeiten, deren Aufnahme oder Aus-
übung durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften an 
den Besitz bestimmter Berufsqualifikationen gebun-
den ist; eine Art der Ausübung ist insbesondere die 
Führung einer Berufsbezeichnung, die durch Rechts- 
oder Verwaltungsvorschriften auf Personen be-
schränkt ist, die über bestimmte Berufsqualifikationen 
verfügen (vgl. § 3 Abs. 5 BQFG). Für diese Berufe ist ein 
Anerkennungsverfahren also zwingend.
Seit Inkrafttreten des Bundes-Anerkennungsgesetzes 
(im April 2012) sind bis Ende 2017 rund 111.000 An-
träge auf Anerkennung in den Bundesberufen einge-
gangen (BiBB 2018: 1). Die Zahl der Anträge ist jährlich 
deutlich gestiegen (von ca. 15.500 in 2013 auf 25.000 
in 2017). Im Jahr 2017 endeten 61 % der Verfahren 
mit einer vollen Gleichwertigkeit, nur 2 % der Anträge 
wurden gänzlich abgelehnt. Der Rest erzielte eine 
teilweise Gleichwertigkeit, hier sind Ausgleichsmaß-
nahmen möglich. 14 % der Anträge wurden aus dem 
Ausland gestellt. Die Evaluation des Anerkennungsge-
setzes des Bundes in 2017 belegte, dass Personen, die 
ein Anerkennungsverfahren erfolgreich durchlaufen 
22 Gesetz über die Feststellung der Gleichwertigkeit von Berufs-
qualifikationen.
23 Gesetz zur Verbesserung der Feststellung und Anerkennung im 
Ausland erworbener Berufsqualifikationen.
haben, häufiger, zeitlich umfangreicher und qualifika-
tionsnäher erwerbstätig sind, als zum Zeitpunkt der 
Antragstellung. Die ehemaligen Antragsteller erzielten 
nach der Anerkennung im Mittel 40 % höhere Arbeits-
einkommen; das monatliche Bruttoeinkommen wächst 
nach erfolgreicher Berufsanerkennung durchschnitt-
lich um 1.000 Euro (Ekert et al. 2017).
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2.3 Statistik
Zur Einordnung werden zunächst Statistiken zur An-
zahl, Zusammensetzung und Aufenthaltsstatusgrup-
pen der in Deutschland aufhältigen Drittstaatsangehö-
rigen präsentiert (Kapitel 2.3.1). Anschließend werden 
Statistiken zur Arbeitsmarktbeteiligung von Dritt-
staatsangehörigen in Deutschland dargestellt (Kapi-
tel 2.3.2).
2.3.1 Statistiken zu Drittstaatsangehörigen in 
Deutschland
2.3.1.1 Anzahl der Drittstaatsangehörigen und 
Zusammensetzung
Die Anzahl der in Deutschland gemeldeten Drittstaats-
angehörigen ist laut Ausländerzentralregister (AZR) 
von 2014 bis 2017 um 1.440.267 Personen (ca. 32,5 %) 
auf insgesamt 5.873.360 Personen kontinuierlich ange-
wachsen (vgl. Abbildung 1).
Dabei macht die Gruppe der in Deutschland gebo-
renen Drittstaatsangehörigen den kleineren Teil der 
Drittstaatsangehörigen insgesamt aus. Während diese 
Gruppe zwischen 2014 und 2017 um insgesamt 57.272 
Personen wuchs, stieg die Anzahl der im Ausland ge-
borenen Drittstaatsangehörigen im selben Zeitraum 
um 1.382.995 Personen, was vor allem auf die hohe 
Fluchtzuwanderung in diesem Zeitraum zurückgeführt 
werden kann.
Während auch Staatsangehörigkeitsgruppen ohne be-
deutende Fluchtmigration in diesem Zeitraum ange-
wachsen sind (bspw. China + ca. 25.000 Personen), war 
im Zeitraum 2014 bis 2017 ein bedeutender Zuwachs 
aber vor allem bei den Staatsangehörigkeitsgruppen 
mit einem hohen Anteil von geflüchteten Migrantin-
nen und Migranten zu verzeichnen. Dies gilt beispiels-
weise für die Gruppe der syrischen (+ ca. 405.000 Per-
sonen), afghanischen (+ ca. 130.000 Personen) und 
irakischen (+ ca. 98.000 Personen) Staatsangehörigen 
(vgl. Abbildung 2).
2.3.1.2 Aufenthaltstitel von 
Drittstaatsangehörigen
Von den insgesamt 5.873.360 Drittstaatsangehörigen, 
die sich am 31. Dezember 2017 in Deutschland auf-
hielten, waren 92.785 Personen von der Erfordernis 
eines Aufenthaltstitels befreit (beispielsweise, da sie 
Freizügigkeit nach EU-Recht genießen). Bei den üb-
rigen 5.780.575 Personen, die eines Aufenthaltstitels 
bedürfen, stellte sich die Verteilung auf Aufenthalts-
titel und -zwecke zum gleichen Stichtag wie folgt dar 
(vgl. Tabelle 1).
Erwerbstätigkeit mit Aufenthaltstitel
Die einzelnen Aufenthaltstitel gehen mit unterschied-
lichen Voraussetzungen zur Aufnahme einer Erwerbs-
tätigkeit einher. In der Regel muss die BA der Erteilung 
einer Aufenthaltserlaubnis zu Erwerbszwecken zustim-
men (vgl. § 39-42 AufenthG). Im Jahr 2017 tat die BA 
dies in 283.922 Fällen und versagte ihre Zustimmung 
in 54.679 Fällen (BA 2018f: 73).
Abbildung 1:  Anzahl der Drittstaatsangehörigen (nach Geburtsort) 2014-2017
Quelle: Ausländerzentralregister, eigene Berechnungen auf Grundlage von: 
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Im Ausland geborene Drittstaatsangehörige In Deutschland geborene Drittstaatsangehörige
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Abbildung 2:  Drittstaatsangehörige nach Staatsangehörigkeit, TOP 10 in 2017 (2014-2017)
Hinweis: Bestandswerte jeweils 30. Juni. 
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Tabelle 1:  Aufenthaltsrechtliche Situation von Drittstaatsangehörigen mit Erfordernis eines Aufenthaltstitels -  
Bestand - 2014-2017













Insgesamt 3.730.091 3.861.874 4.277.275 4.657.955
unbefristet 2.434.667 2.463.684 2.479.460 2.474.190
befristet 1.295.424 1.398.190 1.797.815 2.183.765
Davon 
Zweck
Zum Zweck der Ausbildung 175.095 190.807 200.630 201.540
Zum Zweck der Erwerbstätigkeit 112.698 123.882 147.620 181.565
Völkerrechtliche, humanitäre, politische Gründe 240.948 319.926 633.615 922.735
Familiäre Gründe 646.409 644.744 694.410 754.425












l Insgesamt 510.676 959.577 1.149.425 880.070
Duldung 112.767 155.103 154.780 166.675
Aufenthaltsgestattung 177.900 349.806 558.040 369.375
Ohne Aufenthaltstitel, Duldung oder Gestattung* 220.009 454.668 436.605 344.020
Antrag auf Aufenthaltstitel gestellt 131.746 155.355 201.545 242.545
* „Zu dieser Kategorie zählen Ausländer und Ausländerinnen, die weder durch EU-Recht freizügigkeitsberechtigt sind, noch einen Aufent-
haltstitel, eine Duldung oder eine Gestattung haben. Erstens gehören zu dieser Gruppe von Ausländer und Ausländerinnen Personen, die 
sich als Ausreisepflichtige in Deutschland aufhalten, weil ihr Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels abgelehnt wurde, ihr Aufent-
haltstitel durch Nichtverlängerung erloschen ist oder bei weil bei ihnen eine aufenthaltsbeendende Maßnahme durchgeführt wurde (z.B. 
Ausweisung). Zweitens gehören zu dieser Kategorie Datensätze, die im AZR ohne Informationen zum aufenthaltsrechtlichen Status geführt 
werden. Dies ist der Fall, wenn Datensätze im AZR unvollständig angelegt wurden. Im Zuge der hohen Zuwanderung von Schutzsuchen-
den kam es im Jahr 2015 vermehrt zu solchen Fällen. Bei diesen Datensätzen ist unklar, ob es sich um aufhältige Personen oder Dubletten 
handelt (d.h. die Person wird mittleiweile unter einem anderen Datensatz geführt) oder ob eine Ausreise ohne behördliche Kenntnisnahme 
stattgefunden hat“ (Statistisches Bundesamt 2018a: Textteil, Definitionen von ausgewählten Begriffen und Merkmalen).
Quelle: Statistisches Bundesamt 2015, 2016, 2017b, 2018a, Tabelle 11, Bestandswerte jeweils vom 31.12.
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Es ist dabei zu beachten, dass nicht alle Personen mit 
einem Aufenthaltstitel, der zur Erwerbstätigkeit be-
rechtigt, auch erwerbstätig sein müssen. Es lässt sich 
also aus der Gesamtzahl der erteilten Aufenthaltsti-
tel, die zur Erwerbstätigkeit berechtigen, keine Aus-
sage über die tatsächliche Arbeitsmarktbeteiligung von 
Drittstaatsangehörigen treffen. Statistische Angaben 
darüber, wie viele Personen von ihrer Berechtigung zur 
Erwerbstätigkeit Gebrauch machen, existieren nicht.
2.3.2 Statistiken zur Arbeitsmarktintegration 
von Drittstaatsangehörigen
Bei den im Folgenden dargestellten Statistiken wird 
nicht nach Statusgruppen unterschieden, sondern die 
Gruppe der Drittstaatsangehörigen insgesamt darge-
stellt. Die Statistiken enthalten somit auch Personen, 
die Aufenthaltstitel zum Zweck der Ausbildung oder 
aus völkerrechtlichen, politischen oder humanitären 
Gründen besitzen.24 In Deutschland ist der Zuwachs 
der Gruppe der Drittstaatsangehörigen seit 2014/2015 
vor allem durch die verstärkte Fluchtzuwanderung zu 
erklären (vgl. Kapitel 2.3.1). Dies spiegelt sich auch in 
den Angaben zu Beschäftigungs- und Arbeitslosen-
quoten wider. Wo möglich, wird diese Entwicklung ge-
sondert ausgewiesen.
2.3.2.1 Verfügbare Daten zur 
Arbeitsmarktintegration
Um den Grad der Arbeitsmarktbeteiligung der in 
Deutschland aufhältigen Drittstaatsangehörigen be-
messen zu können, kann auf die umfangreichen Statis-
tiken der BA zum Arbeitsmarktgeschehen in Deutsch-
land zurückgegriffen werden. Zwei statistische Quellen 
der BA sind für die vorliegende Fragestellung zentral: 
die Beschäftigungsstatistik und die Arbeitslosenstatis-
tik.
Die Beschäftigungsstatistik enthält Angaben über so-
zialversicherungspflichtig und geringfügig Beschäftigte 
sowie über ihre Beschäftigungsverhältnisse. Es handelt 
sich um eine Vollerhebung, die auf den Meldungen 
der Arbeitgeber zur Kranken-, Renten-, Pflege- und/
oder Arbeitslosenversicherung beruht (sog. Sekundär-
24 Vgl. Kapitel 1: Dies ergibt sich zum einen aus den Vorgaben des 
EMN, zum anderen daraus, dass die im AZR vorhandenen Daten 
zu Aufenthaltszwecken nicht mit den Arbeitsmarktstatistiken 
der BA verknüpft sind und somit eine detaillierte Aufstellung der 
Beschäftigen- bzw. Arbeitslosenzahlen nach Aufenthaltszweck 
nicht erfolgen kann.
statistiken). In der Statistik sind u. a. Angaben zu Ge-
schlecht, Alter, Staatsangehörigkeit und dem Wirt-
schaftszweig, in dem die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer beschäftigt sind, enthalten (BA 2017c). 
Nicht in der Statistik erfasst sind Beamtinnen und Be-
amte, Selbstständige, mithelfende Familienangehörige, 
Berufs- und Zeitsoldatinnen bzw. -soldaten, da diese 
nicht sozialversicherungspflichtig beschäftigt sind (BA 
2018b: Hinweise_SVB_GB).25
Die Arbeitslosenstatistik hingegen enthält Daten 
und Strukturen zur registrierten Arbeitslosigkeit. Sie 
umfasst alle Arbeitslosen, nichtarbeitslose Arbeitsu-
chende sowie Nichtarbeitsuchende, die als solche bei 
einer Agentur für Arbeit der BA oder einem Jobcenter 
gemeldet sind. Die Statistik wird aus den Verwaltungs-
prozessdaten der BA sowie der Optionskommunen 
(vgl. Kapitel 2.4.3) gewonnen und stellt eine Vollerhe-
bung dar. Weiter lassen sich die Daten der Arbeitslo-
senstatistik hinsichtlich der sozialstrukturellen Merk-
male nach Geschlecht, Alter und Staatsangehörigkeit 
differenzieren (BA 2017d).
In verschiedenen regelmäßigen Publikationen der BA 
werden die Beschäftigungs- und Arbeitslosenstatisti-
ken nach Staatsangehörigkeit aufgeschlüsselt präsen-
tiert. Im monatlichen Bericht ‚Arbeitsmarkt für Aus-
länder (Monatszahlen)‘ aus der Berichtsreihe ‚Analyse 
Arbeitsmarkt‘ werden beispielsweise Daten zu Aus-
ländern bzw. Ausländerinnen in Arbeitslosigkeit, Be-
schäftigung und arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen 
dargestellt und analysiert (vgl. BA 2018e). In der mo-
natlich bzw. in Teilen quartalsweise herausgegebe-
nen Reihe ‚Migrations-Monitor Arbeitsmarkt‘ (vgl. BA 
2018j) werden wiederum Prozess- und Strukturkenn-
zahlen, Daten zu arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, 
zu Beschäftigten nach Staatsangehörigkeiten und zu 
sog. Ausländerarbeitslosenquoten präsentiert.26
Zum Teil lassen die Daten der BA nur eine Unterschei-
dung zwischen den Kategorien ‚ausländische Staatsan-
gehörige‘ und ‚deutsche Staatsangehörige‘ zu, in Teilen 
lassen die Daten aber auch eine Unterscheidung nach 
25 Die Selbstständigkeit von Drittstaatsangehörigen wird in die-
ser Studie nicht betrachtet. Daten zur Gründungstätigkeit von 
Drittstaatsangehörigen finden sich unter Metzger 2017: 5.
26 Darüber hinaus existieren auch Daten zur Arbeitsmarktintegra-
tion von Personen mit Migrationshintergrund, die aber aufgrund 
der Zielsetzung dieser Studie im Folgenden nicht aufgeführt 
werden: zum einen Daten der BA zur Arbeitslosen-, Grundsiche-
rungs- und Förderstatistik, auf der Grundlage freiwilliger Anga-
ben der betroffenen Personen zu ihrem Migrationshintergrund 
(BA o. J.b), zum anderen Daten des Statistischen Bundesamts 
zu Erwerbstätigkeit, die auf Hochrechnungen des Mikrozensus 
beruhen (Statistisches Bundesamt 2017c).
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Drittstaatsangehörigen27 zu. Im Folgenden wird kennt-
lich gemacht, auf welche Gruppe jeweils Bezug ge-
nommen wird.
Des Weiteren kann in den benannten Statistiken nicht 
nach Aufenthaltstitel und Aufenthaltszweck unter-
schieden werden. Statistische Aussagen können folg-
lich nur für die Gesamtheit aller Drittstaatsangehö-
rigen (bzw. Ausländerinnen/Ausländer) getroffen 
werden. Die Daten umfassen auch Personen mit einem 
Aufenthaltstitel zum Zweck des Studiums oder aus 




Von 2014 bis 2017 stieg die Anzahl der in Deutsch-
land sozialversicherungspflichtig Beschäftigten um 
mehr als zwei Millionen Personen an. Im Juni 2017 
waren 32.164.973 Personen in einem sozialversiche-
rungspflichtigen Arbeitsverhältnis beschäftigt, wäh-
rend es im Jahr 2014 noch 30.174.505 sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigte waren. Auch in der Gruppe 
der Drittstaatsangehörigen stieg die Anzahl der so-
zialversicherungspflichtigen Beschäftigten an: von 
1.205.295 Personen im Juni 2014 auf 1.532.075 Perso-
nen im Juni 2017. Drittstaatsangehörige machen dabei 
einen immer größeren Teil der sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigten insgesamt aus: während 
ihr Anteil im Juni 2014 noch bei 4,0 % lag, wuchs der 
27 In den verwendeten Statistiken der BA fallen, in Übereinstim-
mung mit der in dieser Studie und im Rahmen des EMN verwen-
deten Definition, Staatsangehörige von Island, Liechtenstein, 
Norwegen und der Schweiz nicht unter die Kategorie ‚Dritt-
staatsangehörige‘.
Anteil bis zum Juni 2017 auf 4,8 % (vgl. Tabelle 2) (BA 
2018b: Tabelle 3).
Die Entwicklung der sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung von Drittstaatsangehörigen ist in den 
letzten vier Jahren vor allem durch die Zuwanderung 
aus den acht zugangsstärksten nichteuropäischen 
Asylherkunftsländern (TOP 8) geprägt.28 Während in 
2014 lediglich 5,6 % der sozialversicherungspflich-
tig beschäftigten Drittstaatsangehörigen die Staats-
angehörigkeit eines der acht zugangsstärksten nicht-
europäischen Asylherkunftsländer innehatte, wuchs 
dieser Anteil bis 2017 auf 10,2 % (ein Zuwachs von 
ca. 90.000 Personen). 
In anderen Drittstaatengruppen, die in der Statistik der 
BA ausgewiesen werden, war kein so deutlicher pro-
zentualer Aufwuchs zu verzeichnen: Der Anteil der Be-
schäftigen aus osteuropäischen Drittstaaten29 variierte 
zwischen 2014 und 2017 nur gering und lag 2017 bei 
7,6 % aller sozialversicherungspflichtig beschäftigten 
Drittstaatsangehörigen (Zuwachs ca. 24.000 Personen), 
wohingegen der Anteil der sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten aus den Balkanstaaten30 im glei-
chen Zeitraum leicht von 15,5 % auf 16,9 % stieg (Zu-
28 Diese Staaten sind: Eritrea, Nigeria, Somalia, Afghanistan, Irak, 
Iran, Pakistan sowie Syrien. Nicht alle Personen, die die Staats-
angehörigkeit einer dieser Staaten haben, sind in Deutschland 
mit einem Aufenthaltstitel aus völkerrechtlichen, politischen 
oder humanitären Gründen aufhältig. Da die Daten des AZR zu 
Aufenthaltszwecken nicht mit den Daten der BA zu sozialversi-
cherungspflichtiger Beschäftigung verknüpft sind, kann an die-
ser Stelle jedoch keine Aussage darüber getroffen werden, wie 
hoch der Anteil der sozialversicherungspflichtig beschäftigten 
Personen aus diesen Staaten ist, die bspw. einen Aufenthaltstitel 
zum Zweck der Erwerbstätigkeit oder aus familiären Gründen 
besitzen.
29 Russland und die Ukraine.
30 Albanien, Bosnien und Herzegowina, Kosovo, Mazedonien und 
Serbien.







Anteil der Drittstaatsangehörigen an 
allen sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigten
2014 30.174.505 1.205.295 4,0 %
2015 30.771.297 1.268.332 4,1 %
2016 31.443.318 1.371.453 4,4 %
2017 32.164.973 1.532.075 4,8 %
Hinweis: Beschäftigte am Arbeitsort; 
Quelle: BA 2018b: Tabelle 3, Stichtag: 31.12.2017. Zur übersichtlicheren Darstellung wurden jeweils die Bestandswerte für Juni dargestellt, 
saisonale Schwankungen sind somit nicht abgebildet. Eine Darstellung aller Quartalszahlen findet sich in der Quelle.
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wachs ca. 72.000 Personen) (vgl. Tabelle 3) (BA 2018b: 
Tabelle 3).
Beschäftigungszahlen können infolge saisonaler, 
struktureller oder betrieblicher Gründe stark fluk-
tuieren. Sie beschreiben, wie viele Personen sich in 
Beschäftigung befinden, nicht aber, wie sich diese 
Beschäftigung zum Arbeitskräfteangebote verhält. Be-
schäftigungsquoten, die den Anteil der sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten an der Bevölkerung im 
Alter von 15 bis 65 Jahren beschreiben, berücksichti-
gen hingegen auch die Veränderung im Arbeitskräfte-
angebot und lassen so bessere Einblicke in die Arbeits-
marktbeteiligung bestimmter Gruppen zu.
Die Beschäftigungsquoten liegen nach deutschen 
Staatsangehörigen und Drittstaatsangehörigen unter-
teilt vor, wobei die Beschäftigungsquote für deutsche 
Staatsangehörige sich auf die 15- bis 65-jährige Be-
völkerung mit deutscher Staatsangehörigkeit bezieht 
und die Beschäftigungsquote für Drittstaatsangehö-
rige sich auf die 15- bis 65-jährige Bevölkerung mit der 
Staatsangehörigkeit eines Drittstaats bezieht.
Betrachtet man die beiden Beschäftigungsquoten in 
ihrer Entwicklung zwischen Juni 2014 und Juni 2017 
fällt auf, dass die Quote für deutsche Beschäftigte 
steigt, während die Quote für Drittstaatsangehörige 
zuerst sinkt und dann 2017 wieder steigt. Es besteht 
ein konstant deutlicher Abstand zwischen beiden 
Gruppen (vgl. Abbildung 3).
Abbildung 3:  Entwicklung der Beschäftigungsquoten von deutschen Staatsangehörigen  
und von Drittstaatsangehörigen (in Prozent)
Hinweis: Quote für Beschäftigte am Wohnort,
Quelle: Eigene Berechnung und Ausarbeitung auf Grundlage von 
BA 2018e: 20, Ausländerzentralregister sowie Statistik der Bundesagentur für Arbeit (Zulieferung) 2018.
Tabelle 3:  Sozialversicherungspflichtige Drittstaatsangehörige nach Staatsangehörigkeit (2014-2017)
Sozialversicherungspflichtig beschäftigte Drittstaatsangehörige
























2014 1.205.295 67.008 5,6% 91.760 7,6% 186.916 15,5%
2015 1.268.332 77.390 6,1% 98.851 7,8% 199.679 15,7%
2016 1.371.453 102.120 7,4% 107.383 7,8% 222.204 16,2%
2017 1.532.075 156.850 10,2% 115.891 7,6% 258.824 16,9%
Hinweis: Beschäftigte am Arbeitsort; 
Quelle: BA 2018b: Tabelle 3, Stichtag 31.12.2017. Zur übersichtlicheren Darstellung wurden jeweils die Bestandswerte für Juni dargestellt, 













Juni 2014 Juni 2015 Juni 2016 Juni 2017
deutsche Staatsangehörige Drittstaatsangehörige
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Die verstärkte Einwanderung von Drittstaatsange-
hörigen aus völkerrechtlichen, politischen und hu-
manitären Gründen in den letzten vier Jahren (vgl. 
Kapitel 2.3.1) hat sowohl einen Einfluss auf das Ar-
beitskräfteangebot, indem mehr Personen im erwerbs-
fähigen Alter dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen, 
als auch auf die Anzahl der beschäftigten Drittstaats-
angehörigen (s. o.) und beeinflusst somit die Entwick-
lung der Beschäftigungsquote für Drittstaatsangehö-
rige.
Staatsangehörigkeit
Türkische Staatsangehörige stellten im Jahr 2017 mit 
Abstand die größte Gruppe an sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigten Drittstaatsangehörigen dar 
(vgl. Abbildung 4), neben den Herkunftsländern Russ-
land (78.685 Personen), Bosnien und Herzegowina 
(78.358 Personen), Serbien (73.896 Personen), Kosovo 
(64.612 Personen), Syrien (62.317 Personen), die Uk-
raine (42.378 Personen), Indien (41.113 Personen), Af-
ghanistan (40.310 Personen) sowie China (37.297 Per-
sonen) (BA 2018b: Tabelle 1).
Geschlecht und Alter
Sozialversicherungspflichtig beschäftigte Drittstaats-
angehörige waren im Jahr 2017 vorwiegend Män-
ner (64,8 %) und im Alter zwischen 25 und 55 Jahren 
(78,0 %). Im Vergleich zu sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten mit deutscher Staatsangehörigkeit war 
der Anteil männlicher und jüngerer Beschäftigter unter 
den sozialversicherungspflichtig beschäftigten Dritt-
staatsangehörigen höher (vgl. Tabelle 4).
Abbildung 4:  Die zehn häufigsten Staatsangehörigkeiten unter sozialversicherungspflichtig beschäftigten Drittstaatsange-
hörigen (2017)
Hinweis: Beschäftigte am Arbeitsort; 






















Tabelle 4:  Sozialversicherungspflichtige Beschäftigte nach Staatsangehörigkeit, Geschlecht und Alter (2017)
Sozialversicherungspflichtige Beschäftigte
Deutsche Staatsangehörige Drittstaatsangehörige
Gesamt Prozent Gesamt Prozent
Männer 15.205.106 52,5 % 1.045.018 64,8 %
Frauen 13.782.688 47,5 % 566.717 35,2 %
unter 25 Jahre 2.956.147 10,2 % 227.896 14,1 %
25 bis unter 55 Jahre 20.001.489 69,0 % 1.257.475 78,0 %
55 bis unter 65 Jahre 5.744.068 19,8 % 118.633 7,4 %
65 Jahre und älter 286.090 1,0 % 7.731 0,5 %
Hinweis: Beschäftigte am Arbeitsort; 
Quelle: BA 2018b: Tabelle 2, Stichtag 31.12.2017.
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Wirtschaftszweige
Sozialversicherungspflichtig beschäftigte Drittstaats-
angehörige waren im Jahr 2017 mit 73,7 % etwas häu-
figer im Dienstleistungsbereich tätig als die Gruppe 
der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten mit 
deutscher Staatsangehörigkeit (71,0 %). Im produzie-
renden Gewerbe lag ihr Anteil mit 26,0 % hingegen 
leicht unter dem der sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten mit deutscher Staatsangehörigkeit (28,4 %) 
(BA 2018b: Tabelle 4).
In den einzelnen Wirtschaftszweigen (vgl. Abbildung 5) 
zeigen sich Unterschiede beim Anteil der sozialversi-
cherungspflichtig beschäftigten Drittstaatsangehöri-
gen und der sozialversicherungspflichtig beschäftigten 
Abbildung 5:  Verteilung auf Wirtschaftszweige - sozialversicherungspflichtige beschäftigte deutsche Staatsangehörige und 
Drittstaatsangehörige (Prozent; 2017)
Hinweis: Beschäftigte am Arbeitsort; 
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deutschen Staatsangehörigen insbesondere im Gast-
gewerbe (9,9 %/2,4 %), der Erbringung von sonstigen 
Dienstleistungen (9,8 %/4,0 %), bei der Arbeitneh-
merüberlassung (6,6 %/2,0 %) sowie der öffentlichen 
Verwaltung,31 Verteidigung und Sozialversicherung etc. 
(1,5 %/6,1 %).
31 Grundsätzlich können auch Drittstaatsangehörige als Ange-
stellte im öffentlichen Dienst angestellt werden. Das Beamten-
verhältnis steht allerdings nur deutschen Staatsangehörigen, 
EU- und EWR-Staatsangehörigen sowie Angehörigen eines 
Drittstaates offen, dem Deutschland und die Europäische Union 
vertraglich einen entsprechenden Anspruch auf Anerkennung 
von Berufsqualifikationen eingeräumt haben (§ 7 Abs. 1 Nr. 1 
Beamtenstatusgesetz).
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2.3.2.3 Ausschließlich geringfügige 
Beschäftigung
Gesamtzahl
Bei den ausschließlich geringfügig beschäftigten Per-
sonen, also denjenigen Personen, deren Arbeitsentgelt 
aus einer einzigen Beschäftigung regelmäßig im Monat 
die Geringfügigkeitsgrenze nicht überschreitet (s. o.), 
zeigt sich ein anderes Bild als bei den sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigten Drittstaatsangehörigen: 
Während die Anzahl der ausschließlich geringfügig be-
schäftigten Personen in Deutschland insgesamt von 
Juni 2014 bis Juni 2017 leicht sank, wuchs die Anzahl 
der ausschließlich geringfügig beschäftigten Drittstaa-
tangehörigen. Ihr Anteil stieg von 6,7 % auf 7,4 % (vgl. 















2014 5.349.851 360.675 6,7 %
2015 5.187.590 353.432 6,8 %
2016 5.141.533 362.397 7,0 %
2017 5.070.575 376.423 7,4 %
Hinweis: Beschäftigte am Arbeitsort; 
Quelle: BA 2018b: Tabelle 3, Stichtag 31.12.2017. Zur übersichtlicheren Darstellung wurden jeweils die Bestandswerte für Juni dargestellt, 
saisonale Schwankungen sind somit nicht abgebildet. Eine Darstellung aller Quartalszahlen findet sich in der Quelle.
Tabelle 6:  Ausschließlich geringfügig beschäftigte Drittstaatsangehörige nach Staatsangehörigkeit (2014-2017)
Ausschließlich geringfügig beschäftigte Drittstaatsangehörige
Jahr insgesamt



























2014 360.675 26.672 7,4% 29.001 8,0% 50.883 14,1%
2015 353.432 29.746 8,4% 28.258 8,0% 51.699 14,6%
2016 362.397 38.910 10,7% 28.739 7,9% 53.931 14,9%
2017 376.423 56.455 15,0% 29.006 7,7% 54.871 14,6%
Hinweis: Beschäftigte am Arbeitsort; 
Quelle: BA 2018b: Tabelle 3, Stichtag 31.12.2017. Zur übersichtlicheren Darstellung wurden jeweils die Bestandswerte für Juni dargestellt, 
saisonale Schwankungen sind somit nicht abgebildet. Eine Darstellung aller Quartalszahlen findet sich in der Quelle.
Tabelle 5). Drittstaatsangehörige sind demnach relativ 
häufiger in ausschließlich geringfügiger Beschäftigung 
als in sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung.
Wie bei der sozialversicherungspflichtigen Beschäfti-
gung, war die Entwicklung der ausschließlich geringfü-
gigen Beschäftigung von Drittstaatsangehörigen in den 
letzten vier Jahren vor allem durch die die hohe Be-
schäftigungsaufnahme von Personen mit einer Staats-
angehörigkeit einer der zugangsstärksten nichteuropä-
ischen Asylherkunftsländer gekennzeichnet. Während 
in 2014 lediglich 7,4 % der ausschließlich geringfügig 
beschäftigten Drittstaatsangehörigen die Staatsange-
hörigkeit eines dieser Länder (vgl. Kapitel 2.3.2.2) in-
nehatte, wuchs dieser Anteil bis 2017 auf 15,0 %, was 
einem Zuwachs von ca. 30.000 Personen entspricht 
(BA 2018b: Tabelle 3) (vgl. Tabelle 6).
32 Arbeitsmarktintegration von Drittstaatsangehörigen
Staatsangehörigkeit
Bei den in absoluten Zahlen größten Gruppen von 
Drittstaatsangehörigen unter den geringfügig Beschäf-
tigten (vgl. Abbildung 6) zeigt sich ein ähnliches Bild 
wie bei den sozialversicherungspflichtig beschäftigten 
Drittstaatsangehörigen: Türkische Staatsangehörige 
stellen auch hier die größte Gruppe dar (114.409 Per-
sonen). Daneben sind vor allem syrische (29.337 Per-
sonen), kosovarische (17.351 Personen), russische 
(16.391 Personen), serbische (13.161 Personen), bosni-
sche (11.348 Personen), ukrainische (9.380 Personen), 
irakische (9.105 Personen), afghanische (9.001 Perso-
nen) sowie vietnamesische (8.621 Personen) Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer ausschließlich gering-
fügig beschäftigt (BA 2018b: Tabelle 1).
Geschlecht und Alter
Vergleicht man die Geschlechtsstruktur der aus-
schließlich geringfügig Beschäftigten bei deutschen 
Staatsangehörigen und Drittstaatsangehörigen im Jahr 
2017, zeigt sich eine ähnliche Verteilung, wonach der 
Anteil an Frauen sowohl bei den Drittstaatsangehö-
rigen als auch bei den deutschen Staatsangehörigen 
deutlich über dem der Männer lag (59,6 %/61,6 %). 
Unterschiede zeigen sich hingegen bei der Altersver-
teilung: während bei den deutschen Staatsangehö-
rigen 43,4 % der Beschäftigten im Jahr 2017 über 55 
Jahre alt waren, waren es bei den Drittstaatsangehöri-
gen 13,6 %. Dafür stehen prozentual wesentlich häu-
figer Drittstaatsangehörige (66,5 % gegenüber 33,9 %) 
im Alter zwischen 25 und 55 Jahren (d. h. im Kerner-
werbsalter) in einem ausschließlich geringfügigen Ar-
beitsverhältnis (vgl. Tabelle 7).
Abbildung 6:  Die zehn häufigsten Staatsangehörigkeiten unter ausschließlich geringfügig beschäftigten  
Drittstaatsangehörigen (2017)
Hinweis: Beschäftigte am Arbeitsort; 
Quelle: Eigene Ausarbeitung auf Grundlage BA 2018b: Tabelle 1. Auswertung vom 31.12.2017.
Tabelle 7:  Ausschließlich geringfügig Beschäftigte nach Staatsangehörigkeit, Geschlecht und Alter (2017)
Ausschließlich geringfügig Beschäftigte
Deutsche Staatsangehörige Drittstaatsangehörige
Gesamt Prozent Gesamt Prozent
Männer 1.630.713 38,4 % 150.751 40,4 %
Frauen 2.618.599 61,6 % 222.325 59,6 %
unter 25 Jahre 962.334 22,6 % 74.113 19,9 %
25 bis unter 55 Jahre 1.440.643 33,9 % 248.117 66,5 %
55 bis unter 65 Jahre 842.328 19,8 % 32.532 8,7 %
65 Jahre und älter 1.004.000 23,6 % 18.314 4,9 %
Hinweis: Beschäftigte am Arbeitsort; 























Abbildung 7:  Verteilung auf Wirtschaftszweige - ausschließlich geringfügig beschäftigte deutsche Staatsangehörige und 
Drittstaatsangehörige (Prozent; 2017)
Hinweis: Beschäftigte am Arbeitsort; 
Quelle: Eigene Ausarbeitung auf Grundlage BA 2018b: Tabelle 4, Stichtag 31.12.2017.
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Ausschließlich geringfügig beschäftigte Drittstaats-
angehörige waren 2017 mit 92,0 % prozentual etwas 
häufiger im Dienstleistungsbereich tätig als die Gruppe 
der ausschließlich geringfügig beschäftigten deut-
schen Staatsangehörigen (85,9 %) und mit 7,5 % etwas 
weniger häufig im produzierenden Gewerbe tätig als 
deutsche Staatsangehörige (12,6 %) (BA 2017: Ta-
belle 4). Die relative Verteilung auf die einzelnen Wirt-
schaftszweige (vgl. Abbildung 7) zeigt Unterschiede 
zur Gesamtgruppe vor allen Dingen im Gastgewerbe 




Die Anzahl arbeitsloser Drittstaatsangehöriger in 
Deutschland ist in den letzten Jahren konstant an-
gewachsen: von 363.794 Personen im Juni 2014 auf 
472.289 Personen im Juni 2017 (vgl. Abbildung 8). 
Zwischen Juni 2016 und Juni 2017 stieg die Arbeitslo-
sigkeit von Drittstaatsangehörigen um ca. 7,5 % bzw. 
ca. 33.400 Personen, während die Gesamtzahl der ar-
beitslosen Personen in Deutschland im gleichen Zeit-
raum um 5,9 % sank (auf 2.532.837 Personen) (Statistik 
der Bundesagentur für Arbeit (Zulieferung) 2018).
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Dieser Anstieg erklärt sich hauptsächlich mit der 
hohen Fluchtzuwanderung. Während im August 2014 
ca. 58.000 Personen mit einer Staatsangehörigkeit 
einer der acht zugangsstärksten nichteuropäischen 
Asylherkunftsländer (vgl. Kapitel 2.3.2.2) arbeitslos ge-
meldet waren, war diese Zahl bis zum August 2017 um 
ca. 138.000 Personen auf ca. 196.000 Personen ange-
stiegen (BA 2018k: 8).
Die Arbeitslosenquote beschreibt im Normalfall den 
Anteil der registrierten Arbeitslosen an der Summe 
aller zivilen Erwerbspersonen (d. h. alle Erwerbstätigen 
und Arbeitslosen). Da die Bezugsgröße ‚alle Erwerbs-
tätige‘ nicht nach Staatsangehörigkeit differenziert 
werden kann, kann die Arbeitslosenquote für Dritt-
staatsangehörige nicht mit der gleichen Bezugsgröße 
errechnet werden, sondern muss sich einer sog. ein-
geschränkten Bezugsgröße bedienen. Die nachfolgend 
präsentierten Arbeitslosenquoten wurde mit der Be-
zugsgröße ‚alle sozialversicherungspflichtig und aus-
schließlich geringfügig Beschäftigten im Alter von 15 
bis unter 65 Jahren sowie Arbeitslose‘ errechnet.32
Betrachtet man die Arbeitslosenquoten insgesamt und 
die Arbeitslosenquoten von Drittstaatsangehörigen im 
Zeitraum 2014-2017 im Vergleich, fällt auf, dass die 
Gesamtquote kontinuierlich gesunken ist, während die 
Quote bei Drittstaatsangehörigen bis 2016 gestiegen 
ist und nur 2017 einen geringen Rückgang verzeich-
nete (vgl. Abbildung 9).
32 Die BA führt hierzu weiter aus: „Die Arbeitslosenquote für Aus-
länder muss aufgrund der eingeschränkten Datenverfügbarkeit 
als engere Bezugsgröße die Erwerbspersonen für sozialversiche-
rungspflichtige und geringfügige Beschäftigung verwenden. Die 
Einschränkung ist erforderlich, weil Angaben zu Selbständigen, 
Beamten und Grenzpendlern zeitnah nicht oder nicht in der 
erforderlichen Differenzierung zur Verfügung stehen. Aufgrund 
der eingeschränkten Bezugsgröße ist bei der Interpretation der 
ergänzenden Arbeitslosenquote zu berücksichtigen, dass ihr 
Niveau überzeichnet ist, weil insbesondere die Selbständigen in 
die ergänzende Berechnung nicht eingehen“ (BA 2018f: 49f.).
Abbildung 9:  Entwicklung der Arbeitslosenquoten (mit eingeschränkter Bezugsgröße) insgesamt und von Drittstaatsange-
hörigen (Prozent; 2014-2017)
Hinweis:  „Eingeschränkte Bezugsgröße umfasst nur Erwerbspersonen für sozialversicherungspflichtige und ausschließlich geringfügige  
 Beschäftigung im Alter von 15 bis unter 65 Jahre sowie Arbeitslose. Die Bezugsgröße ist zum Zähler periodengleich. Aufgrund der  
 geänderten Berechnungsweise der Ausländerarbeitslosenquoten weichen die Quoten von denen in anderen Publikationen der  
 Standardberichterstattung [der BA, d. Verf.] ab (z. B. in den Arbeitsmarktreports)“ (Statistik der Bundesagentur für Arbeit (Zulieferung)  
 2018); 
Quelle: Eigene Ausarbeitung auf Grundlage von Statistik der Bundesagentur für Arbeit (Zulieferung) 2018.
Abbildung 8:  Arbeitslose Drittstaatsangehörige (2014-2017)
Hinweis: Bestandwerte jeweils Juni. 
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Der Rückgang der Arbeitslosenquote bei Drittstaats-
angehörigen von 20,5 % im Jahr 2016 auf 20,2 % in 
Jahr 2017 bei gleichzeitigem Steigen der Gesamtzahl 
der arbeitslosen Drittstaatsangehörigen kann dadurch 
erklärt werden, dass die Beschäftigung von ausländi-
schen Arbeitskräften noch stärker gestiegen ist als ihre 
Arbeitslosigkeit (BA 2018f: 18).
Die verstärkte Fluchtzuwanderung in den letzten vier 
Jahren hat einen doppelten Einfluss auf die Entwick-
lung der Arbeitslosenquote für Drittstaatsangehörige: 
Zum einen wuchs durch die verstärkte Fluchtmigration 
vornehmlich von Personen im Erwerbsfähigen Alter 
die Bezugsgröße an (d. h. die Grundgesamtheit aller 
drittstaatsangehörigen Erwerbspersonen nimmt zu), 
zum anderen stieg durch den relativ schwierigen Start 
in den deutschen Arbeitsmarkt für Geflüchtete (BA 
2018k: 9) auch die Anzahl der arbeitslos gemeldeten 
Drittstaatsangehörigen.
Staatsangehörigkeit
Im April 2018 waren von den insgesamt 1.742.862 ar-
beitslosen ausländischen Staatsangehörigen 454.745 
Drittstaatsangehörige. Türkische und syrische Staats-
angehörige stellten mit Abstand die beiden größten 
Gruppen arbeitsloser ausländischer Staatsangehöriger 
(114.178 bzw. 110.217 Personen; vgl. Abbildung 10), 
wobei insbesondere bei den syrischen Staatsangehö-
rigen davon ausgegangen werden kann, dass es sich in 
einem größeren Umfang um Schutzberechtigte han-
delt, die im Zuge der Fluchtmigration in den vergan-
genen Jahren nach Deutschland gekommen sind (BA 
2018h: Tabelle 1). 
Zu den zehn wichtigsten Drittstaaten gehören neben 
der Türkei und Syrien der Irak (28.516 Personen), Ser-
bien (19.799 Personen), Afghanistan (19.386 Personen), 
Russland (13.712 Personen), der Iran (13.004 Perso-
nen), Kosovo (10.979 Personen), Eritrea (9.141 Perso-
nen) sowie die Ukraine (8.708 Personen). Von dieser 
absoluten Verteilung der Anzahl an arbeitslosen Per-
sonen einer Staatsangehörigkeit (Häufigkeit) kann al-
lerdings nicht auf die relative Verteilung innerhalb der 
Gruppen (also die Arbeitslosenquote einzelner Staats-
angehörigkeiten) geschlossen werden.
Geschlecht und Alter
Im Juni 2017 waren als arbeitslos gemeldete Dritt-
staatsangehörige ebenso wie Arbeitslose insgesamt 
mehrheitlich männlich (57,6 % bzw. 54,9 %). Unter-
Abbildung 10:  Die zehn häufigsten Staatsangehörigkeiten unter arbeitslosen ausländischen Staatsangehörigen (2018)
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schiede zeigen sich hingegen beim Alter: arbeitslose 
Drittstaatsangehörige sind tendenziell jünger, was 
auch damit zu tun hat, dass der Altersdurchschnitt bei 
Drittstaatsangehörigen insgesamt geringer ist (vgl. Ta-
belle 8).
2.4 Staatliche Akteure und 
Kompetenzen im Bereich 
Arbeitsmarktintegration
Der Bereich der Integrationspolitik und -verwaltung 
in Deutschland ist komplex organisiert. Es finden sich 
Verantwortlichkeiten und Kompetenzen auf allen Ebe-
nen des politischen und administrativen Systems in 
Deutschland. Da das Thema als Querschnittsaufgabe 
verstanden wird (EMN/BAMF 2017: 53), sind auf einer 
Ebene meist mehrere Akteure aktiv. Dies gilt sowohl 
für den Bereich der Integrationspolitik insgesamt als 
auch für den Teilbereich der Arbeitsmarktintegration.
Der Bund ist weitgehend für die Ausgestaltung des 
rechtlichen Rahmens der Integration verantwortlich 
(vgl. Kapitel 2.4.1). Die Bundesländer hingegen sind für 
die konkrete Umsetzung zuständig und können eigene 
Maßnahmen zur Integrationsförderung auflegen (vgl. 
Kapitel 2.4.2). Die Kommunen wiederum sind für die 
Umsetzung von Bundes- und Landesrecht zuständig 
(vgl. Kapitel 2.4.3). Darüber hinaus haben „einige große 
Kommunen […] relativ weitreichende zusätzliche För-
derstrukturen entwickelt“ (OECD 2017: 25).
Der Austausch zwischen zentralen Akteuren auf Bun-
des-, Länder- und kommunaler Ebene wird durch ver-
schiedene Formate, wie beispielsweise die interminis-
terielle Arbeitsgruppe ‚Integration‘ (IMAG Integration) 
oder das Bund-Länder-Treffen Integration, Konferen-
zen, Workshops sowie Runde Tische ermöglicht, die 
zu diesem Zweck (beispielsweise vom Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge) organisiert werden (BAMF 
2018a: 16). Im Bereich der Arbeitsverwaltung existie-
ren ebenfalls Austauschgremien zwischen Bundes- 
und Landesebene, die in ihrer Arbeit Fragen der Ar-
beitsmarktintegration berühren, so beispielsweise der 
Bund-Länder-Ausschuss zu Fragen der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende nach § 18c SGB II.
Neben den staatlichen Akteuren spielen zivilgesell-
schaftliche Akteure, wie Wohlfahrtsverbände und 
NGOs gerade im Bereich der Arbeitsmarktintegration 
eine wichtige Rolle, sowohl auf der politischen Ebene 
in Bund, Ländern und Kommunen (z. B. durch die Ein-
bindung ihrer Expertise in Gesetzgebungsverfahren), 
als auch bei der Durchführung von konkreten Maß-
nahmen (z. B. durch Beratungsangebote). Hinzu kom-
men Akteure aus der Wirtschaft (Wirtschaftsverbände, 
Kammern, Innungen etc.), welche sich auf politischer 
oder praktischer Ebene mit Fragen der Arbeitsmarktin-
tegration bzw. Arbeitsplatzintegration auseinanderset-
zen (vgl. hierzu im Detail Kapitel 4).
Der folgende Überblick konzentriert sich auf die Dar-
stellung zentraler involvierter staatlicher Akteure auf 
den verschiedenen Ebenen.





Gesamt Prozent Gesamt Prozent
Männer 1.358.510 54,9 % 272.204 57,6 %
Frauen 1.114.130 45,1 % 200.084 42,4 %
15 bis 25 Jahre 217.252 8,8 % 56.175 11,9 %
25 bis unter 55 Jahre 1.733.869 70,1 % 369.713 78,3 %
55 Jahre und älter 513.004 20,7 % 45.468 9,6 %
Quelle: Eigene Ausarbeitung auf Grundlage von 




Während die Grundsatzzuständigkeit für die The-
men gesellschaftlicher Zusammenhalt, Zuwanderung 
und gesellschaftliche Integration in den Aufgabenbe-
reich des Bundesministeriums des Innern, für Bau und 
Heimat (BMI) fällt, liegen die Grundsatzzuständig-
keiten für Maßnahmen und Programme der Arbeits-
markt- und Beschäftigungspolitik sowie zur Ausgestal-
tung der sozialen Sicherung etwa bei Arbeitslosigkeit 
auf ministerieller Ebene überwiegend im Verantwor-
tungsbereich des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales (BMAS). Darüber hinaus sind weitere Minis-
terien zuständig, so insbesondere das Bundesministe-
rium für Bildung und Forschung (BMBF), das Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) sowie das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie (BMWi) (vgl. Kapitel 2; EMN/BAMF 
2017: 53).
Ein weiterer Akteur der politischen Ebene ist der bzw. 
die ‚Beauftragte der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration‘, welche bzw. welcher 
seit 2005 im Rang einer Staatsministerin bzw. eines 
Staatsministers im Bundeskanzleramt angesiedelt ist. 
Der bzw. die Beauftragte unterstützt insbesondere die 
Bundesregierung bei der Weiterentwicklung ihrer In-
tegrationspolitik „auch im Hinblick auf arbeitsmarkt- 
und sozialpolitische Aspekte“ (§ 93 Nr. 1 AufenthG).
2.4.1.2 Operative Akteure
Für die Arbeitsvermittlung und die Arbeitsförderung 
sind die Bundesagentur für Arbeit (BA) und die Job-
center zuständig. Sie regeln auch die finanziellen Ent-
geltersatzleistungen für erwerbslose Personen (z. B. 
das Arbeitslosengeld) (§ 368 SGB III). Die BA ist eine 
rechtsfähige bundesunmittelbare Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts mit Selbstverwaltung. Sie unterliegt 
der Rechtsaufsicht des BMAS, welches in Fragen der 
Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer der BA gegenüber weisungsbefugt ist 
(§ 288 Abs. 2 SGB III). Die BA gliedert sich in ‚Regio-
naldirektionen‘ auf der mittleren Verwaltungsebene 
und in ‚Agenturen für Arbeit‘ (Arbeitsagenturen) auf 
der örtlichen Verwaltungsebene (§ 367 Abs. 1 SGB III).
Für die Anwerbung von Fachkräften aus Drittstaaten 
bzw. für ihre Beratung nach der Ankunft in Deutsch-
land unterhält die BA die ‚Zentrale Auslands- und 
Fachvermittlung‘ (ZAV). Der Internationale Personal-
service der ZAV berät an zwölf Standorten in Deutsch-
land „Fachkräfte und Ausbildungssuchende aus dem 
Ausland zu Beschäftigungs- und Ausbildungsmöglich-
keiten, Lebens- und Arbeitsbedingungen sowie der 
sozialen Sicherung in Deutschland und unterstützt 
sie bei der Stellensuche in Deutschland, vor allem in 
Mangelberufen […], beim Bewerbungsprozedere, bei 
Fragen der Arbeitsmarktzulassung oder der Berufs-
anerkennung“ (BA 2018d). Darüber hinaus informiert 
die BA auch durch Webportale und Veröffentlichun-
gen zur Erwerbsmigration bzw. Arbeitsaufnahme für 
ausländische Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer in 
Deutschland.
Darüber hinaus ist für die operative Umsetzung eini-
ger der Integrationsmaßnahmen des Bundes auch das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) zu-
ständig (EMN/BAMF 2017: 53). Es ist beispielsweise 
für die Koordinierung und Durchführung sowohl der 
Integrationskurse (§ 43 Abs. 3 Satz 2 AufenthG) sowie 
der berufsbezogenen Deutschsprachkurse zuständig 
(§ 45a Abs. 1 AufenthG). Zudem hat das BAMF die Auf-
gabe, Informationen über den Aufenthalt zum Zweck 
der Erwerbstätigkeit zwischen den Ausländerbehör-
den, der BA und der für Pass- und Visaangelegenhei-
ten vom Auswärtigen Amt ermächtigten deutschen 
Auslandsvertretungen zu koordinieren (§ 75 Abs. 1 
AufenthG). Es arbeitet der Bundesregierung auf dem 
Gebiet der Integrationsförderung fachlich zu und ist 
für die Erstellung von Informationsmaterial über In-
tegrationsangebote von Bund, Ländern und Kommu-
nen für Ausländerinnen bzw. Ausländer und Spätaus-
siedlerinnen bzw. -aussiedler zuständig (§ 75 Abs. 3 
AufenthG). Zudem verwaltet das BAMF im Auftrag des 
BMAS die Mittel für das Förderprogramm ‚Integration 
durch Qualifizierung‘ (vgl. Kapitel 3.2.1). Das BAMF 
betreibt ebenfalls gemeinsam mit der BA die zentrale 
Informations-Hotline ‚Arbeiten und Leben in Deutsch-
land‘ im Rahmen einer ressortübergreifenden Koope-




Auf Landesebene werden Integrationskonzepte ent-
wickelt sowie Förderprogramme durchgeführt und 
Projekte gefördert, die der Arbeitsmarktintegration 
Rechnung tragen sollen. Die Gesamtverantwortlichkeit 
38 Arbeitsmarktintegration von Drittstaatsangehörigen
für allgemeine integrationspolitische Fragestellungen 
ist zumeist in einem Landesministerium bzw. im Falle 
der Stadtstaaten in einer Senatsbehörde angesiedelt. 
In einigen Ländern existieren dezidierte Integrations-
ministerien.33 Wie auf der Bundesebene auch, fällt das 
Thema der Arbeitsmarktintegration aber häufig in den 
Zuständigkeitsbereich verschiedener Landesministe-
rien (Arbeit, Soziales etc.).
Die Landesministerinnen und -minister bzw. Senato-
rinnen und Senatoren, in deren Zuständigkeitsbereich 
das Thema der Arbeitsmarktintegration fällt, tauschen 
sich in verschiedenen Fachministerkonferenzen aus:
Ein regelmäßiges Austauschforum ist die Integrations-
ministerkonferenz (IntMK), in deren Rahmen die zu-
ständigen Ministerinnen und Minister sich über politi-
sche Vorhaben im Bereich der Integration abstimmen, 
wobei die Arbeitsmarktintegration ebenfalls einen 
regelmäßigen Tagesordnungspunkt darstellt (IntMK 
2018a).
Die Konferenz der Ministerinnen und Minister, Senato-
rinnen und Senatoren für Arbeit und Soziales (ASMK) 
beschäftigt sich unter anderem mit Fragen des Ar-
beitsmarktes und des Arbeitsrechtes. Die Konferenz 
fasst immer wieder Beschlüsse, die das Themenfeld 
der Arbeitsmarktintegration berühren (ASMK 2017). 
Im Rahmen der Ständigen Konferenz der Innenminis-
ter und -senatoren der Länder (IMK) ist Arbeitsmarkt-
integration zwar kein regelmäßiger Tagesordnungs-
punkt, aber dennoch gelegentlich Gegenstand von 
Beschlüssen, so beispielsweise in einem Beschluss zu 
legaler Arbeitsmarktzuwanderung bei der 208. Sitzung 
der IMK, die am 6. und 8. Juni 2018 in Quedlinburg 
stattfand.
2.4.2.2 Operative Akteure
Neben den Ministerien bzw. Behörden der Länder, 
stellen die Regionaldirektionen der BA einen wichtigen 
Akteur auf der mittleren Ebene dar. Die zehn Direkti-
onen sind für den Erfolg der regionalen Arbeitsmarkt-
politik verantwortlich. Zur Abstimmung der Leistungen 
der Arbeitsförderung mit der Arbeitsmarkt-, Struktur- 
und Wirtschaftspolitik der Länder arbeiten sie mit den 
Landesregierungen zusammen (§ 367 Abs. 3 SGB III). 
Zudem können die Regionaldirektionen mit Zustim-
33 Eine Auflistung der jeweils für Integrationsfragen zuständigen 
Ministerien bzw. Behörden findet sich hier: https://sozialminis-
terium.baden-wuerttemberg.de/de/integration/integrationsmi-
nisterkonferenz/mitglieder/ (13.08.2018).
mung der Zentrale durch Verwaltungsvereinbarung die 
Durchführung befristeter Arbeitsmarktprogramme der 
Länder übernehmen (§ 368 Abs. 4 SGB III). Die Regi-
onaldirektionen führen darüber hinaus die örtlichen 
Agenturen für Arbeit (BA o. J.a).
In einigen Ländern existieren Landesprojekte, die dezi-
diert die Arbeitsmarktintegration von zugewanderten 
Drittstaatsangehörigen fokussieren. Dabei werden sol-
che Projekte oftmals von Landesministerien in Zusam-
menarbeit mit weiteren Akteuren, oft den Regionaldi-
rektionen der BA gefördert oder durchgeführt.
2.4.3 Kommunale Ebene
Integration findet vor Ort statt. Daher sind auch 
Städte und Gemeinden im Bereich der Arbeitsmarkt-
integration engagiert. Aufgrund der unterschiedlichen 
Größe und organisatorischen Beschaffenheit der Viel-
zahl von Kommunen in Deutschland, lassen sich aller-
dings keine allgemeinen Aussagen zu den beteiligten 
Akteuren auf kommunaler Ebene treffen.
In der kommunalen Verwaltung ist das Aufgabenfeld 
Integration oft in den Sozialreferaten bzw. -dezerna-
ten verortet, zum Teil bestehen in Kommunen aber 
auch Ämter für Integration, die für die Arbeitsmarkt-
integration als Teilaspekt von lokaler Integrationspo-
litik zuständig sind. Kommunen entwickeln vielerorts 
Projekte und Programme zur Arbeitsmarktintegration 
von Drittstaatsangehörigen. Oft ist dabei der Aspekt 
der Vernetzung innerhalb der vielfältigen Akteursland-
schaft eine wesentliche Komponente.
Für die Arbeitsmarktintegration nach den SGB II 
und III sind auf kommunaler Ebene zwei Akteure zu-
ständig: die lokalen Agenturen für Arbeit sowie die 
Jobcenter. Die bundesweit 156 Agenturen für Arbeit 
(mit etwa 600 Niederlassungen) setzen die Aufgaben 
der BA vor Ort um. Sie gewähren die beitragsfinan-
zierten Leistungen nach SGB III, sind für die aktive Ar-
beitsförderung (Beratung, Vermittlung, etc.) sowie für 
die Auszahlung der Entgeltersatzleistungen (z. B. Ar-
beitslosengeld) zuständig (vgl. Kapitel 2.2.2.1).
Neben den Agenturen für Arbeit existieren bundesweit 
407 Jobcenter. Diese sind zu drei Viertel gemeinsame 
Einrichtungen von Kommunen und der BA (§ 44b 
SGB II) bzw. in einigen Fällen auch Einrichtungen, die 
lediglich von den Kommunen getragen werden (sog. 
Optionskommunen nach § 6a SGB II). Die Jobcenter 
erbringen die steuerfinanzierten Leistungen nach dem 
SGB II zur Eingliederung in Arbeit für Langzeitarbeits-
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lose oder Empfänger von Leistungen zur Grundsiche-
rung nach SGB II (OECD 2017: 25).
Lokale Agenturen für Arbeit und Jobcenter gehen bei 
der Arbeitsmarktintegration von Drittstaatsangehöri-
gen oft über die Angebote der allgemeinen arbeitspo-
litischen Instrumente hinaus (vgl. Kapitel 2.2) und eta-
blieren – soweit der Rechtsrahmen ihnen das gestattet 
– Programme und Maßnahmen zur Integration in 
den lokalen Arbeitsmarkt. Das folgende Beispiel einer 
Maßnahme des Jobcenters Ulm macht deutlich, dass 
dies vor Ort nur mit entsprechender Vernetzung der 
lokalen und regionalen Akteure möglich ist:
„Fehlende Sprachkenntnisse und Bildungsab-
schlüsse […] bilden auch für andere Zuwanderer 
eine Hürde beim Zugang zum Arbeitsmarkt und 
ein hohes Risiko für Langzeitarbeitslosigkeit […]. 
Der im Jahr 2016 begonnene Praxisansatz einer 
qualifizierten und intensiven Betreuung bei lang-
zeitbeziehenden Zuwanderern (vorrangig aus den 
Westbalkanländern sowie der Türkei) mit einem 
spezialisierten Vermittler und der interkulturellen 
Botschafterin mit einem Betreuungsschlüssel von 
1: 120 wurde in 2017 fortgeführt. […] Die interkul-
turelle Botschafterin arbeitet eng mit allen regi-
onalen und überregionalen Akteuren im Bereich 
Migration und Flüchtlinge zusammen und nimmt 
an verschiedenen Arbeitskreisen teil. Zu den Part-
nern gehören die Koordinierungsstelle ‚Internatio-
nale Stadt Ulm‘, die Ausländerbehörde, die Migrati-
onsberatungsstellen, Sprachkursträger, Polizei, das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge und ver-
schiedene mehr“ (Jobcenter Ulm 2018: 11).
Um die Vernetzung zu stärken, wurde vom BMBF die 
Förderrichtlinie ‚Kommunale Koordinierung der Bil-
dungsangebote für Neuzugewanderte‘ ins Leben geru-
fen, mit der die Kommunen bei dieser Aufgabe unter-
stützt werden. Rund 80 % aller Kreise und kreisfreien 
Städte erhalten eine Förderung für kommunalen Koor-
dinatorinnen und Koordinatoren, die vor Ort übergrei-
fend die Bildungsangebote für Neuzugewanderte und 
die relevanten Bildungs- und Weiterbildungsakteure in 
der Kommune koordinieren.
Auf der kommunalen Ebene ist die jeweilige Auslän-
derbehörde (ABH) ebenfalls ein zentraler Akteur. In 
ihren Zuständigkeitsbereich fällt die Erteilung von Auf-
enthaltstiteln (§ 71 Abs. 1 AufenthG), die jeweils er-
kennen lassen müssen, ob (in der Regel nach erfolg-
ter Zustimmung durch die BA) eine Erwerbstätigkeit 
erlaubt ist oder nicht (§ 4 Abs. 2 AufenthG). Die ABH 
ist aber auch die Stelle, die in der Regel feststellt, ob 
eine Berechtigung zur Teilnahme am Integrationskurs 
besteht und die eine mögliche Verpflichtung ausspre-
chen kann (§ 44a Abs. 1 Satz 2 AufenthG)34 und die vor 
Verlängerung einer Aufenthaltserlaubnis prüft, ob der 
Verpflichtung zur Teilnahme an einem Integrations-
kurs nachgekommen wurde (§ 8 Abs. 3 AufenthG).
34 Einen Anspruch auf die einmalige Teilnahme an einem Integ-
rationskurs haben nach § 44 Abs. 1 AufenthG Ausländerinnen 
bzw. Ausländer, der sich dauerhaft im Bundesgebiet aufhalten, 
wenn ihnen (1.) erstmals eine Aufenthaltserlaubnis (a) zu Er-
werbszwecken (§§ 18, 21), (b) zum Zweck des Familiennachzugs 
(§§ 28, 29, 30, 32, 36 und 36a), (c) aus humanitären Gründen 
nach § 25 Abs. 1, 2, 4a Satz 3 oder § 25b, (d) als langfristig Auf-
enthaltsberechtigter nach § 38a oder (2.) ein Aufenthaltstitel 
nach § 23 Abs. 2 oder Abs. 4 AufenthG erteilt wird. Von einem 
dauerhaften Aufenthalt ist dabei in der Regel auszugehen, wenn 
die betroffene Person eine Aufenthaltserlaubnis von mindestens 
einem Jahr erhält oder seit über 18 Monaten eine Aufenthaltser-
laubnis besitzt, es sei denn, der Aufenthalt ist vorübergehender 
Natur. Ausnahmen bestehen bei Kindern, Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen, die eine schulische Ausbildung aufneh-
men oder ihre bisherige Schullaufbahn in der Bundesrepublik 
Deutschland fortsetzen, bei erkennbar geringem Integrations-
bedarf oder wenn die betroffene Person bereits über ausrei-
chende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt (§ 44 Abs. 3 
AufenthG). 
Ausländerinnen bzw. Ausländer sind nach § 44a Abs. 1 Satz 1 
AufenthG zur Teilnahme an einem Integrationskurs verpflichtet, 
(1.) wenn sie wie oben beschrieben einen Anspruch auf Teilnah-
me (nach § 44 AufenthG) haben und (a) sich nicht zumindest 
auf einfache Art in deutscher Sprache verständigen kann oder 
(b) zum Zeitpunkt der Erteilung eines Aufenthaltstitels nach 
§ 23 Abs. 2, § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, § 30 oder § 36a Abs. 1 Satz 1 
erste Alternative AufenthG nicht über ausreichende Kenntnisse 
der deutschen Sprache verfügen oder (2.) wenn sie Leistungen 
nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch beziehen und die 
Teilnahme am Integrationskurs in einer Eingliederungsverein-
barung nach SGB II vorgesehen ist, (3.) wenn sie in besonderer 
Weise integrationsbedürftig sind und die Ausländerbehörde sie 
zur Teilnahme am Integrationskurs auffordert oder (4.) wenn sie 
zu dem in § 44 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 bis 3 genannten Personenkreis 
gehören, Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
beziehen und die zuständige Leistungsbehörde sie zur Teilnah-
me an einem Integrationskurs auffordert. Nach § 44a Abs. 2 
AufenthG sind Ausländerinnen bzw. Ausländer der Teilnahme-
verpflichtung ausgenommen, die sich im Bundesgebiet in einer 
beruflichen oder sonstigen Ausbildung befinden, die die Teil-
nahme an vergleichbaren Bildungsangeboten im Bundesgebiet 
nachweisen oder deren Teilnahme auf Dauer unmöglich oder 
unzumutbar ist.
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3.1 Maßnahmen der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik
Die Förderung der Integration in den Arbeitsmarkt 
funktioniert in Deutschland grundsätzlich über die 
Regelsysteme des SGB II und SGB III (vgl. Kapi-
tel 2.2.2.1). Neben den passiven-kompensatorischen 
Leistungen (u. a. Arbeitslosengeld und Grundsiche-
rung für Arbeitssuchende), die den Lebensunterhalt in 
der Phase der Arbeitslosigkeit sichern sollen, existieren 
die aktiven arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, die 
das Ziel verfolgen, betroffene Personen schnellstmög-
lich wieder in Arbeit zu vermitteln. Auch arbeitslose 
ausländische Staatsangehörige können nach den ent-
sprechenden gesetzlichen Vorgaben durch diese Maß-
nahmen gefördert werden, wenn sie die Zugangsvor-
aussetzungen erfüllen.
Im Jahr 2017 machten Drittstaatsangehörige 17,2 % 
aller an aktiven arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen 
Teilnehmenden aus. Sie wurden durch diverse Maß-
nahmen der Agenturen für Arbeit und der Jobcenter 
gefördert (vgl. Tabelle 9).35




Über die Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpoli-
tik hinaus existiert eine Vielzahl an Maßnahmen, die 
zur Verbesserung der Arbeitsmarktintegration von 
Personen mit Migrationshintergrund oder explizit für 
Drittstaatsangehörige konzipiert wurden oder die die 
Förderung der Arbeitsmarktintegration dieser Gruppe 
als eines von mehreren zentralen Zielen verfolgen. 
Im Folgenden wird eine Auswahl solcher spezifischer 
Maßnahmen auf Bundesebene vorgestellt. Aufgrund 
der Vielzahl der auf Bundesebene implementierten 
Maßnahmen kann die Beschreibung einzelner Maß-
nahmen nur exemplarisch erfolgen.
entsprechenden Vorgaben des SGB II und III ab: „Die Förder-
statistik weist den Umfang von Förderungen bzw. Teilnahmen 
von Personen an Maßnahmen der aktiven Arbeitsförderung (§ 3 
SGB III) und Leistungen zur Eingliederung (§§ 16 bis 16f SGB II) 
nach. Es erfolgt eine Zählung von Förderfällen bzw. Teilnahmen, 
nicht von Personen. Folglich wird eine Person, die in einem Zeit-
raum oder an einem Zeitpunkt mehrere Förderleistungen erhält, 
mehrfach gezählt“ (BA 2018a: 26f.).
Maßnahmen zur Förderung der 
Arbeitsmarktintegration
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Tabelle 9:  Bestand (Jahresdurchschnitt) von Teilnehmenden in ausgewählten arbeitsmarktpolitischen Instrumenten nach 




Insgesamt 893.292 153.252 17,2%
Aktivierung und berufliche Eingliederung 216.597 71.777 33,1%
Freie Förderung 14.798 4.600 31,1%
Berufswahl und Berufsausbildung 193.076 27.297 14,1%
Berufliche Weiterbildung 169.134 21.195 12,5%
Beschäftigung schaffende Maßnahmen 99.775 10.678 10,7%
Aufnahme einer Erwerbstätigkeit 131.846 13.915 10,6%
besondere Maßnahmen zur Teilhabe von Menschen mit 
Behinderungen
68.066 3.790 5,6%
Hinweis: ‚Berufswahl und Berufsausbildung‘ ohne Ergebnisse zu Teilnahmen an Berufsorientierungsmaßnahmen nach § 48 SGB III; 
Quelle: Eigene Ausarbeitung auf Grundlage von Statistik der Bundesagentur für Arbeit (Zulieferung) 2018.
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Die Maßnahmen lassen sich in die folgenden Katego-
rien einordnen, die durch die gemeinsamen Spezifika-
tionen für diese EMN-Fokusstudie definiert und fest-
gelegt wurden, wobei eine Abgrenzung nicht immer 
trennscharf möglich ist:
1. Ausbildung und Qualifizierung
2. Stärkung von beruflichen Kompetenzen und 
Soft Skills
3. Informationsvermittlung und Beratung (im In-
land und vor Einreise)
4. Antidiskriminierung und Diversitykompetenz 
am Arbeitsplatz
5. Maßgeschneiderte Maßnahmen zur Arbeits-
markt- bzw. Arbeitsplatzintegration
6. Anreizsysteme zur Arbeitsaufnahme bzw. Ar-
beitsplatzbereitstellung
7. Unterstützung von Selbständigkeit
Auch auf Ebene der Bundesländer werden spezifische 
Maßnahmen zur Arbeitsmarktintegration durchge-
führt. Das Kapitel schließt daher mit einer exemplari-
schen Darstellung von Maßnahmen auf Landesebene 
ab.
3.2.1 Ausbildung und Qualifizierung
Förderprogramm ‚Integration durch 
Qualifizierung (IQ)‘
Das Förderprogramm ‚Integration durch Qualifizie-
rung‘ (IQ) ist ein Programm des Bundesministeriums 
für Arbeit und Soziales, welches das Ziel verfolgt, die 
Integration von Menschen mit Migrationshintergrund 
in den Arbeitsmarkt zu verbessern. „Zielgruppe sind 
sowohl Erwachsene mit Migrationsgeschichte, die in 
Deutschland leben, also auch Neuzuwanderinnen und 
Neuzuwanderer unabhängig vom Aufenthaltsstatus“ 
(IQ 2018a).
Im Jahr 2005 als Netzwerk mit Pilot- und Modellcha-
rakter vom BMAS gegründet, wurde es 2011 zum För-
derprogramm ausgeweitet. „Von zentralem Interesse 
ist, dass im Ausland erworbene Berufsabschlüsse – un-
abhängig vom Aufenthaltstitel – häufiger in eine bil-
dungsadäquate Beschäftigung münden“ (IQ 2018b). 
Das Programm dient daher auch der praktischen Be-
gleitung des Anerkennungsgesetzes, welches am 
1. April 2012 in Kraft trat (vgl. Kapitel 2.2.2.2).
Zur Erreichung des Programmziels arbeitet es dabei in 
zurzeit drei unterschiedlichen Handlungsschwerpunk-
ten:
1. Anerkennungs- und Qualifizierungsbera-
tung: Fokus dieses Handlungsschwerpunkts ist 
„die Beratung zur Anerkennung von im Aus-
land erworbenen Abschlüssen und die Bera-
tung zu Qualifizierungen im Kontext der Aner-
kennungsgesetze des Bundes und der Länder. 
Ratsuchende erhalten eine kompetente Bera-
tung zu Anpassungsqualifizierungen bzw. Aus-
gleichsmaßnahmen, um die volle Anerken-
nung und danach eine qualifikationsadäquate 
Beschäftigung zu erreichen“ (IQ 2018c). Vom 
1. Januar 2015 bis zum 30. Juni 2018 fanden 
dabei 166.409 Beratungen zur Anerkennung 
oder Qualifizierung statt. „Viele der Ratsuchen-
den verfügen über Qualifikationen, die hier-
zulande zu den Engpassberufen gehören wie 
Ärztin und Arzt, Krankenpflegerin und Kranken-
pfleger, Ingenieurin und Ingenieur sowie Lehre-
rin und Lehrer“ (IQ 2018a). 
Die kostenlose und freiwillige Beratung ist für 
Personen mit ausländischen Berufsabschlüssen 
konzipiert. In den Jahren 2017 und 2018 wurde 
im IQ-Programm der Beratungsansatz Faire In-
tegration für Geflüchtete als Erstanlaufstellen 
von Fragen zu Mindeststandards und Arbeits-
bedingungen auf dem Arbeitsmarkt entwickelt. 
Das Angebot soll ab 2019 bedarfsgerecht für 
Drittstaatsangehörige weiterentwickelt werden.
2. Qualifizierungsmaßnahmen im Kontext des 
Anerkennungsgesetzes: Unter diesem Hand-
lungsschwerpunkt werden Qualifizierungs-
maßnahmen für Personen mit ausländischen 
Abschlüssen konzipiert und durchgeführt. „Das 
sind z. B. Anpassungsqualifizierungen für regle-
mentierte medizinische und pädagogische Be-
rufe, die fachliche Lücken schließen oder erfor-
derliche Deutschkenntnisse vermitteln36 oder 
Qualifizierungen für Akademikerinnen und Aka-
demiker, denen für eine Arbeitsaufnahme noch 
fachliche, methodische oder sprachliche Kennt-
nisse fehlen“ (IQ 2018c). Vom 1. Januar 2015 bis 
zum 30. Juni 2018 sind insgesamt 17.191 Perso-
nen in ein Qualifizierungsprojekt des IQ-Netz-
werks eingetreten (IQ 2018a).
3. Interkulturelle Kompetenzentwicklung und 
weitere Angebote: Der dritte Handlungs-
schwerpunkt richtet sich an Arbeitsmarktak-
teure (vor allem Jobcenter, Agenturen für Ar-
beit, kommunale Verwaltungen sowie kleine 
36 Berufsbezogenes Deutsch wird seit dem Jahr 2016 gemäß 
DeuFöV über den Berufssprachkurs angeboten. Die Maßnahmen 
des IQ-Netzwerks decken Lücken ab, in denen keine Regelför-
derung greift. Ausnahme sind die Maßnahmen des integrierten 
Fach- und Sprachlernens, die weiterhin im IQ-Programm ange-
boten werden (vgl. Kapitel 2.1.2).
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und mittlere Unternehmen) und zielt auf den 
Aufbau bzw. die Weiterentwicklung von inter-
kulturellen Kompetenzen ab. „Ziel ist es, für mi-
grationsspezifische Themen zu sensibilisieren 
und in den Organisationen diversityorientierte, 
interkulturelle Öffnungsprozesse anzustoßen 
und Diskriminierungen abzubauen“ (IQ 2018c). 
Dies wird vor allem durch Informationsveran-
staltungen und Fachtagungen, Schulungen und 
Beratungen erreicht, wobei vom 1. Januar 2015 
bis zum 30. Juni 2018 insgesamt 51.148 Perso-
nen an 3.780 Schulungen teilgenommen haben 
(IQ 2018a).
Diesen drei Handlungsschwerpunkten lassen sich die 
ca. 380 Teilprojekte zuordnen, durch die das Förder-
programm auf lokaler und regionaler Ebene umgesetzt 
wird. Koordiniert wird die Arbeit des Netzwerks von 
16 Landesnetzwerken mit ihren Landeskoordinationen. 
Hinzu kommen fünf Fachstellen, die Qualifizierungs-
maßnahmen, Instrumente und Handlungsempfehlun-
gen zur beruflichen Integration von Menschen mit Mi-
grationsgeschichte entwickeln (IQ 2018c).
Finanziert werden die beiden ersten Handlungs-
schwerpunkte aus Mitteln des BMAS und des Eu-
ropäischen Sozialfonds (ESF), der dritte Handlungs-
schwerpunkt ausschließlich aus Mitteln des BMAS. 
Kooperationspartner sind das BMBF und die BA, wobei 
das BAMF mit der Verwaltung der Mittel betraut ist 
(IQ 2018b).
Ab 2019 soll der Handlungsschwerpunkt ‚Regionale 
Fachkräftenetzwerke – Einwanderung‘ ergänzend hin-
zukommen, mit dem Aufbau und Vernetzung regio-
naler Strukturen zur Fachkräftegewinnung gefördert 
werden sollen.
Anerkennung im Ausland erworbener 
Berufsabschlüsse – weitere Angebote
Neben dem flächendeckenden Beratungs- und Qua-
lifizierungsangebot durch das Förderprogramm IQ 
fördert das BMBF weitere wichtige Begleitstruktu-
ren zu den Verfahren der beruflichen Anerkennung. 
Das vom Bundesinstitut für Berufsbildung (BiBB) im 
Auftrag des BMBF betriebene Portal ‚Anerkennung in 
Deutschland‘37 bietet hier einen zentralen Zugang. Es 
informiert in elf Sprachen darüber, wie ausländische 
Berufsabschlüsse in Deutschland anerkannt werden 
können. „Darüber hinaus bündelt es wichtige Informa-
37 Erreichbar unter: www.anerkennung-in-deutschland.de 
(06.06.2018).
tionen zu den rechtlichen Grundlagen, zu den Aner-
kennungsverfahren in den einzelnen Berufen und zu 
Beratungsangeboten“ (Anerkennung in Deutschland 
2018d). Im Zeitraum 2012 bis 1. Juli 2018 verzeich-
nete das Portal fast 8,9 Mio. Besuche (Anerkennung in 
Deutschland 2018b).
Anerkennungsverfahren verursachen Kosten, deren 
Höhe vom Einzelfall abhängig ist. Um die finanziel-
len Hürden für ein Anerkennungsverfahren zu senken, 
bestehen verschiedene Unterstützungsangebote. Bun-
desweit ist seit Dezember 2016 gesichert, dass auch 
Personen mit geringen finanziellen Mitteln ein Aner-
kennungsverfahren aufnehmen können. Mit dem aus 
Mitteln des BMBF finanzierten Anerkennungszuschuss 
kann eine finanzielle Unterstützung zum Beispiel zur 
Übernahme der Verfahrenskosten nachrangig zu ande-
ren Förderangeboten gewährt werden (Anerkennung 
in Deutschland 2018c).
Nicht immer können Anerkennungssuchende ihren 
Abschluss ausreichend nachweisen. Nicht nur nach 
den Wirren einer Flucht fehlen relevante Unterlagen 
und Dokumente oder können nicht mehr beschafft 
werden. In solchen Fällen gibt es die Möglichkeit einer 
Qualifikationsanalyse. Ob die erforderlichen berufli-
chen Kompetenzen vorhanden sind, kann bei Ausbil-
dungsberufen zum Beispiel mittels eines Fachgesprä-
ches, durch Arbeitsproben oder durch Probearbeiten 
festgestellt werden. Qualifikationsanalysen als hilfrei-
ches Instrument, aber auch die hierzu entwickelten 
Standards und Arbeitshilfen werden in dem vom BMBF 
geförderten Projekt ‚Prototyping Transfer‘ noch breiter 
bekannt gemacht und Unterstützungsmöglichkeiten 
für die Übernahme der entstehenden Kosten bereitge-
stellt. Bei anderen Berufen kann bei fehlenden Unter-
lagen auch die Durchführung einer Kenntnisprüfung 
oder eines Anpassungslehrgangs vorgesehen sein.
Über die Bedeutung der beruflichen Anerkennung für 
die Rekrutierung und Integration von Fachkräften wer-
den Betriebe sowohl im Bereich Industrie und Han-
del als auch im Handwerksbereich informiert. Das vom 
BMBF geförderte Projekt ‚Unternehmen Berufsaner-
kennung – Mit Fachkräften gewinnen‘ des DIHK und 
des Zentralverbands des deutschen Handwerks (ZDH) 
zielt darauf, Unternehmen über die Möglichkeiten der 
beruflichen Ankerkennung und die damit verbundenen 
betrieblichen Chancen zu informieren. In diesem Rah-
men wird auch der Unternehmenspreis ‚Wir für Aner-
kennung‘ von BMBF, DIHK und ZDH verliehen, um zu 
zeigen, wie Unternehmen über die Anerkennung aus-
ländischer Berufsqualifikationen Fachkräfte finden und 
binden können. Um auf breiter Basis eine betriebliche 
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Anerkennungskultur zu etablieren, knüpft das Projekt 
‚Anerkannt‘ des DGB Bildungswerks wiederum bei den 
Arbeitnehmervertretungen an (BMBF 2017: 33).
3.2.2 Stärkung von beruflichen Kompetenzen 
und Soft Skills
Integrationskurs
Ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache wer-
den allgemein als eine wesentliche Voraussetzung 
für eine gelungene Integration in den deutschen Ar-
beitsmarkt gesehen. Mangelnden Sprachkenntnis-
sen sollen die Integrationskurse entgegenwirken. Sie 
richten sich an „rechtmäßig auf Dauer im Bundesge-
biet lebende Ausländer“ bzw. Ausländerinnen (§ 43 
Abs. 3 AufenthG). Der allgemeine Integrationskurs 
umfasst einen Basis- und einen Aufbausprachkurs 
von jeweils 300 Unterrichtseinheiten (UE) zur Erlan-
gung ausreichender Sprachkenntnisse (Sprachniveau 
B1 entsprechend dem Gemeinsamen Europäischen 
Referenzrahmen) sowie einen 100 UE umfassenden 
Orientierungskurs zur Vermittlung von Kenntnissen 
der Rechtsordnung, der Kultur und der Geschichte in 
Deutschland. Neben dem allgemeinen Integrations-
kurs werden spezielle Integrationskurse für zu Al-
phabetisierende, Jugendliche, Frauen, Eltern, Zweit-
schriftlernende und Personen, die schon länger in 
Deutschland leben, die deutsche Sprache jedoch vor-
wiegend ungesteuert erworben haben, angeboten. 
Diese Kurse umfassen jeweils 1.000 UE. Für Perso-
nen mit besonders guten Lernvoraussetzungen kann 
der Integrationskurs auch als Intensivkurs angeboten 
werden, welcher insgesamt 430 UE umfasst (400 UE 
Sprachkurs, 30 UE Orientierungskurs). Bei Nichtbeste-
hen der abschließenden Sprachprüfung ‚Deutsch-Test 
für Zuwanderer‘ (DTZ) können im Sprachkurs 300 UE 
zusätzlich besucht werden.
Der Integrationskurs wird vom BAMF koordiniert und 
durchgeführt, das sich hierzu privater oder öffent-
licher Träger bedienen kann (§ 44 Abs. 3 Sätze 1-2 
AufenthG). Bundesweit werden die Kurse von 1.736 
privaten und öffentlichen Trägern durchgeführt. Im 
Jahr 2017 haben 291.911 Personen einen Integrati-
onskurs neu angefangen (2016: 339.578 Personen; 
2015: 179.398 Personen; 2014: 142.439 Personen), 
womit die Gesamtzahl der Kursteilnehmenden von 
2005 bis Ende 2017 auf insgesamt 1,95 Millionen Per-
sonen anstieg (BAMF 2018b: 4). Im Jahr 2017 wur-
den im Bundeshaushalt 859 Mio. Euro für die Integ-
rationskurse zur Verfügung gestellt. Dies bedeutete 
eine deutliche Steigerung im Vergleich zu den Vorjah-
ren (2016: 559 Mio. Euro, 2015: 269 Mio. Euro) (EMN/
BAMF 2018: 70).
Berufsbezogene Deutschsprachförderung
Die allgemeinen Integrationskurse werden durch 
Kurse ergänzt, die deutsche Sprachkenntnisse berufs-
bezogen vermitteln sollen. Diese sog. berufsbezogene 
Deutschsprachförderung wurde mit dem Asylver-
fahrensbeschleunigungsgesetz (in Kraft getreten am 
20. Oktober 2015) eingeführt und mit dem Inkraft-
treten der Verordnung zur berufsbezogenen Deutsch-
sprachförderung (DeuFöV) am 1. Juli 2016 zum Rege-
linstrument der Sprachförderung des Bundes. Sie löst 
damit das ESF-BAMF-Programm ab, das zuvor Kurse 
zwar mit der gleichen Zielsetzung, jedoch mit unter-
schiedlicher Ausgestaltung, Intensität und Zielgruppe 
angeboten hatte.38
Die berufsbezogene Deutschsprachförderung dient 
dem Spracherwerb, mit dem ausdrücklichen Ziel, die 
Chancen auf dem Arbeits- und Ausbildungsmarkt zu 
verbessern (§ 3 DeuFöV) und die Integration in den Ar-
beitsmarkt zu unterstützten (§ 45a Abs. 1 Satz 1 Auf-
enthG). Die Kurse werden vom BAMF koordiniert und 
durchgeführt, wozu sich das BAMF für die Durchfüh-
rung privater oder öffentlicher Träger bedient (§ 45a 
Abs. 1 AufenthG). Die berufsbezogene Deutsch-
sprachförderung baut auf den Integrationskursen auf 
und unterteilt sich in Basis- und Spezialmodule (§ 11 
DeuFöV). Mit den Basismodulen, die i. d. R. 300 Unter-
richtseinheiten (á 45 Minuten) umfassen, soll entwe-
der das Sprachniveau B2, C1 oder C2 erreicht werden 
(§ 12 DeuFöV). Die Teilnahme an den Basismodulen 
setzt ausreichende deutsche Sprachkenntnisse ent-
sprechend dem Niveau B1 voraus (§ 4 Abs. 3 Satz 1 
DeuFöV). Darüber hinaus existieren vier Formen der 
38 Das zuvor laufende ESF-BAMF-Programm war bis Ende 2017 
befristet und sah eine Förderung ab Sprachniveau A1 vor. Im 
Jahr 2017 nahmen insgesamt 24.785 neue Teilnehmende an 
Kursen teil. „Der Rückgang der neu eingetretenen Teilnehmen-
denzahl im Vergleich zum Vorjahr (2016: 32.824) ist insbeson-
dere auf das alternative Förderumfeld und die am 1. Juli 2016 
eingeführte berufsbezogene Deutschsprachförderung zurück-
zuführen. Zuletzt gab es deutschlandweit 124 Fördergebiete 
für das ESF-BAMF-Programm, wobei in jedem Fördergebiet 
jeweils ein Träger mit entsprechenden Kooperationspartnern 
berechtigt war, die ESF-BAMF-Kurse durchzuführen. Von 2009 
bis Ende 2017 nahmen somit insgesamt 228.986 Personen in 
insgesamt 11.476 Kursen teil. Die Gesamtkosten über beide 
Förderperioden belaufen sich auf 511,6 Mio. Euro, von de-
nen 492,9 Mio. Euro über den ESF und 18,7 Mio. Euro durch 
Bundesmittel finanziert wurden. Der Förderzeitraum des ESF-
BAMF-Programms endete am 31. Dezember 2017. Im Jahr 2018 
beginnen somit keine ESF-BAMF-Kurse mehr. Das ESF-BAMF-
Programm wird nunmehr durch die berufsbezogene Deutsch-
sprachförderung abgelöst“ (EMN/BAMF 2018: 70).
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Spezialmodule für unterschiedliche Zielgruppen, die 
auf
  einzelne Berufsgruppen im Zusammenhang mit 
Verfahren zur Berufsanerkennung oder zum Be-
rufszugang,
  fachspezifischen Unterricht,39
  die Erreichung des Sprachniveaus B1, ausgehend 
vom Niveau A2 des Gemeinsamen Europäischen 
Referenzrahmens für Sprachen oder
  die Erreichung des Sprachniveaus A2, ausgehend 
von darunter liegenden Sprachniveaus des Ge-
meinsamen Europäischen Referenzrahmens für 
Sprachen
ausgerichtet sind (§ 13 Abs. 1 Satz 1 DeuFöV). Die Mo-
dule im Zusammenhang mit Verfahren zur Berufs-
anerkennung oder zum Berufszugang können bis zu 
600 Unterrichtseinheiten, die übrigen Spezialmodule 
bis zu 300 Unterrichtseinheiten beinhalten. Die bei-
den Module zur Erreichung des Sprachniveaus B1 bzw. 
A2 richten sich nur an Teilnahmeberechtigte, die trotz 
einer ordnungsgemäßen Teilnahme an einem Integra-
tionskurs (nach § 43 AufenthG) das Sprachniveau B1 
nicht erreicht haben.
Die verschiedenen Module lassen „sich baukastenähn-
lich individuell kombinieren […] und den Deutschun-
terricht mit Maßnahmen der Bundesagentur für Arbeit 
verbinden“ (BAMF 2018d). Bei Durchführung solcher 
kombinierter Maßnahmen arbeitet der Kursträger mit 
den beteiligten Leistungs- und Maßnahmenträgern 
zusammen. Dazu kann zwischen den beteiligten Trä-
gern sowie der zuständigen Agentur für Arbeit und der 
zur Durchführung der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende zuständigen Stelle eine Vereinbarung über die 
nähere Ausgestaltung und Abstimmung abgeschlos-
sen werden (§ 16 Abs. 2 DeuFöV). Diese Verzahnung 
von Deutschsprachförderung mit arbeitsmarktpoliti-
schen Maßnahmen (z. B. mit Aus- und Weiterbildun-
gen) unterstützt „bei der schnelleren Integration in 
den Arbeitsmarkt und bei der Besetzung qualifizier-
terer Stellen und gilt damit auch als ein Beitrag zur 
Fachkräftegewinnung in Deutschland“ (Beauftragte 
der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und 
Integration 2016: 83).
Die berufsbezogenen Deutschsprachkurse nach § 45a 
AufenthG richten sich an Ausländerinnen und Auslän-
der sowie deutsche Staatsangehörige mit Migrations-
39 Mit Stand 1. März 2018 waren dabei Konzepte für die folgenden 
Spezialmodule entwickelt: Einzelhandel, akademische Heilberu-
fe, nichtakademische Gesundheitsfachberufe, Gewerbe-Technik 
(BAMF 2018c).
hintergrund (§ 2 DeuFöV). Sie können eine Teilnah-
meberechtigung erhalten, wenn die berufsbezogene 
Deutschsprachförderung notwendig ist,
1. um ihre Chancen auf dem Arbeits- oder Aus-
bildungsmarkt zu verbessern und sie bei der 
Agentur für Arbeit ausbildungssuchend, arbeit-
suchend oder arbeitslos gemeldet sind und/
oder Leistungen nach SGB II oder III erhalten 
oder sie beschäftigt sind,
2. weil sie begleitend zur Anerkennung auslän-
discher Berufsabschlüsse oder für den Zugang 
zum Beruf ein bestimmtes Sprachniveau errei-
chen müssen oder
3. um sie als Auszubildende während einer Be-
rufsausbildung bei der Durchführung und dem 
erfolgreichen Ausbildungsabschluss zu unter-
stützen.
Darüber hinaus müssen Teilnehmende den Integra-
tionskurs absolviert haben und i. d. R. ausreichende 
deutsche Sprachkenntnisse auf Niveau B1 besitzen (§ 4 
DeuFöV; BAMF 2018d). In den meisten Fällen ist die 
Agentur für Arbeit oder der Träger der Grundsicherung 
(das Jobcenter) zuständig für die Entscheidung über 
die Berechtigung zur Teilnahme (§ 5 DeuFöV). Nur für 
Personen, denen die Teilnahme im Rahmen einer Ein-
gliederungsvereinbarung auferlegt wird, ist die Teil-
nahme verpflichtend, ansonsten handelt es sich um 
ein Angebot, das zur sprachlichen und fachlichen Wei-
terqualifizierung genutzt werden kann (BAMF 2018d). 
Informationen zu den Angeboten der berufsbezoge-
nen Deutschsprachförderung stehen auf 14 Sprachen 
zur Verfügung (BAMF 2017).
Im Rahmen der berufsbezogenen Deutschsprach-
förderung wurden im Jahr 2016 insgesamt 282 Kurse 
durchgeführt, an denen 5.485 Personen teilnahmen, 
wohingegen im Jahr 2017 mehr als 4.900 Kurse mit 
über 95.000 neuen Teilnehmenden verzeichnet wurden 
(EMN/BAMF 2018: 70).
Während das BAMF sowohl die allgemeine Deutsch-
sprachförderung im Rahmen der Integrationskurse 
als auch die berufsbezogene Deutschsprachförderung 
koordiniert und durchführt, unterscheiden sich auf 
ministerieller Ebene die Zuständigkeiten. Im Rahmen 
des sog. ‚Gesamtprogramm Sprache‘ ist das BMI für 
die allgemeine Sprachförderung bis B1 zuständig, für 
die Förderung der berufsbezogenen Deutschsprach-
förderung liegt die Zuständigkeit beim BMAS (BAMF 
2018d).
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Online-Lernportal ‚Ich will Deutsch lernen‘
Das BMBF fördert das Online-Lernpor-
tal ‚Ich will Deutsch lernen‘ des Deutschen 
Volkshochschulverbandes,40 welches das Rahmencur-
riculum des Gemeinsamen Europäischen Referenzrah-
mens für Sprachen (GER) für Integrationskurse auf den 
Niveaustufen A1 bis B1 in einer digitalen Lernumge-
bung umsetzt und zudem eigenständige Lernbereiche 
für die Alphabetisierung in der Zweitsprache Deutsch 
sowie zur Arbeits- und Berufssprache Deutsch als 
Zweitsprache bietet. Die mehr als 11.500 interakti-
ven und audiogestützten Übungen sind als kurstra-
gendes Lehrwerk im Integrationskurs einsetzbar. Es ist 
das erste digitale Lehrwerk mit offizieller Zulassung 
des BAMF. Kursleitende und Lernbegleitende können 
Hausaufgaben zusammenstellen, individuelle Lern-
prozesse beobachten und somit auch sehr heterogene 
Lerngruppen im Sinne einer Binnendifferenzierung un-
terrichten. Für Lernende bietet das Portal Möglichkei-
ten für ein differenziertes, individualisiertes Lernen im 
eigenen Tempo. Lernende, die sich individuell anmel-
den, erhalten korrigierendes Feedback von DVV-Tu-
torinnen und Tutoren. Durch diese Betreuung ist das 
Portal auch für Selbstlernende gut geeignet. Im Be-
reich ‚Sprache und Beruf‘ existieren 30 branchenüber-
greifende Szenarien mit Übungsmaterialen zur berufs-
bezogenen Kommunikation bis zum Niveau B1+ (DVV 
2018).
3.2.3 Informationsvermittlung und Beratung 
im Inland
Kompetenzermittlungstest ‚My Skills‘
Eine spezifische Herausforderung bei der Arbeitsm-
arktintegration kann sich ergeben, wenn Drittstaats-
angehörige mit Berufserfahrung keine Qualifikations-
nachweise erworben haben. Dies könnte etwa der Fall 
sein, wenn die betroffenen Personen mehrere Jahre in 
einem Berufsfeld tätig waren, ohne zuvor eine formale 
Ausbildung abgeschlossen zu haben.41
Hierfür hat die BA in Kooperation mit der Bertelsmann 
Stiftung den Kompetenzerhebungstest ‚MYSKILLS‘ 
entwickelt. Mit ihm können berufliche Kenntnisse in 
bestimmten Berufsfeldern sichtbar gemacht und die 
Selbst- und Fremdeinschätzung von Kompetenzen ob-
40 Erreichbar unter www.iwdl.de (25.09.2018).
41 Bei Drittstaatsangehörigen kann dies beispielsweise der Fall 
sein, wenn die Ausbildung im Herkunftsland keiner formalisier-
ten Struktur unterliegt (vgl. bspw. Fakha 2017).
jektiviert werden, wenn Belege für entsprechende be-
rufliche Kompetenzen fehlen oder Zeugnisse abhand-
engekommen sind. Der Test richtet sich nicht an eine 
bestimmte Zielgruppe, kann aber aufgrund der Verfüg-
barkeit in verschiedenen Sprachen „auch von geflüch-
teten Menschen beziehungsweise Migrantinnen und 
Migranten, die noch keine oder nur geringe Deutsch-
kenntnisse haben“ genutzt werden (BA 2018i). Durch 
einen computergestützten Test, in dem Teilnehmerin-
nen bzw. Teilnehmer Fragen zu Tätigkeiten in einem 
Ausbildungsberuf beantworten, sollen „Fachkennt-
nisse, Fertigkeiten und Vorerfahrungen“ sichtbar ge-
macht werden (ebd.).
Der Test, der bisher in sechs Sprachen42 verfügbar ist, 
ca. 120 berufsspezifische Fragen umfasst und ca. vier 
Stunden dauert, ist dabei bisher für die folgenden Be-
rufe verfügbar:
  Kfz-Mechatronikerin bzw. -Mechatroniker,
  Verkäuferin bzw. Verkäufer,
  Fachkraft für Metalltechnik,
  Tischlerin bzw. Tischler,
  Köchin bzw. Koch,
  Landwirtin bzw. Landwirt,
  Hochbaufacharbeiterin bzw. -facharbeiter sowie
  Bauten- und Objektbeschichterin bzw. -beschich-
ter.
Derzeit wird der Test für weitere 22 Berufe konzipiert, 
sodass Kompetenzen für insgesamt 30 Berufe ge-
prüft werden können (Bertelsmann Stiftung 2018; BA 
2018i). Die Ergebnisse des Tests werden automatisch 
ausgewertet und an die Arbeitsvermittler bzw. die Ar-
beitsvermittlerinnen übermittelt, die in einem Folge-
gespräch die Ergebnisse und weiteren Schritte bespre-
chen (z. B. ergänzende Qualifizierungen; BA 2017e).
Seit dem 20. November 2017 ist der Test in allen 
Agenturen der BA sowie in Jobcentern in Betrieb ge-
nommen und wird dort unter Aufsicht und in Beglei-
tung von Expertinnen bzw. Experten des berufspsy-
chologischen Dienstes durchgeführt.
KAUSA: Koordinierungsstelle Ausbildung und 
Migration
Die Koordinierungsstelle Ausbildung und Migration 
(KAUSA) beim BiBB wurde 1999 mit dem Ziel gegrün-
det, die duale Ausbildung von Migrantinnen und Mi-
granten in Unternehmen zu fördern. Im Jahr 2006 
wurde KAUSA in das Ausbildungsstrukturprogramms 
JOBSTARTER des BIBB integriert. Bis zum Jahr 2013 
42  Deutsch, Englisch, Arabisch, Farsi, Russisch und Türkisch.
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konnten im Rahmen mehrerer Projekte im Programm 
KAUSA über 9.000 zusätzliche Ausbildungsplätze ge-
schaffen werden. Das BMBF hat 2013 das Programm 
KAUSA übernommen und fördert in diesem Rah-
men bundesweit über 30 sogenannte ‚KAUSA Servi-
cestellen‘. Diese sind regionale Beratungs-, Informa-
tions- und Koordinierungsstellen, die Selbstständigen, 
Jugendlichen und Eltern mit Migrationshintergrund 
Fragen zur dualen Ausbildung beantworten und sie an 
ihre Partner vor Ort weitervermitteln. Aufgrund erhöh-
ten Fluchtmigration ab 2015 wurde die Zielgruppe der 
KAUSA Servicestellen auf junge Geflüchtete erweitert: 
auch sie werden bei Fragen zur dualen Ausbildung be-
raten und an kompetente Partner vor Ort weiterver-
mittelt.
Zur treffsicheren Ansprache der Zielgruppe haben die 
KAUSA Servicestellen diverse spezielle Instrumente 
entwickelt. Diese Instrumente werden nach und nach 
auch für andere Akteure (insb. Berufsagenturen, Kam-
mern) verfügbar gemacht, damit diese nach Auslaufen 
der KAUSA-Förderung die gewonnenen Erkenntnisse 
zur Beratung und Gewinnung von Ausbildungsbetrie-
ben nutzen können. Ein Beispiel ist der sog. Elternrat-
geber, eine Broschüre mit Informationen zur dualen 
Ausbildung in Deutschland speziell für Eltern mit Mig-
rationshintergrund.
Damit dies gelingt, verfolgen die Servicestellen neben 
der Erst- und Verweisberatung das weitere Ziel, die 
regional vorhandenen Netzwerke zu stärken und ge-
meinsam mit Politik, Wirtschaftsverbänden, Institutio-
nen der Berufsbildung, Migrantenorganisationen und 
Elternvereinen als Struktur für eine nachhaltige Ausbil-
dungsbeteiligung zu wirken. Auf diese Weise ist es den 
KAUSA Servicestellen möglich, die Regelinstitutionen 
für die Bedarfe der Zielgruppen zu sensibilisieren und 
mit ihnen zusammen eine Anpassung der Ansprache-
wege und -konzepte zu entwickeln.
Seit 2013 wurden annähernd 20.000 Jugendliche mit 
Migrationshintergrund oder junge Geflüchtete sowie 
5.000 Unternehmer zur dualen Ausbildung beraten. 
Insgesamt wurden seitens des BMBF hierzu knapp 
30 Mio. Euro bereitgestellt.
3.2.4 Informationsvermittlung und Beratung 
vor Einreise
Eine Beratung und Information noch vor dem Verlas-
sen des Herkunftslands bzw. vor einer Entscheidung, 
zu Erwerbszwecken nach Deutschland zu kommen, 
kann bereits einen Beitrag zu einer gelungenen Inte-
gration in den deutschen Arbeitsmarkt bzw. in den je-
weiligen Arbeitsplatz leisten.
Portal ‚Make it in Germany‘
Das Portal www.make-it-in-germany.com richtet sich 
an internationale Fachkräfte, sowie Studien- und Aus-
bildungsinteressierte, die einen Aufenthalt in Deutsch-
land anstreben. Auf verschiedenen Sprachen werden 
kostenlos „umfangreiche Informationen zu Einreise- 
und Visumsverfahren, Jobsuche und Alltag in Deutsch-
land zur Verfügung [gestellt]. Existenzgründer/innen 
und Forscher/innen erhalten fachspezifische Auskunft 
über ihre beruflichen Chancen in Deutschland. Zudem 
werden die Vorteile einer Ausbildung oder eines Studi-
ums in Deutschland aufgezeigt“ (BMWi o. J.). Das Por-
tal richtet sich aber auch an Arbeitgeber, die Informa-
tionen zur und Unterstützung bei der Gewinnung und 
Integration von internationalen Fachkräften erhalten.
Das seit 2012 existierende Portal wird im Auftrag des 
BMWi durch das Institut der deutschen Wirtschaft 
Köln umgesetzt. Im Rahmen des Portals bestehen per-
sönliche Beratungsangebote durch die Hotline ‚Arbei-
ten und Leben in Deutschland‘ des BAMF und der BA 
und das Virtuelle Welcome Center der BA (ZAV) (per 
Chat). Seit Beginn besuchten mehr als 16 Mio. Besu-
cherinnen und Besucher das Portal. Im Oktober 2018 
erfolgt der Ausbau zum Informationsportal der Bun-
desregierung für Fachkräfte aus dem Ausland.
‚ProRecognition‘
Neben dem Portal ‚Anerkennung in Deutschland‘ (vgl. 
Kapitel 3.2.1) besteht für Ratsuchende im Ausland 
seit 2015 die Möglichkeit einer persönlichen Anerken-
nungsberatung vor Ort. Im Rahmen des vom BMBF 
geförderten Pilotprojekts ‚ProRecognition– Professi-
onal & Vocational Qualifications for Germany‘ hat die 
DIHK Service GmbH Beratungs- und Anlaufstellen bei 
acht Außenhandelskammern und Delegationen der 
deutschen Wirtschaft (AHK) in Ägypten, China, Indien, 
Iran, Italien, Marokko, Polen und Vietnam geschaffen. 
Die Beratung ist kostenlos.
Das Projekt besteht aus drei Bausteinen: Beratung, 
Unterstützung und Begleitung. Die Beratung erfolgt zu 
allen staatlich anerkannten Berufsabschlüssen. Es wird 
ebenfalls Qualifizierungsberatung angeboten. Bis zum 
Sommer 2018 beriet ProRecognition knapp 3.700 Per-
sonen.
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3.2.5 Antidiskriminierung und 
Diversitykompetenz am Arbeitsplatz
Förderprogramm ‚Demokratie leben!‘, 
Themenfeld Engagement und Vielfalt in der 
Arbeits und Unternehmenswelt
Auf Ebene des Bundes existieren verschiedene Pro-
gramme mit dem Ziel der Diversitätsförderung, des 
Abbaus von Rassismus und der Erhöhung von Teilha-
bemöglichkeiten. Solche Programme setzen z. T. auch 
im Bereich des Arbeitsmarkts an (u. a. durch Förderung 
von Projekten von Unternehmen oder Wirtschafts-
verbänden) und können so dazu beitragen, diskrimi-
nierungs- und rassismusfreie Arbeitsumgebungen zu 
schaffen und so letztlich die Arbeitsplatzintegration 
u. a. von Drittstaatsangehörigen fördern.
Das seit 2015 bestehende Bundesprogramm ‚De-
mokratie leben!‘ des BMFSFJ ist mit einer Förder-
summe von insgesamt 104,5 Mio. Euro in 2017 und 
120,5 Mio. Euro in 2018 ein zentrales Programm. Im 
Jahr 2017 wurde das Programm auf nunmehr sieben 
Themenfelder ausgeweitet und u. a. das Themenfeld 
‚Engagement und Vielfalt in der Arbeits- und Unter-
nehmenswelt‘ neu eingeführt. Grundgedanke dieser 
Erweiterung ist, dass „dem Arbeitsleben bzw. der Ar-
beitswelt […] eine besondere Bedeutung zu[kommt], 
da sie einen Großteil des Alltags einnimmt und zudem 
einen zentralen Ort der Integration und sozialen Teil-
habe darstellt. Gleichbehandlung, Chancengleichheit 
und Schutz vor Diskriminierung sind wesentliche Vor-
aussetzungen für eine vielfältige und demokratische 
Gesellschaft, die daher auch im Arbeitskontext ver-
mittelt, gelebt und gestärkt werden sollten“ (BMFSFJ 
2017: 2).
Der Bund folgt damit einer Entwicklung, die verschie-
dene Initiativen der Wirtschaft schon seit längerem 
eingeschlagen haben (beispielsweise die Charta der 
Vielfalt e. V., vgl. Kapitel 4.2.5). Das Themenfeld setzt 
vor allen Dingen im Bereich der Ausbildung und im 
Bereich des Berufseinstiegs an und spricht mit seiner 
Förderung besonders berufsbildende Einrichtungen 
und Sozialpartner an. „Hier kann bereits an eine Reihe 
von branchenübergreifenden Aktivitäten zur Stärkung 
von Vielfalt und Gleichbehandlung sowie an ein brei-
tes soziales Engagement der Sozialpartner angeknüpft 
werden“ (BMFSFJ 2017: 2).
Praktisch soll durch Modellprojekte, die im Themen-
feld gefördert werden, „Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen in der Arbeitswelt die Möglichkeit gebo-
ten [werden], sich verstärkt mit Themen wie Vielfalt, 
Umgang mit Vorurteilen und Radikalisierung ausei-
nanderzusetzen. Auszubildende und junge Erwach-
sene sollen in ihrem demokratischen Verhalten und 
Bewusstsein gestärkt und ihr soziales Engagement 
gefördert werden. Parallel soll eine Kultur der Aner-
kennung, des wertschätzenden Umgangs untereinan-
der, des Respekts und der Menschenwürde gestärkt 
und unterstützt werden“ (BMFSFJ 2017: 2). Im Rah-
men der Projekte sollen Beschäftigte sich mit konkre-
ten Problemstellungen im Betrieb auseinandersetzen 
und „gemeinsam in den Betrieben und Unternehmen 
Konzepte erproben und weiterentwickeln, um Demo-
kratie- und Menschenfeindlichkeit am Arbeitsplatz 
entgegenzutreten“ (BMFSFJ o. J.).
Derzeit werden im Themenfeld 20 Projekte mit einer 
maximalen Fördersumme von jeweils 130.000 Euro 
ko-finanziert. Geförderte Projekte setzen die Ziele des 
Themenfeldes auf lokaler oder regionaler Ebene um, 
etwa indem sie Seminare, Workshops, Rollenspiele 
oder Theaterformate erproben (so bspw. das Projekt 
‚Akzeptanz, Integration, Diversität in der Ausbildung‘ 
des DGB-Bildungswerks NRW e. V.) oder Multiplikato-
rinnen bzw. Multiplikatoren schulen und Handlungs-
empfehlungen erstellen (so bspw. das Projekt zur Sen-
sibilisierung und Demokratisierung und Vielfalt in der 
Arbeitswelt (SEDA) des DGB Bundesvorstands). Die 
Projekte und Maßnahmen sind für Teilnehmende kos-
tenlos und freiwillig.
Neben der Projektförderung im Themenfeld werden 
im Rahmen der Förderung der Strukturentwicklung zi-
vilgesellschaftliche Organisationen in ihrer Professio-
nalisierung und der Verstetigung ihrer Arbeit unter-
stützt. Über dieses Instrument fördert ‚Demokratie 
leben!‘ beispielsweise den Verein Charta der Vielfalt 
e. V., eine Initiative von deutschen Großunternehmen 
mit dem Ziel, Vielfalt in Wirtschaft und Gesellschaft zu 
verankern (vgl. Kapitel 4.2.5).
3.2.6 Maßgeschneiderte Maßnahmen 
zur Arbeitsmarkt- bzw. 
Arbeitsplatzintegration
Förderprogramm ‚Passgenaue Besetzung‘
Besonders für kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU) kann die Sicherung des Fachkräftenachwuch-
ses eine Schwierigkeit darstellen. Oft fehlt es an zeit-
lichen und/oder finanziellen Ressourcen, um vorhan-
dene Ausbildungsstellen passgenau zu besetzen oder 
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internationale Fachkräfte anzuwerben und die Arbeits-
platzintegration von internationalen Fachkräften zu 
gestalten (BMWi 2018a: 2).
Das Programm ‚Unterstützung von kleinen und mitt-
leren Unternehmen bei der passgenauen Besetzung 
von Ausbildungsplätzen sowie bei der Integration von 
ausländischen Fachkräften‘ (‚Passgenaue Besetzung‘) 
setzt hier an und (a) unterstützt und berät KMU bei 
der Besetzung von Ausbildungsstellen mit inländi-
schen Jugendlichen und (b) berät bei der betrieblichen 
Integration von ausländischen Fachkräften sowie von 
bereits in Deutschland lebenden Migrantinnen und 
Migranten durch den Aufbau einer Willkommenskul-
tur im Unternehmen ebenso wie bei der Rekrutierung 
aus dem Ausland. „Hierunter fallen vor allem die Stei-
gerung des Interesses und der Bereitschaft von KMU, 
ausländische Jugendliche und Fachkräfte oder bereits 
in Deutschland lebende Migranten und Migrantin-
nen einzustellen, das Bereitstellen von Informationen 
für eine erfolgreiche Integration, die Sensibilisierung 
des Ausbildungsumfelds und Hinweise zu möglichen 
Unterstützungsmaßnahmen“ (ESF o. J.: 2f.). Um Be-
ratungen bzw. Unterstützungen in Anspruch neh-
men zu können, müssen die Unternehmen weniger als 
250 Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter beschäftigen 
und einen Jahresumsatz von unter 50 Mio. Euro oder 
eine Jahresbilanzsumme von höchstens 43 Mio. Euro 
aufweisen. Die Beratung zur betrieblichen Integration 
von ausländischen Jugendlichen und ausländischen 
Fachkräften kann nur erfolgen, wenn diese „ohne 
Flüchtlingsstatus“ sind (BMWi 2018a: 3).
Das Programm, das vom ESF mit bis zu 25 Mio. Euro 
ko-finanziert wird (Beauftragte der Bundesregierung 
für Migration, Flüchtlinge und Integration 2016: 228), 
wird vom BMWi gefördert und umgesetzt. Die Bera-
terinnen und Berater des Programms sind in Hand-
werkskammern, in Industrie- und Handelskammern, 
in den Kammern der Freien Berufe oder in gemein-
nützig tätigen Organisationen der Wirtschaft angesie-
delt, die als Projektträger fungieren. „Im ersten Halb-
jahr 2018 haben die Beraterinnen und Berater rund 
2.648 Vermittlungen von Jugendlichen in die duale 
Ausbildung und in die Einstiegsqualifizierung erzielt. 
Seit Beginn des Programms im Jahr 2007 konnten so 
über 81.345 Ausbildungsplätze und 10.021 Stellen für 
die Einstiegsqualifizierung erfolgreich besetzt werden“ 
(Stand September 2018, BMWi 2018c). Derzeit sind 
Beraterinnen und Berater der ‚Passgenauen Besetzung‘ 
bei 95 Trägerorganisationen angesiedelt (Passgenaue 
Besetzung 2018).
Um dem wachsenden Beratungsbedarf zu Ar-
beitsplatzintegration von Geflüchteten nachzukom-
men, wurde das Programm ab dem 1. Januar 2016 
durch das Element ‚Willkommenslotsen‘ erweitert. 
„Die Willkommenslotsen besuchen und beraten Be-
triebe zu den rechtlichen Rahmenbedingungen, zum 
möglichem Verwaltungsaufwand und zu den regiona-
len und nationalen Förder- und Unterstützungsange-
boten. Ziel der Beratung ist, möglichst viele Unterneh-
merinnen und Unternehmer für das Thema Fachkräfte 
zu sensibilisieren und davon zu überzeugen, dass 
Flüchtlinge als Auszubildende oder (zukünftige) Fach-
kräfte eine Bereicherung für jeden Betrieb darstellen 
können“ (BMWi 2018b). Im September wurde eine ei-
gene Richtlinie43 für die Willkommenslotsen im Bun-
desanzeiger veröffentlich. Seither bieten die ca. 150 
‚Willkommenslotsen‘ ihre Beratung und Unterstüt-
zung für alle Unternehmen (nicht nur KMU) an. „Im 
ersten Halbjahr 2018 gelang es den Willkommenslot-
sen, rund 1300 Ausbildungsplätze zu besetzen. Im Ver-
gleichszeitraum 2017 waren es noch etwa 880. Zudem 
konnten durch die Arbeit der Willkommenslotsen 2018 
bereits mehr als 2.100 Praktika, 760 Einstiegsqualifi-
zierungen und über 600 Beschäftigungsplätze besetzt 
werden“ (BMWi 2018b). Seit Beginn des Programms 
im März 2016 haben die Willkommenslotsen damit 
insgesamt rund 16.500 Vermittlungen von Geflüchte-
ten erzielt. Anders als bei der ‚Passgenauen Besetzung‘ 
wird die Arbeit der Beraterinnen und Berater in diesem 
Programmbereich nur aus Mitteln des BMWi sowie 
der Wirtschaft finanziert (ebd.).
ESF-Bundesprogramm 
‚Stark im Beruf – Mütter mit 
Migrationshintergrund steigen ein‘
Das ESF-Bundesprogramm ‚Stark im Beruf – Mütter 
mit Migrationshintergrund steigen ein‘ des BMFSFJ ist 
für Frauen mit Kindern und Zuwanderungsgeschichte 
und explizit auch für Drittstaatsangehörige konzipiert. 
Es zielt darauf ab, den Erwerbseinstieg für Mütter mit 
Zuwanderungsgeschichte zu erleichtern und den Zu-
gang zu vorhandenen Arbeitsangeboten zu verbessern. 
Bundesweite 80 Kontaktstellen zeigen Müttern mit 
Zuwanderungsgeschichte in enger Kooperation mit 
Jobcentern und Arbeitsagenturen vor Ort individuelle 
Wege zum Einstieg in die Erwerbstätigkeit sowie Mög-
lichkeiten der Vereinbarkeit von Familie und Berufs-
tätigkeit. Seit 2015 wurden 9.000 Mütter beraten und 
begleitet. Fast die Hälfte der Mütter im Programm hat 
einen befristeten Aufenthaltstitel und zugleich einen 
mindestens nachrangigen Zugang zum Arbeitsmarkt 
Nach ‚Stark im Beruf‘ haben 2/3 der Mütter einen Er-
43 Richtlinie zur Unterstützung von Unternehmen bei der betrieb-
lichen Integration von Flüchtlingen durch ‚Willkommenslotsen‘ 
vom 8. September 2017.
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werbsfokus. Geflüchteten Müttern hilft das Programm, 
die erforderlichen (Vor-)Qualifikationen zu erlangen 
und Erwerbsperspektiven zu entwickeln. In einer zwei-
ten Förderphase (01.01.2019-30.06.2022) werden rund 
90 Projekte mit einer ESF-Fördersumme von bis zu 
75.000 Euro pro Jahr pro Vorhaben gefördert.
3.2.7 Anreizsysteme zur Arbeitsaufnahme bzw. 
Arbeitsplatzbereitstellung
Projekt ‚Triple Win‘
Das Projekt ‚Triple Win‘ existiert seit 2013 als gemein-
sames Programm von ZAV (BA) und der Gesellschaft 
für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) mit dem Ziel, 
Pflegefachkräfte aus Drittstaaten für den deutschen 
Arbeitsmarkt zu gewinnen. Derzeit werden Fachkräfte 
aus Serbien, Bosnien und Herzegowina, den Philippi-
nen und Tunesien angeworben. Ziel ist es laut Selbst-
beschreibung des Projekts, dass Fachkräfte „zu fai-
ren Bedingungen in Deutschland arbeiten und leben 
[können]. Gleichzeitig sinkt die Arbeitslosigkeit in den 
Herkunftsländern und diese profitieren von den finan-
ziellen Rücküberweisungen der Arbeitsmigranten. In 
Deutschland können Kliniken und Pflegeeinrichtungen 
offene Stellen mit qualifiziertem Personal besetzen“ 
(GIZ 2018).
Zur Durchführung bestehen Kooperationsvereinba-
rungen mit den Arbeitsverwaltungen der Drittstaa-
ten. Über diese werden zwei Mal jährlich Stellenaus-
schreibungen in den jeweiligen Ländern veröffentlicht. 
Ein erster Auswahlprozess wird vor Ort durch die ZAV 
durchgeführt, ein zweiter Schritt folgt dann per Skype 
oder Telefon durch den Arbeitgeber in Deutschland.
Im Rahmen des Programms wird sowohl vor der Aus-
reise als auch während des Aufenthalts eine intensive 
Betreuung der Fachkräfte zu Integrationsfragen ge-
währleistet:
„Nach der Aufnahme der Bewerber in das Pro-
jekt unterstützt die GIZ die Fachkräfte vor allem 
bei der Vorbereitung auf das Leben und Arbeiten 
in Deutschland. Dazu zählen Sprachkurse bis zum 
Fortgeschrittenen-Niveau und ein viertägiger Pfle-
gefachkurs. Zudem unterstützt das Bundesunter-
nehmen den Anerkennungsprozess der im Her-
kunftsland erworbenen fachlichen Qualifikationen. 
Nach der Ankunft in Deutschland begleitet es die 
Fachkräfte bei deren Integration und unterstützt 
zum Beispiel bei Behördengängen. Außerdem wer-
den die Belegschaften der Einrichtungen und Kran-
kenhäuser mit einem Integrationsworkshop auf die 
neuen Kollegen vorbereitet. Während des ersten 
Jahres können sich sowohl die Arbeitgeber als auch 
die Pflegekräfte bei Problemen an eine Telefon-
Hotline wenden“ (GIZ 2018).
Die Teilnahme am Programm ist für die Fachkräfte 
kostenlos und freiwillig, wobei die Voraussetzun-
gen für den Arbeitsmarktzugang gegeben sein müs-
sen (vgl. Kapitel 2.2.1). Arbeitgeber zahlen für die 
Teilnahme am Programm 4.000 Euro pro Fachkraft 
und die Reisekosten der Fachkraft sowie gegebenen-
falls Kosten für die Anerkennung der beruflichen Ab-
schlüsse (ZAV 2016: 7). Seit dem Beginn des Projekts 
haben über 160 Einrichtungen der Pflegebranche 
das Vermittlungsangebot in Anspruch genommen. Es 
sind über 2.000 Pflegefachkräfte durch ZAV und GIZ 
vermittelt worden, von denen ca. 1.300 die Arbeit in 
Deutschland bereits aufgenommen haben (GIZ 2018).
3.2.8 Unterstützung von Selbständigkeit
Wir gründen in Deutschland
Das Portal ‚Wir gründen in Deutschland‘44 ist ein Pro-
jekt der Fachstelle Migrantenökonomie im Förder-
programm ‚Integration durch Qualifizierung (IQ)‘ 
(vgl. Kapitel 3.2.1). Die Website stellt auf 14 Sprachen 
kostenlos Informationen für nicht-deutsche Staats-
angehörige zusammen, die daran interessiert sind, in 
Deutschland ein Unternehmen zu gründen bzw. sich 
selbstständig zu machen. Neben Inhalten für EU-
Staatsangehörige und Geflüchtete bietet die Website 
auch Informationen spezifisch für Drittstaatsangehö-
rige.
Schritt für Schritt werden die interessierten Personen 
durch die Themenfelder ‚Was darf ich?‘, ‚Was brauche 
ich?‘ und ‚Was kommt danach?‘ geführt, die Informa-
tionen u. a. zu Beantragungs- und Erteilungsverfahren 
für Aufenthaltstitel, Businessplanung und Finanzie-
rungen oder dem Umgang mit Behörden und Steuern 
enthalten.
Neben dem Informationsangebot bietet das Por-
tal Downloads an, die bei der Konkretisierung und 
Planung der Geschäftsidee helfen sollen, so bei-
spielsweise einen Leitfaden zur Erstellung eines 
Businessplanes, Geschäftskonzeptes oder Unterneh-
mensplanes, oder bilinguale Glossare mit für Grün-
44 Erreichbar unter www.wir-gruenden-in-deutschland.de 
(17.07.2018).
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dungen in Deutschland relevanten Termini. Das Portal 
nutzt Soziale Medien, um auf die Angebote aufmerk-
sam zu machen (Fachstelle Migrantenökonomie 2018).
3.3 Maßnahmen auf 
Landesebene
Zusätzlich zu den oben beschriebenen Maßnahmen 
auf Bundesebene existiert eine Vielzahl an Maßnah-
men auf Ebene der Bundesländer. Aufgrund der Be-
schränkungen dieser Studie sollen im Folgenden nur 
einige Beispiele der Maßnahmen, die Bundesländer zur 
Verbesserung der Arbeitsmarktintegration auf Landes-
ebene treffen, dargestellt werden. Exemplarisch für 
die Skizzierung landesspezifischer Maßnahmen wur-
den mit Rheinland-Pfalz, Thüringen und Hamburg je 
ein west- und ein ostdeutscher Flächenstaat sowie ein 
Stadtstaat ausgewählt, aus denen jeweils einige Maß-
nahmen als Beispiele vorgestellt werden.
Rheinland-Pfalz
Das rheinland-pfälzische Integrationskonzept, wel-
ches 2017 veröffentlicht wurde (RP 2017), definiert die 
Integration in Berufsausbildung und Arbeitsmarkt als 
eines von mehreren Handlungsfeldern der Landesinte-
grationspolitik. Darin betont die Landesregierung ihren 
Willen, „bei der Arbeitsmarktintegration der arbeits-
losen oder langzeitarbeitslosen Menschen in Rhein-
land-Pfalz, unabhängig von ihrer Herkunft, […] in den 
nächsten Jahren ihre Anstrengungen [zu] verstärken“ 
(MFFJIV 2017: 41).
Umsetzung findet dies beispielsweise durch die För-
derung von zielgruppenspezifischen Orientierungs-
seminaren nach den Förderungsgrundsätzen des 
‚Arbeitsmarktpolitischen Programms zur Ein- bzw. 
Wiedereingliederung von Frauen in das Erwerbsleben‘. 
„Ziel dieser Seminare ist es, Migrantinnen und Asylbe-
gehrende mit Bleibeperspektive, die nach einer Fami-
lienphase wieder in das Erwerbsleben zurückkehren 
möchten, mit Informations- und Qualifizierungsan-
geboten (Sprach- und EDV-Kenntnisse, Möglichkei-
ten auf dem deutschen Arbeitsmarkt) zu unterstützen“ 
(MFFJIV 2017: 42).
Ebenso unterstützt das Land den weiteren Ausbau von 
Netzwerken, die bei der beruflichen und sozialen In-
tegration von zugewanderten Fachkräften unterstüt-
zen können, durch regelmäßige Veranstaltungen und 
Arbeitsgruppen. „In den Welcome Centern bei den 
Industrie- und Handelskammern erhalten Fachkräfte 
und ihre Familienangehörigen bedarfsorientierte An-
gebote und Informationen über das alltägliche Leben 
und Arbeiten in Deutschland“ (MFFJIV 2017: 42).
Thüringen
Für die Landesregierung in Thüringen sind „Beschäf-
tigung und die Teilhabe am Arbeitsmarkt […] die we-
sentlichen Voraussetzungen für eine umfassende ge-
sellschaftliche Partizipation“ (TMMJV 2017: 12). Die 
Landesregierung will daher „im Rahmen der bun-
desrechtlichen Regelungen und ihrer landesrecht-
lichen Zuständigkeit die Voraussetzungen schaffen, 
dass jedem unter Berücksichtigung seiner Stärken und 
Schwächen – gegebenenfalls im Wege einer entspre-
chenden Förderung im Rahmen bestehender Förder-
instrumente – ermöglicht wird, sich für den Arbeits-
markt zu qualifizieren und daran teilzuhaben“ (TMMJV 
2017: 12).
Im Thüringer Integrationskonzept von 2017 werden 
unter dem Handlungsfeld ‚Beschäftigung und Arbeits-
markt‘ verschiedene Maßnahmen der Landesregierung 
zur Arbeitsmarktintegration vorgestellt, so beispiels-
weise die Förderung der Weiterbildung von betriebli-
chen Akteurinnen bzw. Akteuren zu Unterstützerinnen 
bzw. Unterstützern von Arbeits- und Fachkräften mit 
Migrationshintergrund (TMMJV 2017: 53).
Zudem wird auf die Wichtigkeit von Informations- und 
Beratungsangeboten hingewiesen. Ein gutes Praxis-
beispiel sei hier das vom Land geförderte Welcome 
Center Thuringia (WCT), das als zentrale Anlaufstelle 
für Neuzugewanderte und Menschen aus dem Aus-
land konzipiert ist, die sich für eine Beschäftigung, ein 
Studium oder eine Ausbildung in Thüringen interes-
sieren und ebenfalls Thüringer Arbeitgeber informiert, 
die diese beschäftigen möchten. Das WCT ist bei der 
‚Thüringer Agentur Für Fachkräftegewinnung‘ (ThAFF) 
angesiedelt und bietet Erstinformationen zu rechtli-
chen Rahmenbedingungen sowie Verweisberatung an 
(TMMJV 2017: 52).
Hamburg
In Hamburg ist ‚Erfolgreich im Beruf‘ eines der fachli-
chen Themenschwerpunkte des Hamburger Integra-
tionskonzepts von 2017 (BASFI 2017). Ziele, die sich 
das Land hierzu gesetzt hat, sind unter anderem die 
bessere Arbeitsmarktintegration von bereits länger in 
Hamburg lebenden Personen mit Migrationshinter-
grund oder die Erhöhung der Unternehmensgründun-
gen durch Menschen ohne deutsche Staatsangehörig-
keit.
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Mittel zur Umsetzung dieser Ziele ist unter anderem 
die Zentrale Anlaufstelle Anerkennung (ZAA), ein aus 
Mitteln des ESF und dem Hamburger Landeshaushalt 
finanziertes und vom Diakonischen Werk Hamburg 
umgesetztes Projekt. „Die Anlaufstelle stellt Ratsu-
chenden mit Migrationshintergrund, Multiplikatoren, 
Betrieben und anderen Arbeitsmarktakteuren zentrale 
Beratungs- und Informationskompetenz im Bereich 
der Anerkennung im Ausland erworbener Qualifikati-
onen und Abschlüsse zur Verfügung. Bürgerinnen und 
Bürger mit Migrationshintergrund werden hier indivi-
duell über die Möglichkeiten, wie im Ausland erwor-
bene Bildungs-/Berufsabschlüsse und -qualifikationen 
hierzulande anerkannt werden, sowie über Förder-
möglichkeiten beraten“ (BASFI 2017: 56).
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Neben den staatlichen und zivilgesellschaftlichen Pro-
grammen sowie Maßnahmen zur Arbeitsmarktintegra-
tion von Drittstaatsangehörigen, die sich häufig auf die 
Verbesserung der Zugangschancen zum Arbeitsmarkt 
allgemein konzentrieren (Beratung, Qualifikationsan-
erkennung und Vermittlung), findet die Arbeitsplatzin-
tegration letztlich vor allem in den Unternehmen und 
Institutionen selbst statt. Auch diese haben in den ver-
gangen Jahrzehnten vielfältige Ansätze und Konzepte 
entwickelt, die die Integration der neuen ausländi-
schen Beschäftigten in die Betriebe erleichtern sollen. 
Diese Studie kann diesbezüglich nur exemplarisch auf 
die Integrationsarbeit einzelner Unternehmen, flankie-
rende Maßnahmen durch Unternehmensverbände und 
eine Auswahl an Maßnahmen eingehen (Kapitel 4.2). 
Die Darstellung basiert auf jüngsten Handreichungen, 
Leitfäden, Selbstdarstellungen von Unternehmen, ex-
ternen Dienstleistern (z B. Unternehmensberatungen) 
sowie Evaluationen und Studien zum Themenschwer-
punkt. Diese haben in der Regel entweder einen Fokus 
auf die Öffnung von Unternehmen für ausländische 
Fachkräfte und qualifiziertes Personal oder fokussie-
ren sich auf die interkulturelle Öffnung und die diver-
sitätssensible, antidiskriminierende Unternehmens-
entwicklung im Allgemeinen, ohne dabei systematisch 
nach Herkunfts- oder Aufenthaltsstatusgruppen zu 
unterscheiden, wobei die Arbeitsmarkt- und Arbeits-
platzintegration von Geflüchteten in den vergangenen 
Jahren einen neuen Schwerpunkt darstellt45. Die fol-
gende Darstellung von Maßnahmen legt den Schwer-
punkt auf die Arbeitsplatzintegration von ausländi-
schen Fachkräften sowie die diversitätssensible und 
antidiskriminierende Unternehmensentwicklung.
45 In den vergangenen Jahren sind zahlreiche Handreichungen, 
Studien und Praxis-Leitfäden zur Integration von Geflüch-
teten in den Arbeitsmarkt und in Unternehmen erschienen. 
Weiterführende Informationen finden sich u. a. auf den themen-
spezifischen Webseiten des Deutschen Industrie- und Handels-
kammertages (DIHK) https://www.unternehmen-integrieren-
fluechtlinge.de/, des gemeinnützigen Vereins pro: connect 
https://www.proconnect-ev.de/ sowie in Publikationen des 
Kompetenzzentrums Fachkräftesicherung (KOFA 2017a) und 
der Geschäftsstelle der Charta der Vielfalt (Charta der Vielfalt 
2017a).
4.1 Überblick: Unternehmen 
als Akteure der 
Arbeitsmarktintegration
Regional- und branchenspezifisch stehen Unterneh-
men in unterschiedlichem Ausmaß vor der Heraus-
forderung, Beschäftigte für offene Stellen zu finden. 
Die Rekrutierung von Drittstaatsangehörigen ist eine 
von zahlreichen Personalgewinnungsstrategien (vgl. 
Kapitel 2.1.2), auf die Unternehmen und die öffentli-
che Verwaltung zurückgreifen. Während zu Jahresbe-
ginn 2010 im Rahmen einer Konjunkturumfrage der 
Deutschen Industrie- und Handelskammer (DIHK) der 
Anteil der befragten Unternehmen, die im „Fachkräf-
temangel ein Risiko für ihre wirtschaftliche Entwick-
lung“ sahen, bei 16 % lag und bis Jahresbeginn 2014 
auf 37 % anstieg (DIHK 2014: 8f.), gaben in der DIHK-
Konjunkturumfrage im Frühsommer 2018 mehr als 
sechs von zehn Unternehmen (61 %) der knapp 24.000 
antwortenden Unternehmen an, dass der Fachkräf-
temangel ein Risiko für ihre Geschäftsentwicklung 
darstellt (DIHK 2018: 14). Zu einem ähnlichen Ergeb-
nis kommt eine Befragung des Instituts der deut-
schen Wirtschaft Köln (IW Köln) im Oktober/Novem-
ber 2017, wonach 47 % der befragten Unternehmen 
angaben, „dass fehlende Fachkräfte ein Indiz für eine 
betriebliche Überhitzung darstellen und deshalb Pro-
duktionsmöglichkeiten nicht wahrgenommen werden 
können“ (IW Köln 2017: 10).
Zahlreiche Unternehmen und Regionen bringen hier-
bei bereits langjährige Erfahrung bei der Rekrutierung 
ausländischer Beschäftigter mit, während andere erst 
mit einer solchen Rekrutierung beginnen oder diesen 
Weg der Anwerbung bisher nicht gehen (Roedenbeck 
Schäfer 2018b; 2018c). So fällt auch der Anteil aus-
ländischer Beschäftigter an allen Beschäftigten sehr 
unterschiedlich in den Stadt- und Landkreisen der 
Bundesrepublik aus, wie dies einer Studie des Kom-
petenzzentrums Fachkräftesicherung (KOFA)46 für das 
Jahr 2016 zu entnehmen ist (Abbildung 11).
46 Das KOFA wurde 2011 vom Institut der deutschen Wirtschaft 
Köln (IW Köln) gegründet und wird durch das Bundesministeri-
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Aus der Abbildung wird ersichtlich, dass insbesondere 
in den südlichen und westdeutschen Bundesländern 
sowie in den Stadtstaaten der Anteil ausländischer 
Beschäftigter verhältnismäßig hoch ist und teils über 
15 % liegt.
Aber auch in den einzelnen Bereichen von Unterneh-
men fällt der Anteil der ausländischen Beschäftigten 
um für Wirtschaft und Energie (BMWi) gefördert.
Abbildung 11:  Anteil ausländischer Beschäftigter an allen sozialversicherungspflichtig Beschäftigten nach Stadt- und  
Landkreisen 2016
Hinweis: Die Daten enthalten sowohl EU- als auch Drittstaatsangehörige; nur sozialversicherungspflichtig Beschäftigte, Stand 30.09.2017;
Quelle: Auswertungen des Kompetenzzentrums Fachkräftesicherung auf Basis von Daten der Bundesagentur für Arbeit, 2018.
an der Belegschaft in Deutschland unterschiedlich aus. 
In einer Umfrage des Digitalverbands Bitkom und der 
Online-Plattform LinkedIn unter 986 Unternehmen 
in Deutschland wurde im Jahr 2016 erfragt, wie viele 
Unternehmen in welchen Unternehmensbereichen 
bereits ausländische Beschäftigte eingestellt haben 
und wie viele dies für die Zukunft planen (vgl. Abbil-
dung 12).
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Demnach gaben 15 % der Unternehmen an, im IT-und 
Telekommunikationsbereich bereits ausländische Be-
schäftigte zu beschäftigen, vor den Bereichen Control-
ling und Einkauf (je 10 %), Vertrieb (9 %) sowie Qua-
litätsmanagement, Marketing und Marktforschung 
sowie Forschung und Entwicklung (je 7 %). Mit Blick 
auf die zukünftige Personalrekrutierung zeigte sich 
wiederum, dass für alle Unternehmensbereiche der 
Anteil an Unternehmen, die eine internationale Rek-
rutierung in Betracht ziehen, deutlich steigern dürfte. 
Für den IT- und Telekommunikationsbereich gaben 
beispielsieweise 41 % der Unternehmen an, zukünf-
tig ausländische Beschäftigte einstellen zu wollen, für 
das Controlling 37 %, für Forschung und Entwicklung 
33 % und für den Vertrieb 31 %. Aber auch im Einkauf 
(18 %), Qualitätsmanagement sowie Marketing und 
Marktforschung (je 17 %) planen viele Unternehmen 
laut Umfrage ausländische Fach-und Führungskräfte 
in Zukunft verstärkt einzustellen (Rühl 2016 und Bit-
kom/LinkedIn 2016).
Die Studie fragte auch nach dem Anteil der bereits re-
krutierten als auch für die Zukunft geplanten Rekru-
tierung nach Herkunftsregion, so dass sich zwischen 
EU- und Drittstaatsrekrutierung von Fach- und Füh-
rungskräften unterscheiden lässt. So rekrutierten 12 % 
der befragten Unternehmen im Jahr 2016 ausländi-
sche Fach- und Führungskräfte aus westeuropäischen 
EU-Ländern (z.B. Frankreich, Vereinigtes Königreich 
und Belgien), während 53 % eine solche Rekrutierung 
planten. 6 % der Unternehmen rekrutierten im sel-
ben Zeitraum aus südeuropäischen EU-Ländern (z.B. 
Griechenland, Italien, Portugal und Spanien), während 
62 % der Unternehmen eine Rekrutierung aus diesen 
Ländern plante. Bei der Rekrutierung aus Drittstaaten 
lag der höchste Anteil mit 6 % bei Ländern des Nahen 
Ostens (z. B. Ägypten, Irak, Iran, Israel, Syrien), wäh-
rend 19 % der Unternehmen angab, in Zukunft aus 
diesen Ländern rekrutieren zu wollen. 3 % der Unter-
nehmen rekrutierten bereits im Jahr 2016 aus afrika-
nischen Ländern und 14 % der Unternehmen planten 
eine entsprechende Rekrutierung. Bei der Rekrutie-
rung aus zentral- und ostasiatischen Ländern rekru-
tierten 2 % der Unternehmen und 12 % hatten eine 
solche geplant. Für südamerikanische Länder lag der 
Anteil rekrutierter Kräfte bei 4 % und 7% hatten eine 
Rekrutierung aus diesen Ländern in Planung (Bitkom/
LinkedIn 2016: 22). Dabei zeigten sich deutliche Un-
terschied je nach Größe des Unternehmens. Unterneh-
men mit einem Personalbestand von 50 bis 499 Mit-
arbeitenden rekrutierten zum Befragungszeitraum 
ohnehin in deutlich geringerem Umfang und dann in 
Abbildung 12:  Anteil von Unternehmen, die ausländische Beschäftigte eingestellt haben oder dies in Zukunft planen (nach 
Unternehmensbereichen, 2016)
Hinweis: Die Antworten umfassen EU- sowie Drittstaatsangehörige;
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der Regel aus westeuropäischen EU-Ländern (10 %) 
sowie anderen europäischen nicht-EU-Ländern (8 %; 
z. B. aus Norwegen, Schweiz, Türkei). Bei Unterneh-
men mit mehr als 500 Mitarbeitenden hatten im Jahr 
2016 bereits 45 % Mitarbeitende aus anderen europä-
ischen nicht-EU-Ländern rekrutiert und 23 % planten 
eine selbige. 25 % der Unternehmen gaben aber auch 
an, bereits aus Ländern des Nahen Ostens rekrutiert zu 
haben und weitere 29 % hatten eine solche in Planung 
(Bitkom/LinkedIn 2016: 22).
Da sich die Erfahrungen bei der Rekrutierung und Ar-
beitsplatzintegration von ausländischen Beschäftigten 
über Regionen und Firmen hinweg stark unterschei-
den, haben in jüngeren Jahren zahlreiche Branchenver-
bände das Thema aufgegriffen und sich bemüht über 
Beratung, Handreichungen und Veranstaltungen ihre 
Mitgliedsunternehmen bei der internationalen Rekru-
tierung und der Arbeitsplatzintegration zu unterstüt-
zen (vgl. BDA 2016a; KOFA 2016, 2017b).
4.2 Beispielhafte Maßnahmen 
der Arbeitsplatzintegration
Die folgenden Unterkapitel dokumentieren Maßnah-
men, die im Zusammenhang mit der Rekrutierung und 
Integration von ausländischen Beschäftigten initiiert 
wurden, oder von Branchenverbänden, Dienstleistern 
(z. B. Unternehmensberatungen) und in Ratgeberlite-
ratur oder Studien für die Arbeitsplatzintegration emp-
fohlen werden. Die nachfolgend beschriebenen Maß-
nahmen sollen hier ein möglichst breites Spektrum an 
Unternehmensformen (Größe und Sektor), Beschäfti-
gungsarten (z. B. saisonale, gering- oder hochqualifi-
zierte Tätigkeit) sowie Integrationsfeldern umfassen 
(Ausbildung und Qualifizierung, Stärkung von berufli-
chen Kompetenzen und Soft Skills, Informationsver-
mittlung und Beratung, Antidiskriminierung und Di-
versitykompetenz am Arbeitsplatz, maßgeschneiderte 
Maßnahmen zur Arbeitsmarkt und Arbeitsplatzinte-
gration, Anreizsysteme zur Arbeitsaufnahme bzw. Ar-
beitsplatzbereitstellung).
Zwei grundsätzliche Aspekte, die es für Unternehmen 
in dem Prozess zu bedenken gelte, werden wieder-
holt benannt. Dies betrifft zum einen die Empfehlung, 
eine Strategie für die Rekrutierung und Arbeitsplatz-
integration ausländischer Beschäftigter zu entwickeln 
und nicht ohne eine solche Strategie zu agieren (BDA 
2016a: 3; Roedenbeck Schäfer 2018a: 21). Zum ande-
ren wird empfohlen, Maßnahmen nicht einseitig auf 
die ausländischen Beschäftigten auszurichten, sondern 
nach Möglichkeit alle Akteure im Unternehmen und 
dem Umfeld des Unternehmens in den Prozess einzu-
beziehen. Hierzu werden beispielsweise der Vorstand, 
die Bestandsbelegschaft, die ausländischen Beschäf-
tigten, regional ansässige Behörden und die Nachbar-
schaft gezählt (BDA 2016a: 11; Roedenbeck Schäfer 
2018a: 22; Make it in Germany 2018a). Unternehmen, 
die ausländische Fachkräfte rekrutieren und diese in 
ihre Unternehmen einbinden wollen, sollten zudem 
„Ausdauer (mindestens drei Jahre)“ mitbringen, „um 
wirklich über Erfolg oder Misserfolg entscheiden zu 
können“ (Roedenbeck Schäfer 2018a: 21). Ohne Stra-
tegie und ohne Berücksichtigung bestimmter Fallstri-
cke könne zwar die Rekrutierung klappen und auch 
die Arbeitsplatzintegration gelingen, allerdings sei die 
Wahrscheinlichkeit höher, dass die ausländischen Be-
schäftigten das Unternehmen frühzeitig wieder verlas-
sen (Roedenbeck Schäfer 2018a: 12ff.).
4.2.1 Informationsvermittlung vor und 
während des Auswahlprozesses
Als ein wichtiger Aspekt einer gelingenden Arbeits-
platzintegration und des Verbleibs der ausländischen 
Beschäftigten im Unternehmen wird eine hinreichende 
Informationsvermittlung über die Arbeits- und Le-
bensbedingungen in Deutschland, über die Region 
des Unternehmens sowie das Unternehmen selbst 
bereits vor und während des Auswahlverfahrens be-
trachtet. Dies betrifft sowohl die Stellenausschrei-
bung, die bereits entsprechende Hinweise beinhalten 
sollte, als auch ausreichend Zeit für entsprechende 
Informationsvermittlung während des Auswahlge-
spräches. Eine solche Transparenz kann dabei hel-
fen, falsche Erwartungshaltungen zu minimieren und 
möglichen Frust nach der Ankunft in Deutschland zu 
verringern. Laut des Welcome Centers Freiburg kann 
es wiederum sinnvoll sein, „der neuen Fachkraft einen 
‚Look and see trip‘ zum Kennenlernen des Unterneh-
mens, der Mitarbeiter/-innen und des Betriebsortes“ 
zu ermöglichen oder „die Möglichkeit zur Probearbeit 
an[zubieten]” (Welcome Center Freiburg – Oberrhein 
2015: 10).
4.2.2 Unterstützung im Alltag nach der 
Einreise
Zahlreiche Maßnahmen von Unternehmen zur Ar-
beitsplatzintegration umfassen Leistungen außerhalb 
der eigentlichen Arbeitsstelle. Ziel ist es das Ankom-
men der ausländischen Beschäftigten zu erleichtern, 
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Fallstricke bei Behördengängen und damit potentiel-
les Frustpotential zu vermeiden und die allgemeine 
Zufriedenheit der Beschäftigten zu steigern. Die All-
tagsunterstützung umfasst je nach Unternehmen ein 
weitreichendes Portfolio, wie beispielsweise die An-
erkennung und Umschreibung des Führerscheins, 
die Anmeldung eines Fahrzeugs bei der KfZ-Zulas-
sungsbehörde, die Anmeldung des Rundfunkbeitrags 
sowie die Auswahl und Beauftragung von Strom-, Te-
lefon- und Internetanbietern (Roedenbeck Schäfer 
2018a: 118), aber auch Meldungen beim Einwohner-
meldeamt, der Ausländerbehörde, Hilfe bei der Woh-
nungssuche (siehe Unternehmensbeispiel unten), Er-
öffnung eines Bankkontos, Anmeldung der Sozial- und 
Krankenversicherung, Beantragung von Kindergeld, 
Organisation von Kinderbetreuung bzw. Schulanmel-
dung, Beschaffung von Tickets für den öffentlichen 
Nahverkehr, Hinweise zur ärztlichen Versorgung sowie 
auf kulturelle Angebote und Freizeitbeschäftigungen 
(BDA 2016a: 35-39). Unternehmen gehen hierbei un-
terschiedliche Wege, indem sie eigene Willkommens-
pakete, Willkommensmappen oder unternehmensin-
terne Wikis mit mehrsprachigen Erklärungen zur 
Verfügung stellen oder aber konkrete Personen für 
diese Aufgaben im Unternehmen an die Seite der aus-
ländischen Beschäftigten stellen (vgl. Kapitel 4.2.3 zu 
Integrationsbeauftragten und Mentoringprogrammen 
in Unternehmen).
Zahlreiche Personaldienstleister bieten Unternehmen 
in Deutschland sogenannte „Relocation-Pakete“ für 
die Rekrutierung von Arbeitskräften aus dem Ausland 
an. Zu einem Pauschalpreis umfassen diese je nach 
gebuchtem Paket verschiedene Dienstleistungen, wie 
die Unterstützung bei Einreiseformalia (Visum, Doku-
mente, Behördengänge), bei der Wohnungssuche und 
-beschaffung, aber auch der Angebotsentwicklung für 
Kultur- und Freizeitangebote sowie Mentoren- und 
Buddy-Programme (vgl. Beispielunternehmen in Info-
box 1).
Sowohl Mitarbeitende solcher Personaldienstleister 
als auch Relocation-Beauftragte innerhalb von Un-
ternehmen können sich in einem von der DIHK-Bil-
dungs-GmbH in Zusammenarbeit mit dem BAMF und 
weiteren Akteuren entwickelten, bundesweit einheit-
lichen Zertifikatslehrgang zum ‚Relocation Manager 
(IHK)‘ ausbilden lassen. „In fünf Modulen und insge-
samt 98 Stunden erwerben die Teilnehmer profunde 
Kenntnisse über die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen, die bei Beschäftigung und Ansiedlung zu berück-
sichtigen sind. Sie erfahren, wie die neuen Mitarbeiter 
und ihre Familien die Herausforderungen des alltägli-
chen Lebens in Deutschland meistern können, erwer-
ben Know-how für die optimale Gestaltung der Inte-
gration im Unternehmen und lernen hierfür geeignete 
Methoden kennen“ (DIHK-Gesellschaft für berufliche 
Bildung 2018).
Infobox 1:  Unternehmensbeispiel –  
 Recruiting-Team
Im Rahmen des BMWi-geförderten Unterneh-
menspreises „Mit Vielfalt zum Erfolg“ für Willkom-
menskultur wurde im Jahr 2015 beispielsweise die 
„InnoGames GmbH“ ausgezeichnet. Das Hambur-
ger Unternehmen, das Online-Spiele entwickelt 
und betreibt, hatte zu dem Zeitpunkt 350 Beschäf-
tigte aus 30 verschiedenen Ländern, verfügte über 
ein eigenes Recruiting-Team, „das die internationa-
len Fachkräfte in allen Phasen begleitet: Vom ersten 
Kontakt an bis hin zur Einstellung im Unternehmen 
hat jede internationale Fachkraft einen persönlichen 
Ansprechpartner. Individuell werden Visa-, Einreise- 
und Einstellungsformalitäten koordiniert. Nach der 
Ankunft in Deutschland, steht der Fachkraft für den 
ersten Monat eine firmeneigene Wohnung zur Ver-
fügung. Ein Relocation-Partner kümmert sich darü-
ber hinaus um die weitere Wohnungssuche und un-
terstützt z. B. bei der Suche nach einem Kita- oder 
Schulplatz“ (Make it in Germany 2018b).
Sofern Unternehmen keine solchen Relocation-Pa-
kete in Anspruch nehmen, gilt es laut Maja Roeden-
beck Schäfer, verantwortlich für das Karriereportal der 
Diakonie Deutschland und Herausgeberin eines Rat-
geberbuches zur internationalen Rekrutierung in So-
zial- und Gesundheitsunternehmen, zu beachten, dass 
die rekrutierten Arbeitsmigrantinnen und Arbeitsmig-
ranten gegebenenfalls „in der Zeit bis zur Auszahlung 
ihres ersten Gehaltes finanzielle Unterstützung, Vor-
schüsse oder Sachspenden“ benötigen können  
(Roedenbeck Schäfer 2018a: 118f.).
Erstwohnung und Unterstützung bei der 
Wohnungssuche
Die Wohnungssuche gestaltet sich für ausländische 
Beschäftigte nicht selten schwierig, sei es weil in vie-
len Regionen ohnehin Wohnungsmangel herrscht, weil 
Vermieterinnen und Vermieter Skepsis hinsichtlich 
der Probezeit und/oder befristeten Beschäftigungs-
verhältnissen haben, weil die Kommunikation auf-
grund von Sprachbarrieren erschwert ist oder Vorur-
teile bzw. offene Ablehnung gegenüber Migrantinnen 
und Migranten den Zugang zur Wohnung versperren. 
Kulminierend treffen diese Faktoren gerade in der An-
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fangszeit nach der Einreise ausländischer Beschäftigter 
aufeinander. Eine Lösung kann darin liegen, dass Un-
ternehmen selbst oder die beauftragten Dienstleister 
Wohnungen für die ersten Monate anmieten, wobei 
die Bedarfe der Arbeitnehmenden sehr unterschied-
lich sein können und verschiedene Unterbringungs-
formen Vor- und Nachteile mit sich bringen: „Wenn 
Sie beispielsweise eine Gruppe von sechs Fachkräften 
aus demselben Land holen und sie alle zusammen in 
einer großen Wohngemeinschaft unterbringen, wird 
die Gruppe unter sich bleiben und schwer Anschluss 
finden. Wenn dagegen nur einzelne Personen kommen 
oder Sie die Gruppenmitglieder getrennt unterbringen, 
werden sie vermehrt unter Heimweh und Einsamkeit 
leiden. Manche Arbeitgeber bauen daher auf Zweier-
WGs, […]. Eine Alternative wären auch Gastfamilien für 
die ersten Wochen oder für die Dauer der Hospitation 
oder eines Praktikums, die […] einen Teil der ‚Willkom-
mensarbeit‘ abnehmen können“ (Roedenbeck Schäfer 
2018a: 116f.).
Infobox 2:  Unternehmensbeispiel –  
 Willkommenskultur
Ein Beispiel einer aktiven Wohnungsunterstützung 
ist eines der Unternehmen, das 2013 den Unterneh-
menspreis „Mit Vielfalt zum Erfolg“ für Willkom-
menskultur gewann. Das Handwerksunternehmen 
‚HBS Elektrobau GmbH‘ aus Thüringen, das zu dem 
Zeitpunkt 318 Mitarbeitende und 17 internationale 
Auszubildende beschäftigte, erwarb ein Wohnheim, 
das es mit Einzel- und Doppelzimmern ausstattete, 
in dem sowohl die internationalen als auch deut-
sche Kolleginnen und Kollegen wohnen können 
(Make it in Germany 2018c).
4.2.3 Integrationsbeauftragte und 
Mentoringprogramme
Feste Ansprechpersonen im Unternehmen
In mehreren Publikationen und öffentlich zugängli-
chen Interviews mit Unternehmens- und Personalver-
antwortlichen47 wird stets die Bedeutung mindestens 
einer festen Ansprechperson für die ausländischen Be-
47 Eine Videoreihe mit Preisträgern des Unternehmenspreises für 
Willkommenskultur des Bundesministeriums für Wirtschaft und 




schäftigten im Unternehmen hervorgehoben, die sich 
neben der personalverantwortlichen Leitung sowohl 
um rechtliche Angelegenheiten (z. B. Behördengänge) 
als auch um soziale Angelegenheiten kümmert (z. B. 
Hinweise auf Freizeitaktivitäten). Diese Ansprechper-
sonen werden wahlweise „Integrationsbeauftragte“ 
(KOFA 2018; Roedenbeck Schäfer 2018a: 29), „Inte-
grationscoach“ oder „Integrationshelfer“ (Weiterbil-
dungsfinder 2018) genannt, wobei diese Stellen meist 
neben der personalverantwortlichen Leitung existie-
ren. Mittlerweile gibt es zahlreiche Bildungsträger in 
Deutschland, die Fortbildungsseminare für Integra-
tionsbeauftragte in Unternehmen anbieten. Auch die 
Industrie- und Handelskammern bieten einen gemein-
sam mit dem BAMF entwickelten Zertifikatslehrgang 
‚Betrieblicher Integrationsmanager‘ an (vgl. IHK Pots-
dam 2018).
Infobox 3:  Unternehmensbeispiel –  
 Feste Ansprechperson
Ein Unternehmensbeispiel für die Schaffung einer 
solchen festen Ansprechperson ist der Dienstleister 
für Chemieanlagenbau ‚SPS Schiekel‘. Auch dieses 
Unternehmen wurde mit dem Unternehmenspreis 
„Mit Vielfalt zum Erfolg“ für Willkommenskultur 
2015 ausgezeichnet. Mit damals 110 Beschäftigten 
im sächsischen Dohna hatte das Unternehmen eine 
spanisch- und deutschsprachige Integrationsbeauf-
tragte angestellt, die „die Eingliederung in die Be-
triebsstrukturen und das soziale Einleben der spani-
schen Fachkräfte“ begleitete, die das Unternehmen 
angeworben hatte (Make it in Germany 2018d). Be-
gründend heißt es von Seiten des Geschäftsführers, 
Peter Schiekel, „dass wir gelernt haben, nicht nur 
die Arbeit und die Wohnung sind wichtig, sondern 
auch das familiäre und soziale Umfeld und dadurch 
ist es uns gelungen, die Fachkräfte hier zu halten“ 
(Make it in Germany 2018d).
Zu unterscheiden sind Integrationsbeauftragte von 
Antidiskriminierungs- und Diversitybeauftragten (vgl. 
Kapitel 4.2.5) ebenso wie von Mentoringprogrammen 
innerhalb der Belegschaft (siehe unten).
Mentoringprogramme
In zahlreichen Unternehmen werden den neuen aus-
ländischen Beschäftigten für einen gewissen Zeitraum 
erfahrene Mitarbeitende zur Seite gestellt (z. B. für die 
Probezeit, das Praktikum oder das erste Jahr). Diese 
Mentorinnen und Mentoren, ‚Buddies‘, Tandems oder 
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Startbegleiterinnen und Startbegleiter sollen als „Ver-
trauensperson […] bei anfänglichen Problemen“ (IQ 
Netzwerk Brandenburg 2016: 1) und bei „der Vermitt-
lung informeller Regeln und bei der Integration ins 
Team“ helfen (KOFA 2016: 7). Auch für Mentorinnen 
und Mentoren bieten zahlreiche private sowie gewerk-





Neben innerbetrieblichen und (berufsspezifischen) 
Sprachkursen48, die von zahlreichen Unternehmen in 
Deutschland für ihre ausländischen Beschäftigten – 
auch in Ergänzung zu den ESF-BAMF-Kursen bzw. den 
Kursen der berufsbezogenen Deutschsprachförderung 
(vgl. Kapitel 3.2.2) – angeboten werden, organisieren 
zahlreiche Unternehmen Anpassungsqualifizierungs-, 
Anerkennungs-, Weiterbildungs- und Zusatzqualifi-
zierungsmaßnahmen. Im Falle von reglementierten 
Berufen49, in denen eine Anerkennung der Berufsqua-
lifikation für die Ausübung des Berufs bzw. das Füh-
ren der Berufsbezeichnung Voraussetzung ist (vgl. 
Kapitel 2.2.2.2 und 3.2.1), sind solche Zusatzqualifi-
kationen ohnehin zwingend, sofern die Gleichwertig-
keitsprüfung ergab, dass eine Ungleichwertigkeit be-
steht und bestimmte Qualifikationen ergänzt werden 
müssen (BQ-Portal o. J.). Einige Unternehmen bie-
ten etwa betriebliche Weiterbildung oder unterneh-
mensinterne Anpassungslehrgänge (insbesondere im 
Pflegesektor) an, wobei diese beispielsweise auf Pra-
xiseinsätzen basieren können, jedoch nicht immer zur 
Anpassung der Qualifikation ausreichen, so dass diese 
auch durch „theoretische Vorbereitungskurse und die 
Kenntnisprüfung“ ergänzt werden (Roedenbeck Schä-
fer 2018a: 26).
Da es insbesondere für kleinere Unternehmen schwie-
rig sein kann, gesonderte Qualifizierungsmaßnahmen 
einzurichten, kann eine Strategie bei der Rekrutierung 
und Arbeitsplatzintegration darin liegen, sich regional 
48 Andere Unternehmen entscheiden sich hingegen, ihre Fir-
mensprache insgesamt oder in bestimmten Sparten auf Englisch 
umzustellen und somit die sprachliche Hürde zu minimieren 
(vgl. Make it in Germany 2018e).
49  Zu den reglementierten Berufen gehören unter anderem Ärztin-
nen und Ärzte, Krankenpfleger, Rechtsanwältinnen und -anwäl-
te, Lehrkräfte, Erzieherinnen und Erzieher sowie Ingenieurinnen 
und Ingenieure. Die gesamte Liste der reglementierten Berufe 
kann über die Webseite der Bundesagentur für Arbeit eingese-
hen werden: https://berufenet.arbeitsagentur.de/berufenet/
faces/index?path=null/reglementierteBerufeb (12.4.2018).
Infobox 4:  Unternehmensbeispiel –  
 Nachqualifizierung
Ein Beispielunternehmen für eine solche betriebsin-
terne und weitergehende Qualifizierung ist die Di-
akonie Neuendettelsau, die mit 200 Einrichtungen 
und 7.800 Mitarbeitenden „eines der größten diako-
nischen Unternehmen in Deutschland“ ist (Diako-
nie Neuendettelsau 2018). In einem Rekrutierungs-
projekt stellte die Diakonie Neuendettelsau sechs 
vietnamesische Pflegekräfte ein, für die in der Folge 
diverse Qualifizierungsmaßnahmen entwickelt wur-
den. 
Von den diesbezüglichen Erfahrungen berichtet 
der Projektkoordinator der Rekrutierung in einem 
Ratgeberbuch: „Die deutsche Altenpflege und die 
Kompetenzen der ausländischen Fachkräfte klaf-
fen weit auseinander, denn in der Altenpflege geht 
es noch mehr als im Krankenhaus um Hygiene, La-
gerung und Betreuung von Bewohnern und noch 
weniger um medizinische Tätigkeiten. Das war bei 
unseren vietnamesischen Mitarbeitern nicht an-
ders. Blutzucker messen können sie perfekt, aber 
über den Umgang mit Demenz wissen sie wenig. 
Auch im Rahmen der Anpassungsqualifizierung, die 
ihnen die rechtliche Anerkennung ihres Abschlus-
ses ermöglicht, gehört das nicht zum Pflichtpro-
gramm. Wir haben sie in speziellen Trainingseinhei-
ten einmal im Monat zu Themen wie diesem extra 
beschult. Der Rest ist ‚learning by doing‘“ (Roeden-
beck Schäfer 2018a: 41). Der ‚Anpassungslehrgang 
für ausländische Pflegekräfte in der Altenpflege“ 
umfasste dabei sowohl theoretische Fächer (à 240) 
als auch „praktische Ausbildung mit theoretischer 
Unterweisung“ (Diakonie Neuendettelsau 2018b: 4). 
Die Kosten für Anpassungsqualifizierung beziffert 
das Unternehmen auf 1.670 Euro pro Person, wäh-
rend insgesamt 11.500 Euro pro Person für die Re-
krutierung eingeplant sind. Die Rechnung umfasst 
hier neben der Anpassungsqualifizierung, Wohn-
ausstattung, Betreuung/Kümmerprogramm auch 
Vorab-, Flug-, Projektkoordinations- sowie unvor-
hergesehene Kosten (Diakonie Neuendettelsau 
2018b: 13). 
In einem zweiten Rekrutierungsprojekt plant die 
Diakonie Neuendettelsau zudem die vietnamesi-
schen Pflegekräfte nun als Mentorinnen und Men-
toren für die Neuankommenden einzusetzen (Ro-
edenbeck Schäfer 2018: 126). Zudem bereitet das 
Unternehmen ein Trainingsprogramm zur Weiter-
qualifizierung als Schichtleitung vor (Diakonie Neu-
endettelsau 2018b: 16).
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oder branchenspezifisch zusammenzuschließen und 
gemeinsam entweder eine Personalagentur zu beauf-
tragen oder aber gemeinsam Erfahrungen aufzubauen 
und auszutauschen und so die internationale Rekrutie-
rung und Arbeitsplatzintegration weiterzuentwickeln 
(Roedenbeck Schäfer 2018a: 28).
4.2.5 Diversity Management und 
Antidiskriminierung
In zahlreichen Beratungshandbüchern und Ratgeber-
broschüren von Arbeitgeber- sowie Arbeitnehmerver-
bänden, aber auch von Seiten staatlicher Institutio-
nen (u. a. der Antidiskriminierungsstelle des Bundes, 
der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration sowie der BA) und wei-
teren zivilgesellschaftlichen Akteuren (u. a. Migran-
tenorganisationen, Antirassismus-Initiativen) wird die 
Sensibilisierung für Diversität in Unternehmen und Be-
hörden, die Schaffung einer ‚Willkommenskultur‘, das 
Angebot von Antidiskriminierungsschulungen sowie 
die Einrichtung von Diversity- und Antidiskriminie-
rungsbeauftragten als wichtige Maßnahmen zur Ar-
beitsplatzintegration und -zufriedenheit der (neuen) 
ausländischen Beschäftigten, aber auch der deutschen 
Mitarbeitenden mit und ohne Migrationshintergrund 
verstanden. Eine der prominentesten Unternehmen-
sinitiativen in diesem Themenfeld betrifft die Charta 
der Vielfalt.
Charta der Vielfalt
Die Charta der Vielfalt geht auf eine Initiative von vier 
Unternehmen aus dem Jahr 2006 zurück. 2010 grün-
deten elf Unternehmen daraus den Verein ‚Charta der 
Vielfalt e. V.‘. Dieser besteht zurzeit aus 24 Vereins-
mitgliedern50. Zudem ist die Beauftragte der Bundes-
regierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 
Teil des Vorstands. Mit Stand Juni 2018 hatten mehr 
als 2.900 Unternehmen und Institutionen die Charta 
unterzeichnet (Charta der Vielfalt 2018a), die zusam-
men mehr als 9,4 Mio. Beschäftigte umfassen. Unter-
nehmen und Institutionen, die die Charta der Vielfalt 
unterschreiben, gehen eine Selbstverpflichtung ein, die 
sowohl individuelle, institutionelle als auch gesell-
schaftlich-strukturelle Aspekte einschließt. So wollen 
die Unterzeichnenden
50 Adidas, Allianz, BASF, Bayer, BMW, Boehringer Ingelheim, 
BP, Commerzbank, Daimler, Deutsche Bahn, Deutsche Bank, 
Deutsche Post DHL Group, Deutsche Telekom, EY, GE, Henkel, 
innogy, Metro, Novartis, Osram, Sanofi, SAP, Siemens und Volks-
wagen.
„1.  eine Organisationskultur pflegen, die von ge-
genseitigem Respekt und Wertschätzung jedes 
Einzelnen geprägt ist. Wir schaffen die Voraus-
setzungen dafür, dass Vorgesetzte wie Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter diese Werte erkennen, 
teilen und leben. Dabei kommt den Führungs-
kräften bzw. Vorgesetzten eine besondere Ver-
pflichtung zu.
2.  unsere Personalprozesse überprüfen und si-
cherstellen, dass diese den vielfältigen Fähig-
keiten und Talenten aller Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter sowie unserem Leistungsanspruch 
gerecht werden.
3. die Vielfalt der Gesellschaft innerhalb und au-
ßerhalb der Organisation anerkennen, die darin 
liegenden Potenziale wertschätzen und für das 
Unternehmen oder die Institution gewinnbrin-
gend einsetzen.
4.  die Umsetzung der Charta zum Thema des in-
ternen und externen Dialogs machen.
5.  über unsere Aktivitäten und den Fortschritt bei 
der Förderung der Vielfalt und Wertschätzung 
jährlich öffentlich Auskunft geben.
6.  unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter über 
Diversity informieren und sie bei der Umset-
zung der Charta einbeziehen“ (Charta der Viel-
falt 2018b: 6).
Diversität umfasst im Sinne der Charta eine Vielzahl 
von ‚Diversity Dimensionen‘, worunter ethnische Her-
kunft und Nationalität sowie Religion und Weltan-
schauung nur einzelne Dimensionen unter vielen wei-
teren darstellen, die sich neben der Persönlichkeit der 
Beschäftigten auf innere, äußere und organisationale 
‚Diversity Dimensionen‘ aufgliedern lassen (vgl. Abbil-
dung 13; Charta der Vielfalt 2018c).
Die zahlreichen Dimensionen verweisen bereits darauf, 
dass das Verständnis der Charta nicht allein auf einem 
Differenzansatz und der Betonung von Unterschied-
lichkeit beruht, sondern die Vielfalt der Dimensionen 
auch vielfältige Gemeinsamkeiten unter den Beschäf-
tigten mit sich bringt. Kleine, mittlere und Großun-
ternehmen sowie der öffentliche Sektor, Vereine, 
Verbände und Stiftungen werden zu einem aktiven 
‚Diversity Management‘ angehalten, wobei jeweils für 
die einzelnen Akteurstypen spezifische Strategien und 
Maßnahmen vorgeschlagen werden (Charta der Viel-
falt 2018d). Dieses sichere die Wettbewerbsfähigkeit 
um qualifiziertes Personal, helfe auf gesellschaftliche 
und wirtschaftliche Trends zu reagieren und diese zu 
nutzen und liefere „nachweislich bessere Ergebnisse 
in der Problemlösung, Forschung und Entwicklung“ 
(Charta der Vielfalt 2018d). Dabei wirkten getroffene 
Maßnahmen eines Diversity Managements „auch nach 
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innen: Es erhöht die Zufriedenheit, die Loyalität und so 
schließlich auch die Leistungsfähigkeit von Führungs-
kräften, Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern“ (Charta 
der Vielfalt 2018d).
Seit 2014 wird jährlich am 5. Juni der ‚Diversity-Tag‘ 
begangen, an dem insbesondere die Unternehmen und 
Institutionen, die die Charta unterzeichnet haben, „ihr 
Engagement zum Thema Diversity öffentlich“ machen 
(Charta der Vielfalt 2018e). Im Jahr 2017 organisier-
ten über 440 Unternehmen und Institutionen mehr 
als 1.300 Aktionen. Darüber hinaus wird jährlich eine 
Diversity-Konferenz mit über 300 Teilnehmenden ver-
anstaltet (Charta der Vielfalt 2018e). Allerdings ergab 
eine Studie zum 10-jährigen Bestehen der Charta der 
Vielfalt auch, dass zwei Drittel der Unternehmen in 
Deutschland insgesamt zum Zeitpunkt der Befragung 
noch keine Maßnahmen hinsichtlich eines Diversity 
Managements getroffen hatten, während es 81 % der 
Unternehmen waren, die die Charta der Vielfalt unter-
zeichnet hatten (Charta der Vielfalt/EY 2016: 13).
In Unternehmen und Behörden werden die Ziele der 
Charta in Bezug auf die Arbeitsplatzintegration von 
ausländischen Beschäftigten in unterschiedlichem 
Maße, aber insgesamt durch eine große Bandbreite an 
Maßnahmen umgesetzt.
Abbildung 13:  Diversity Dimensionen
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Willkommenskultur
Als eine wesentliche Maßnahme gilt es, eine ‚Will-
kommenskultur‘ im Unternehmen zu etablieren, die 
beispielsweise mehrtägige Willkommensprogramme 
zu Beginn nach der Einreise, Willkommensfeste, Will-
kommensmappen sowie Teambuilding-Maßnahmen 
zum gegenseitigen Kennenlernen umfassten (Make it 
in Germany 2018d). Hierzu wurden auf Verbandsebene 
mehrere Ratgeber und Handreichungen veröffentlicht 
(u. a. BDA 2016a und 2016b: 34; KOFA 2016).
Diversity- und Antidiskriminierungsschulungen
Unternehmen können Diversity- und Antidiskrimi-
nierungsschulungen für die Führungskräfte sowie 
die Belegschaft anbieten, wobei diese sowohl auf die 
Bestandsbelegschaft als auch die neuen ausländi-
schen Beschäftigten zielen können (Make it in Ger-
many 2018f). In der Studie zum 10-jährigen Bestehen 
der Charta der Vielfalt gaben 73 Prozent der befrag-
ten Unternehmen, die die Charta nicht unterzeichnet 
hatten und 65 Prozent der unterzeichnenden Unter-
nehmen an, dass ‚Diversity-Trainings für die Führungs-
kräfte‘ hilfreich seien, um Widerstände gegen ein Di-
versity Management abzubauen (Charta der Vielfalt/
EY 2016: 43). Hinsichtlich Trainings für die Belegschaft 
gaben jeweils circa 50 % der Unternehmen an, dass 
diese hilfreich für die Überwindung von Widerständen 
hinsichtlich eines Diversity Managements seien (Charta 
der Vielfalt/EY 2016: 43).
Diversity- und Antidiskriminierungsbeauftragte
Als eine weitere Maßnahme und zur institutionellen 
Verankerung im Unternehmen können Unternehmen 
ein Diversity-Gremium, eine entsprechende Arbeits-
gruppe und/oder die Stelle einer Diversity- und Anti-
diskriminierungsbeauftragten schaffen, die als Initia-
tionsgeber sowie Ansprech- und Vertrauenspersonen 
im Falle diskriminierender Auseinandersetzungen die-
nen können (Charta der Vielfalt/EY 2016: 14). Insbe-
sondere diese Verankerung im Unternehmen mit einer 
entsprechenden Stelle und/oder einem Gremium wird 
als wichtig erachtet, da sonst die Gefahr besteht, dass 
es beim Diversity Management bei „Lippenbekennt-
nissen und öffentlichkeitswirksamen Parolen“ bleibe. 
„Bewegung kommt insbesondere dann in das Thema, 
wenn Verantwortlichkeiten festgelegt werden und ein 
Gremium das Thema immer wieder auf die Tagesord-
nung bringt. Bei dem Gremium kann es sich um einen 
Lenkungskreis handeln, um einen interkulturellen Ar-
beitskreis oder Ähnliches, je nachdem, wie es im Be-
trieb angebunden werden kann. Wird ein Gremium 
oder eine Arbeitsgruppe vereinbart, sollte verhandelt 
und verbindlich festgehalten werden, welche Funkti-
onen das Gremium hat und wie seine Arbeit begleitet 
wird. Dazu gehört auch, die Häufigkeit und das Ziel der 
Treffen zu beschreiben. Ebenso sollte der Finanzrah-
men geklärt, die Freistellung geregelt und die Frage 
geklärt werden, ob eine Kostenübernahme für Weiter-
bildungen inklusive der eventuell anfallenden Reise-
kosten erfolgt“ (Dälken 2015: 39).
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im gleichen Zeitraum relativ konstant (19,2 % im Jahr 
2014 und 20,2 % im Jahr 2017) und lag deutlich über 
der Gesamtquote (7,5 % im Jahr 2014 und 6,3 % im 
Jahr 2017). Sowohl die Beschäftigtenquote als auch 
die Arbeitslosenquote werden dabei wesentlich durch 
die hohe Fluchtzuwanderung bedingt, die im glei-
chen Zeitraum stark anstieg: Während in 2014 ledig-
lich 5,6 % der sozialversicherungspflichtig beschäf-
tigten Drittstaatsangehörigen die Staatsangehörigkeit 
eines der acht zugangsstärksten nichteuropäischen 
Asylherkunftsländer (vgl. Kapitel 2.3.2.2) innehatte, 
wuchs dieser Anteil bis 2017 auf 10,2 % (ein Zuwachs 
von ca. 90.000 Personen). Eine ähnliche Entwicklung 
zeigt sich bei der Arbeitslosigkeit: Während im Au-
gust 2014 ca. 58.000 Personen mit einer Staatsange-
hörigkeit einer der acht relevantesten Asylherkunfts-
länder arbeitslos gemeldet waren, war diese Zahl 
bis zum August 2017 um ca. 138.000 Personen auf 
ca. 196.000 Personen angestiegen.
Staatliche Maßnahmen
Neben dem Regelsystem der aktiven Arbeitsförderung 
(SGB II und III) existiert eine Vielzahl von staatlichen 
Maßnahmen, die der Verbesserung der Chancen von 
Drittstaatsangehörigen, in den Arbeitsmarkt einsteigen 
zu können, dienen. Die Maßnahmen richten sich unter 
anderem auf die Bereiche Ausbildung und Qualifizie-
rung, Stärkung von beruflichen Kompetenzen und Soft 
Skills, Informationsvermittlung und Beratung, Antidis-
kriminierung und Diversitykompetenz am Arbeitsplatz, 
maßgeschneiderte Maßnahmen zur Arbeitsmarkt- 
bzw. Arbeitsplatzintegration, Anreizsysteme zur Ar-
beitsaufnahme bzw. Arbeitsplatzbereitstellung sowie 
Unterstützung von Selbständigkeit.
Herausforderungen bei der 
Arbeitsmarktintegration
Die Arbeitsmarktbeteiligung von Drittstaatsangehöri-
gen bleibt seit Jahren hinter der gesamtgesellschaftli-
chen Arbeitsmarktbeteiligung zurück, was sich sowohl 
an den niedrigeren Beschäftigtenquoten als auch an 
den höheren Arbeitslosenquoten von Drittstaatsange-
hörigen ablesen lässt. Zur Erklärung werden verschie-
dene Faktoren herangezogen, so unter anderem „ge-
ringe oder weit zurückliegende Berufserfahrungen, 
fehlendes Wissen über den deutschen Arbeitsmarkt 
Fragen der Arbeitsmarktintegration fallen in mehrere 
Rechtsbereiche (Aufenthaltsrecht, Arbeitsrecht, Sozi-
alrecht etc.). Von zentraler Bedeutung sind die Rege-
lungen zur aktiven Arbeitsförderung (SGB II und III), 
mit Hilfe derer auch Drittstaatsangehörige bei Arbeits-
losigkeit wieder in Beschäftigung vermittelt werden 
sollen, wenn sie die Zugangsvoraussetzungen erfüllen. 
Darüber hinaus regelt das Aufenthaltsgesetz Maßnah-
men des Bundes zur Förderung der Arbeitsmarktinte-
gration, beispielsweise die berufsbezogene Deutsch-
sprachförderung (§ 45a AufenthG).
In der Integrationspolitik und -verwaltung sind Ver-
antwortlichkeiten und Kompetenzen auf allen Ebenen 
des föderalen, politischen und administrativen Sys-
tems verteilt. Im politischen Bereich fällt die Arbeits-
marktintegration überwiegend in den Kompetenzbe-
reich des BMAS und mittelbar des BMI, des BMBF, des 
BMFSFJ sowie des BMWi als auch in den Arbeitsbe-
reich entsprechender Landesministerien. Im operati-
ven Bereich sind die BA, ihre regionalen Direktionen 
und die Agenturen für Arbeit/Jobcenter zentrale Ak-
teure. Für die Koordination und Durchführung der be-
rufsbezogenen Deutschsprachförderung ist hingegen 
das BAMF zuständig, das sich zur Durchführung der 
Kurse öffentlicher und privater Träger bedient.
Die Bundesregierung sieht die Verbesserung der Ar-
beitsmarktintegration von Migrantinnen und Migran-
ten als Kernaufgabe ihrer Integrationspolitik und ver-
steht diese als Teil ihrer längerfristigen Strategie zur 
Sicherung der Fachkräftebasis in Deutschland.
Stand der Arbeitsmarktintegration von 
Drittstaatsangehörigen
Betrachtet man die Arbeitsmarktbeteiligung von Dritt-
staatsangehörigen insgesamt, bleibt diese nach wie 
vor hinter der gesamtgesellschaftlichen Arbeitsmarkt-
beteiligung zurück. Zwar wuchs die Zahl der sozi-
alversicherungspflichtig beschäftigten Drittstaats-
angehörigen zwischen 2014 und 2017 deutlich (von 
1.205.295 Personen im Jahr 2014 auf 1.532.075 Per-
sonen im Jahr 2017), die Beschäftigtenquote sank 
aufgrund der gestiegenen Zuwanderung von Dritt-
staatsangehörigen allerdings im gleichen Zeitraum 
(von 43,4 % im Jahr 2014 auf 40,7 % im Jahr 2017). Die 
Arbeitslosenquote von Drittstaatsangehörigen blieb 
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und seine Berufsstrukturen, reale institutionelle bzw. 
subjektiv wahrgenommene Diskriminierungen sowie 
Verdrängungseffekte im Arbeitsmarkt“ (Beauftragte 
der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und 
Integration 2016: 172), oder aber eine im Durchschnitt 
geringere Qualifikation sowie die Tatsache, „dass Aus-
länder in höherem Maße im vom Strukturwandel 
stärker betroffenen sekundären Sektor arbeiten“ (BA 
2018e: 39). Auch die in dieser Studie beschriebenen 
staatlichen Maßnahmen zur Arbeitsmarktintegration 
zielen vielfach auf einen Ausgleich der ungleichen Vor-
aussetzungen beim Arbeitsmarktzugang.
Privatwirtschaftliche Maßnahmen
Die internationale Rekrutierung stellt eine von zahl-
reichen Personalgewinnungsstrategien von Unterneh-
men in Deutschland dar, wobei Umfragen ergeben, 
dass sich der Anteil an Unternehmen, die international 
rekrutieren, künftig deutlich erhöhen wird. Zur bes-
seren und nachhaltigeren Integration am Arbeitsplatz 
haben zahlreiche Unternehmen, Unternehmensver-
bände und Dienstleister eine Vielzahl an Maßnahmen 
aufgelegt, die die staatlichen und zivilgesellschaft-
lichen Programme ergänzen sollen. Konkrete Maß-
nahmen umfassen beispielsweise die hinreichende 
Informationsvermittlung über die Arbeits- und Le-
bensbedingungen in Deutschland, über den Standort 
des Unternehmens sowie das Unternehmen selbst; 
Unterstützung bei Einreiseformalia (z. B. Visumbean-
tragung); Unterstützung im Alltag nach der Einreise, 
beispielsweise durch Hilfe bei Behördengängen, der 
Wohnungssuche oder der Organisation von Kinderbe-
treuung; die Etablierung von Integrationsbeauftragten 
und/oder Mentoringprogrammen; Unternehmensspe-
zifische Qualifizierungs- und Weiterbildungsmaßnah-
men; ein Diversity Management und Maßnahmen zur 
Antidiskriminierung.
Herausforderungen bei der 
Arbeitsplatzintegration
Bei der Arbeitsplatzintegration sind ebenfalls potenti-
elle Fallstricke zu beachten, die im Zuge der interna-
tionalen Rekrutierung, Integration und längerfristigen 
Bindung von Beschäftigten aus Drittstaaten auftre-
ten können. Neben einer fehlenden Vorbereitung der 
ausländischen Beschäftigten auf die Lebens- und Ar-
beitsbedingungen in Deutschland bestehen Heraus-
forderungen der Integration auch darin, dass die aus-
ländischen Beschäftigten von ihren Partnerinnen und 
Partnern bzw. Kindern getrennt sind oder sich diese in 
Deutschland nicht wohl fühlen. Eine Lösung besteht 
beispielsweise darin, dass Unternehmen eruieren, ob 
sie auch „mitziehenden Familienangehörigen ein Jo-
bangebot unterbreiten oder sie bei der Stellensuche 
unterstützen“ können (KOFA 2016: 9).
Zudem belegt eine wachsende Zahl empirischer Stu-
dien, dass Bewerberinnen und Bewerber mit Migrati-
onshintergrund beim Eintritt in den Arbeitsmarkt oder 
bei der Suche nach einem neuen Arbeitsplatz Diskrimi-
nierung erfahren (z. B. Kaas/Manger 2010; Schneider/
Yemane/Weinmann 2014; Koopmans/Veit/Yemane 
2018)51. Das diskriminierende Verhalten von Arbeitge-
bern wird in diesen Studien zurückgeführt auf unbe-
wusste Assoziationen, stereotype Zuschreibungen, die 
Bevorzugung der eigenen Bezugsgruppe, Erwartungen 
und Risikoeinschätzungen (die wiederum zum Teil auf 
Vorbehalten basieren) (Schneider/Yemane/Weinmann 
2014: 4; Koopmans/Veit/Yemane 2018: 36). Diver-
sity Management und Maßnahmen zur Antidiskrimi-
nierung sind zwei Strategien, mit denen einige Unter-
nehmen versuchen, diesen ausschließenden Prozessen 
entgegenzuwirken.
51  Die Studien spezifizieren nicht nach Staatsangehörigkeit, sodass 
Aussagen zur Arbeitsmarktdiskriminierung spezifisch von Dritt-
staatsangehörigen nicht gemacht werden können.
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